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Kontrolle ...



Kontrolle könnte der Begriff für eine höchst beruhigende Instanz oder
Versicherung oder das Wort für die Perspektive einer negativen Gegenwart
und Absicht sein. Bestimmt wird dieses von den jeweils Betroffenen oder
den die entsprechende Kontrolle Ausübenden. Zur
Interessenversicherung, Wirklichkeitsbewältigung und zur Lebensplanung
ist diese Verfahrensweise deshalb auch für jedes Voranschreiten und für
jede Wechselwirkung so unverzichtbar wie die zugrunde liegenden
Voraussetzungen, Begleiterscheinungen und Folgen es sind.

Kurzum, jede Herleitung oder noch so aufrichtige Reflexion und
schlagende Beweiskraft setzt die Praxis einer präzisen oder umfassenden
Kontrolle immer voraus. Solch eine Prüfung wäre ebenso ein erster
Schritt zur Sicherung eines Vorhabens wie es zum Beispiel die Witterung
bei den Tieren wäre. Danach ist also kein zu beschreibendes Ereignis und
keine zu erfahrende Realität ohne die Regel einer wie auch immer
gearteten Kontrolle vorstellbar und existent.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 13. Juli 2021
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REZENSION/036: Diana Johnstone - Circle in the Darkness (SB)

Diana Johnstone



Circle in the Darkness

Memoirs of a World Watcher




Hätte man Teilnehmenden der gigantischen Demonstration am 10. Juni
1982 in Bonn gegen den NATO-Doppelbeschluß zur Aufstellung neuer
nuklear bewaffneter, gegen den Warschauer Pakt gerichteter
Pershing-II-Raketen und Tomahawk-Marschflugkörper in Westeuropa
gesagt, keine zwanzig Jahre später würde ein wiedervereinigtes
Deutschland unter der Führung eines Außenministers der Grünen an einem
vom UN-Sicherheitsrat nicht legitimierten Krieg der nordatlantischen
Militärallianz gegen die Bundesrepublik Jugoslawien teilnehmen, wäre
man ausgelacht und für einen Spinner erklärt worden. Von den mehr als
500.000 Friedensaktivisten, die sich damals am Rheinufer für eine Welt
ohne Atomwaffen stark machten, hätte praktisch niemand eine solche
Entwicklung für möglich gehalten.




[image: Luftaufnahme eines längeren Autobahnabschnitts mit zahlreichen geparkten Bussen und unzähligen Demonstranten, die zu Fuß unterwegs sind - Foto: Mummelgrummel, CC BY-SA 4.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia Commons]

Friedensdemo in Bonn am 10. Juni 1982

Foto: Mummelgrummel, CC BY-SA 4.0

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia Commons



Und trotzdem hat die Geschichte diesen Verlauf genommen. Die ach so
vielversprechende jugendliche Gegenkultur, die in den sechziger und
siebziger Jahren gegen den Vietnamkrieg und damit gegen militärische
Interventionen der Industriestaaten in der Dritten Welt protestierte,
sich im Rahmen diversester Initiativen gegen autoritäre
Herrschaftsstrukturen, überkommene Religiosität,
Geschlechterungerechtigkeit, Rassismus, soziale Mißstände und
Umweltzerstörung auflehnte und die Welt mit neuen, aufregenden Formen
der Populärmusik beglückte und begeisterte, hat den "Marsch durch die
Institutionen" nicht überlebt. Statt dessen haben diese Institutionen
die Hoffnungen und Ideen der Möchtegern-Revoluzzer zu Staub zermalmt
und für die eigenen Zwecke umgeformt, während eine global agierende
Musikindustrie Pop, Rock, Soul und Hip Hop jedes Quentchen
Aufmüpfigkeit ausgetrieben und die Künstler zu Leierkastenaffen des
Kapitals degradiert hat - bestes Beispiel die Gangster-Rapper mit
ihren Goldketten, tiefgelegten Autos, Macho-Allüren und
frauenverachtenden Texten und Videos.




[image: Tausende Friedensaktivisten vor dem Lincoln Memorial versammelt; im Vordergrund ein Plakat mit der Aufforderung 'Get the hell out of Vietnam' - Foto: Frank Wolfe, Public domain, via Wikimedia Commons]

Der große 'Marsch auf das Pentagon' der Vietnamkriegsgegner am 21.
Oktober 1967

Foto: Frank Wolfe, Public domain, via Wikimedia Commons



Wie es dazu kommen konnte und sich die Hoffnungen von einst als so
trügerisch-naiv erweisen sollten ist der Hauptgegenstand der
großartigen Biographie von Diana Johnstone, "Circle in the Darkness -
Memoirs of a World Watcher". Die 1934 in den USA geborene Journalistin
und Sachbuchautorin war schon immer eine wache und kritische Zeugin
des Weltgeschehens. Zu ihren frühesten Kindheitserinnerungen gehören
die staatlichen Feierlichkeiten in Washington D. C. zur Einführung
Franklin D. Roosevelts in seine zweite Amtszeit als US-Präsident im
Januar 1937, der Johnstone in Begleitung ihrer vom New Deal
überzeugten Eltern als wohl eine der jüngsten Zuschauerinnen
beigewohnt hat. Obwohl die Familie aus Minnesota stammte, arbeitete
die Mutter zu diesem Zeitpunkt beim Sozialministerium, während der
Vater in der Kongreßbibliothek für seine Doktorarbeit forschte. Später
sollte letzterer jahrzehntelang als Nuklearkriegsplaner im Pentagon
arbeiten. Die Gewissensbisse darüber haben Johnstones Vater zur
Niederschrift seiner eigenen Memoiren veranlaßt, welche die Tochter
nach seinem Ableben lektoriert hat und 2016 als "From MAD to Madness -
Inside Pentagon Nuclear War Planning" veröffentlichen konnte.

1953 besucht Johnstone im Rahmen eines Russisch-Studiums das
sozialistische Jugoslawien. Dort wird ihr nach einigen Monaten aus
fadenscheinigen Gründen Spionage vorgeworfen. Nach kurzem Prozeß wird
sie der Hochschule und des Landes verwiesen. Trotzdem hat sie dort
unter ihren Kommilitoninnen einige Freunde fürs Leben gefunden. Nach
einer längeren Reise durch Westeuropa kehrt sie in die USA zurück,
gerade als die Kommunistenjagd von Senator Joseph McCarthy aus
Wisconsin den Zenit seiner Macht überschreitet. Dazu schreibt
Johnstone, inzwischen Bibliothekarin bei der Nachrichtenagentur
Associated Press in Washington, was ihr damals als Einstieg in den
Journalismus vorschwebte, mit der ihr eigenen Nüchternheit und
Direktheit:

Über mehrere Jahre hinweg hatten sich McCarthy und die
 Mainstream-Medien in einem Anflug von tiefstem Zynismus gegenseitig
 benutzt. McCarthy wußte, daß die Presse seine Enthüllungen über die
 umfassende kommunistische Unterwanderung verschlingen würde, ohne
 sich die Mühe zu machen herauszufinden, ob sie wahr oder unwahr
 waren, denn Kommunistenhetze war "gut fürs Geschäft" und niemand
 wollte sich dem Vorwurf der Beihilfe des Feindes aussetzen.
 Journalisten, die genau wußten, daß es sich bei McCarthys
 Behauptungen um nichts als die unbegründeten Absonderungen eines
 betrunkenen Phantasten handelten, gaben sie unkommentiert als die
 reine Wahrheit wieder. Jahrelang machte praktisch das gesamte
 Washingtoner Pressekorps bei dieser Charade mit. In der Freizeit
 betrachtete man McCarthy als Witzfigur, während man im Dienst seine
 Behauptungen mit ernsthaftem Gesicht und bewegter Stimme der
 Öffentlichkeit servierte. Doch es war alles nur Show, ein Spektakel
 auf der Basis von nichts als heißer Luft.

 (eBook S. 26 in der Übersetzung des Schattenblicks).




[image: Schwarzweißaufnahme der Konfrontation zwischen McCarthy und Welch im Sitzungssaal des US-Senats - Foto: United States Senate, Public domain via Wikimedia Commons]

Der historische Augenblick, in dem Kommunistenjäger Joe McCarthy
(rechts) den Bogen überspannte, als er Joseph Welch, Rechtsbeistand
des Pentagons (links), vor dem US-Senat am 9. Juni 1954 verhörte

Foto: United States Senate, Public domain via Wikimedia Commons



Als 1956 ein enger Freund und Arbeitskollege bei der AP, Herb
Altschull, als Korrespondent nach Deutschland geschickt wird, folgt
Johnstone ihm dorthin und gibt sich als seine Ehefrau aus. Mit der
Zeit werden die beiden tatsächlich zum Paar und bekommen eine Tochter.
An der Seite Altschulls lernt Johnstone die Bundesrepublik im
allgemeinen und die diplomatische, mediale und politische Elite im
ansonsten verschlafenen Nest Bonn im besonderen kennen. Dort widert
sie die arrogante Haltung der angloamerikanischen Pressevertreter an.
Als nach einigen Jahren am Rheinufer die nicht-amtliche Ehe wegen
eines Seitensprungs Altschulls scheitert, setzt sich Johnstone samt
Tochter für acht Monate zu Freunden in Rom ab, wo sie in
literarisch-intellektuellen Kreisen verkehrt und sich als freie
Schriftstellerin zu etablieren versucht. Als dies jedoch nicht
gelingt, geht sie an die Universität von Minnesota zurück, um
französische Literatur zu studieren. Gegenstand ihrer Doktorarbeit
werden die Bücher, Artikel und Pamphlete des großen französischen
Schriftstellers, Abenteurers und späteren Kulturministers Charles de
Gaulles, André Malraux.

Im Frühjahr 1966 nimmt Johnstone in Minnesota an einer der ersten
Demonstrationen gegen den Vietnamkrieg teil und wird fast verhaftet.
Die Erfahrungen in diesem Zusammenhang machen sie zu einer strikten
Befürworterin friedlichen Protests und erklärten Gegnerin aller
Gewaltakte oder Ausschreitungen, die dem staatlichen
Repressionsapparat in die Hände spielen und von den herrschenden
Medien zu Propagandazwecken ausgeschlachtet werden können. Im Sommer
1966 fährt sie zwecks Doktorarbeit für zwei Jahre nach Paris. Dort
ergänzen Studium und Gegnerschaft zum Vietnamkrieg einander perfekt.
Schließlich hatte sich Malraux bereits ab den zwanziger Jahren
intensiv mit dem französischen Kolonialismus in Indochina kritisch
auseinandergesetzt und die Region mehrfach bereist.




[image: Aufgebrachte Studenten streiken vor der Eingangshalle von Frankreichs berühmtester Universität - Foto: Archives nationales, Public domain, via Wikimedia Commons]

Protestierende Studenten an der Pariser Sorbonne am 3. Mai 1968

Foto: Archives nationales, Public domain, via Wikimedia Commons



In Paris erlebt Johnstone hautnah die Proteste von Mai 1968. Ihr
Urteil darüber fällt negativ aus. Die jugendlichen Unruhen hätten die
kommunistische Partei, damals praktisch die stärkste Partei
Frankreichs, schwer und nachhaltig geschwächt; die Ereignisse von
damals hätten den Abschied vom marxistischen Klassenkampf und vom
Arbeiter als historischem Subjekt eingeleitet, so Johnstone. Über
"Danny the Red" Cohn-Bendit, der später große Karriere als Leitwolf
der EU-Grünen machen wird, findet sie kein gutes Wort, beschreibt ihn
quasi als Schaumschläger und Wichtigtuer.




[image: Porträtfoto eines jugendlichen Cohn-Bendit mit Schnurrbart - Foto: Jac. de Nijs / Anefo, CC BY-SA 3.0 NL https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/nl/deed.en, via Wikimedia Commons]

Daniel Cohn-Bendit beim Auftritt Ende Mai 1968 in Amsterdam

Foto: Jac. de Nijs / Anefo, CC BY-SA 3.0 NL

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/nl/deed.en, via
Wikimedia Commons



Nach der Rückkehr in die USA bekommt Johnstone eine Stelle im
Lehrkörper der Universität von Minnesota. Von dort aus organisiert die
alleinstehende Mutter die erste Bürgerdelegation der USA, die 1970 in
Paris - parallel zu den offiziellen Friedensverhandlungen zwischen
Washington und Hanoi - mit zivilgesellschaftlichen Vertreter Vietnams
direkte Gespräche aufnimmt. In dieser Phase lernt sie Noam Chomsky
kennen. Der berühmte Linguist vom Massachusetts Institute of
Technology (MIT) und Vorzeigedissident der USA wird zum ideologischen
Verbündeten. 1972, nachdem ein eigenes Buch zum amerikanischen
Militäreinsatz im Vietnam keinen Verleger findet, wird Johnstone
Redakteurin für englischsprachige Medien bei der Agence France-Presse
(AFP) in Paris. Ihre Meinung von der Presse wird nicht besser. Den
Watergate-Skandal bewertet sie als "ersten offenen Eingriff des tiefen
Staats in die Politik" und tut die vermeintliche Sternstunde des
Investigativjournalismus als Produkt einer antidemokratischen
Klüngelei zwischen der Washington Post und deren Quelle "Deep Throat",
die später als FBI-Vizedirektor Mark Felt identifiziert werden sollte,
ab:

"Nixon war ein Sündenbock. Es spielte keine Rolle, daß er
 unsympathisch war. Um effektiv als Sündenbock zu fungieren, muß man
 wohl unsympathisch sein. Der Sturz Nixons war das Ergebnis eines
 brillanten Komplotts, der die Generationen wieder zusammenbrachte,
 die sich aufgrund der unterschiedlichen Positionen zum Krieg
 entzweit hatten. Nun konnten sie sich darüber verständigen, daß
 Nixon ein Schurke war. Watergate spülte die Sünden der Nation fort.
 Es bereitete die Wiedergeburt Amerikas vor, zunächst unter der
 Führung eines unschuldigen Gerald Ford und später des guten
 Christenmenschen Jimmy Carter, Verfechter der Menschenrechte."
 
(eBook S. 75, SB-Übersetzung)




[image: Nixon und Breschnew, zusammensitzend und lächelnd, genießen sichtlich den gemeinsamen Bootsausflug - Foto: Atkins, Oliver F., White House Photo Office, Public domain, via Wikimedia Commons]

US-Präsident Richard Nixon und Leonid Breschnew, Generalsekretär der
KPdSU, am 19. Juni 1973 an Bord der präsidialen Motoryacht USS  Sequoia

Foto: Atkins, Oliver F., White House Photo Office, Public domain, via Wikimedia Commons



In ihrer Position zunächst bei der AFP in Paris und von 1979 bis 1990
als Europa-Korrespondentin der linken US-Zeitschrift In These Times
verfolgt Johnstone aufs Engste die gesellschaftliche Entwicklung auf
dem Alten Kontinent, darunter die Entspannungspolitik Willy Brandts,
und stellt mit Bedauern den Siegeszug des Poststrukturalismus in den
Philosophie-Fakultäten fest, wodurch der Mensch vom selbstbestimmten
politischen Akteur zum Spielball irgendwelcher Strukturen und Kräfte
degradiert wird. Michel Foucault, den Hauptverfechter dieser Richtung,
kanzelt sie als Person mit einem Wort ab: "unangenehm". Johnstones
Abhandlungen in der Biographie über die "bleiernen Jahre" in Italien -
Stichwort Gladio -, über den kläglichen Untergang des Eurokommunismus,
über die Hintergründe der Attentate 1978 auf den italienischen
Christdemokraten Aldo Moro, 1981 auf Papst Johannes Paul II und 1986
auf den schwedischen Premierminister Olof Palme sind extrem
aufschlußreich.




[image: Die Regierungschefs der BRD, der DDR, der USA und Österreichs in seltener Harmonie - Foto: Bundesarchiv, Bild 183-P0805-314 - Sturm, Horst - CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0 DE https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en, via Wikimedia Commons]

KSZE-Konferenz in Helsinki, Unterzeichnung der Schlußakte am 1. August
1975 u.a. durch Helmut Schmidt, Erich Honecker, Gerald Ford, Bruno Kreisky

Foto: Bundesarchiv, Bild 183-P0805-314 - Sturm, Horst - CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0 DE

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en, via Wikimedia Commons



Mit zahlreichen deutschen Friedensaktivistinnen befreundet, darunter
auch Petra Kelly, begleitet Johnstone wohlwollend die
Anti-Atomkriegsbewegung der frühen achtziger Jahre, worüber sie 1985
das Buch "The Politics of Euromissiles - Europe's Role in America's
World" veröffentlicht. In Nachhinein macht sie hier die
Weichenstellung für die Wiedervereinigung Deutschlands und dessen
Aufstieg zur Hegemonialmacht innerhalb der EU aus. Kaum haben sich
1991 Warschauer Pakt und Sowjetunion aufgelöst, da brechen bereits die
Sezessionskriege in Jugoslawien aus. Johnstone, inzwischen
Pressesprecherin der grünen Fraktion im EU-Parlament in Brüssel bzw.
Strasbourg, bereist mehrmals die umkämpfte Region, tauscht sich mit
den früheren Freunden im einstigen Tito-Staat sowie zahlreichen
Intellektuellen aus und kommt zu einer ganz anderen Bewertung des
Geschehens als die im Westen kolportierte Version, wonach die
atavistischen Serben am blutigen Untergang des einstigen
Vielvölkerstaats allein schuld seien.




[image: Heruntergekommene, kriegsbeschädigte Häuser sprechen eine traurige Sprache - Foto: Falk2, CC BY-SA 4.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia Commons]

Zerstörte Häuser im einst serbischen Dorf Lika Jesnica acht Jahre nach
Ende des Kriegs in Kroatien

Foto: Falk2, CC BY-SA 4.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia Commons



Johnstone hebt die große Mitverantwortung Deutschlands und der USA für
das Balkan-Gemetzel hervor und weist auf deren vielfältige
Interventions- und Destabilisierungsmaßnahmen im Vorfeld des Konflikts
sowie währenddessen hin. Zum Thema Jugoslawien-Krieg hat Johnstone ihr
Meisterwerk "Fool's Crusade - Jugoslavia, NATO and Western Delusions"
verfaßt. Das Buch stellt die Kriegslügen der westlichen
Propagandamaschinerie derart bloß, daß 2003 in Schweden die
Übersetzung Johnstone den Vorwurf, eine Leugnerin des "Völkermords" an
den bosnischen Muslimen zu sein, einbrachte. Vor diesem unsäglichen
Vorwurf haben sie eine Reihe namhafter Publizisten der
englischsprachigen Welt, darunter der bereits erwähnte Chomsky, der
australische Journalist und Dokumentarfilmemacher John Pilger, der
britische Politaktivist und Autor Tariq Ali sowie die indische
Romancière Arundhati Roy, mittels eines offenen und lobenden
Briefs in Schutz genommen.




[image: Chomsky im Porträt auf einem Podium - Foto: Marcello Casal Jr/ABr, CC BY 3.0 BR https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en, via Wikimedia Commons]

Noam Chomsky auf dem World Social Forum im Januar 2003 im
brasilianischen Porto Alegre

Foto: Marcello Casal Jr/ABr, CC BY 3.0 BR

https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en, via Wikimedia Commons



Seit der Jahrtausendwende tut sich Johnstone durch Artikel unter
anderem bei Counterpunch, The Nation und Le Monde Diplomatique als
unerschrockene Kritikerin jenes "humanitären Imperialismus" - der
Begriff stammt von ihrem belgischen Freund, dem politisch engagierten
Physiker und Mathematiker Jean Bricmont - hervor, mit dem die USA und
ihre Verbündeten einst stabile, aufstrebende Staaten wie den Irak,
Syrien und Libyen zugrunde gerichtet und für Chaos in Nordafrika und
im Mittleren Osten gesorgt haben. Eine besondere Stärke ihrer
Biographie sind die erhellenden Einblicke der Autorin in das
politische Leben Frankreichs. Das opportunistische Wirken einiger der
einflußreichsten Akteure in Paris wie Jacques Attali, der einst dem
sozialistischen Staatschef Francois Mitterand als Berater zur Seite
stand und mehrere Jahrzehnte später als Mentor den politischen
Emporkömmling Emmanuel Macron mit in den Elysée Palast hievte, und
Bérnard-Henri Lévy, der philosophische Hansdampf in allen Gassen, wird
ausführlich beleuchtet und genüßlich kommentiert.
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Nicolas Sarkozy und Bernard-Henri Lévy bei einer Trauerfeier 2015 für die Opfer der Anschlagserie von Toulouse und Montauban drei Jahre zuvor

Foto: Gyrostat (Wikimedia, CC-BY-SA 4.0), CC BY-SA 4.0

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia Commons



Zum Ende ihres Buchs beklagt Johnstone die Gleichschaltung der
westlichen Medien unter Verweis auf die staatliche Verfolgung von
Wikileaks-Gründer Julian Assange sowie auf die Fake-News-Hysterie um
den vermeintlichen russischen Hacker-Eingriff in die
US-Präsidentenwahl 2016 zugunsten von Donald Trump und zu Lasten von
Hillary Clinton. (In Erwartung des von allen Experten prognostizierten
Siegs der ehemaligen First Lady, Senatorin und Außenministerin hatte
Johnstone bereits 2015 das wenig schmeichelhafte Buch "Hillary
Clinton - Queen of Chaos" veröffentlicht). Sie erklärt en Detail die
mannigfaltigen Beweggründe Hunderttausender von Franzosen, die sich
2018 und 2019 an den landesweiten Protesten der sogenannten Gelbwesten
gegen eine sozial ungerechte Ökosteuer und vieles mehr beteiligt
haben. Macron, der Frankreich endlich auf neoliberalen
Austeritätskurs bringen will, ließ brutalste Polizeigewalt in Form von
Gummiknüppeln, Tränengas und Gummigeschoßen auf seine aufmüpfigen
Mitbürger niederregnen.

Rückblickend auf ihr langes Leben gelangt Johnstone zu der traurigen
Feststellung, daß während der Depression in den USA mit Blick auf
Zukunft mehr Optimismus als in den westlichen Konsumgesellschaften des
Überflusses im 21. Jahrhundert herrschte. Für diesen Umstand macht sie
unter anderem eine ideologisch verbohrte Linke verantwortlich, die
sich von den wahren Nöten der Menschen abgewandt habe und fast nur
noch in Sachen "Identitätspolitik" unterwegs sei. Johnstone sieht den
öffentlichen Diskurs des Westens aktuell im verbissenen Kampf zwischen
"Manipulation und Ehrlichkeit" gefangen. Man muß nicht raten, für
welche Seite sie sich entschieden hat.

 


[image: Ein Gelbwestenanhänger mit hochgehaltenem Plakat vor dem Eiffelturm, umringt von Dutzenden martialisch ausgerüsteten Polizisten - Foto: Norbu Gyachung, CC BY-SA 4.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia Commons]

Frankreichs Gelbwesten protestieren im Februar 2019 gegen die
Verelendungspolitik von Präsident Emanuel Macron

Foto: Norbu Gyachung, CC BY-SA 4.0
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BUCHBESPRECHUNG/203: Sahra Wagenknecht - Die Selbstgerechten. Mein Gegenprogramm - für Gemeinsinn und Zusammenhalt (Klaus Ludwig Helf)

Sahra Wagenknecht

Die Selbstgerechten: Mein Gegenprogramm - für Gemeinsinn und Zusammenhalt

von Klaus Ludwig Helf, 2. Juli 2021



Bereits vor seinem offiziellen Start im Buchhandel hat der vorliegende
Band der ehemaligen Fraktionschefin der Linken für erheblichen Wirbel
gesorgt - sowohl in ihrer eigenen Partei als auch in der politischen
Öffentlichkeit. Er rangiert auf den Bestsellerlisten ganz oben. In
ihrem Buch geht es nach dem Willen der Autorin um Linkssein im 21.
Jahrhundert "jenseits der Klischees und modischen Phrasen". Dazu
gehöre für sie auch das Lernen von einem aufgeklärten Konservatismus:
"Mit diesem Buch positioniere ich mich in einem politischen Klima, in
dem cancel culture an die Stelle fairer
Auseinandersetzungen getreten ist. Ich tue das in dem Wissen, dass ich
nun ebenfalls 'gecancelt' werden könnte" (S. 18). Sie wolle mit ihrem
Buch die gesellschaftliche Debatte über die Rolle aller linken
Parteien anstoßen, ein spezifisches Verständnis von Links-Sein
kritisieren, das die linken Parteien in Europa geschwächt und vielfach
in die Bedeutungslosigkeit geführt habe. Wer die politischen
Positionen von Sahra Wagenknecht kennt, wird beim Lesen wenig
überrascht werden und viele bekannte Argumente etwas ausführlicher
formuliert vorfinden wie z.B. zur EU und zum Nationalstaat, zur
Familien- und Flüchtlings- und Migrationspolitik oder zur
Globalisierung. Neu im Band sind die polemisch und satirisch
zugespitzten Angriffe auf die "Lifestyle-Linke", die sie für viele
misslungenen Entwicklungen von der Schwächung der Linken in
Deutschland und Europa über den Niedergang der Debattenkultur bis zum
wachsenden Erstarken der Rechten verantwortlich macht.

Der Band ist in zwei fast gleich große Teile gegliedert. Im ersten
Teil analysiert Sahra Wagenknecht "Die gespaltene Gesellschaft und
ihre Freunde" und versucht in einem analytischen Zugriff die Ursachen
für den Niedergang der sozialdemokratischen und linken Parteien in
Deutschland und in Europa zu finden. Im zweiten Teil entwirft sie ein
persönliches "Programm für Gemeinsamkeit, Zusammenhalt und Wohlstand".
Danach folgt eine Liste der weiterführenden Literatur und die
Anmerkungen.

Das öffentliche Bild der gesellschaftlichen Linken - so ihre These -
sei maßgeblich geprägt von "Lifestyle-Linken", meist gutverdienenden
und akademisch gebildeten Kosmopoliten. Von der klassischen Linken mit
ihrer Nähe zu den "kleinen Leuten" und den Gewerkschaften seien sie
weit entfernt und entfremdet. Im Mittelpunkt dieser urbanen
"Salon-Linken" stünden nicht mehr soziale und politische Probleme,
sondern Fragen des Lebensstils, der Konsumgewohnheiten und der
moralischen Haltungen. Moralisieren statt Argumentieren sei die
Devise. Identitätspolitik sei das Grundgerüst des linksliberalen
Weltbildes, bei dem es nicht um die rechtliche Gleichstellung von
Minderheiten gehe, sondern um deren Privilegierung: "Die
Identitätspolitik läuft darauf hinaus, das Augenmerk auf immer
kleinere und immer skurrilere Minderheiten zu richten, die ihre
Identität jeweils in irgendeiner Marotte finden, durch die sie sich
von der Mehrheitsgesellschaft unterscheiden und aus der sie einen
Anspruch ableiten, ein Opfer zu sein." (S. 102). Dagegen sei die
Herkunft aus sozial schwierigen Verhältnissen, Armut oder ein Job, in
dem man seine Gesundheit ruiniere, eher ungeeignet, als Opfer zu
gelten. Identitätspolitik lenke die Aufmerksamkeit weg von
gesellschaftlichen Strukturen und Besitzverhältnissen und richte sie
auf individuelle Eigenschaften wie Ethnie, Hautfarbe oder sexuelle
Orientierung. Die traditionelle Linke habe die Menschen ermutigt, ihre
Identität vor allem über ihre soziale Stellung zu definieren.

Die Identitätstheorie finde die wichtigste identitätsstiftende
Zustimmung des Menschen in Merkmalen außerhalb und unabhängig von
seinem sozialen und gesellschaftlichen Leben und spalte damit die
sozialen Gruppen, was fatale Auswirkungen für den gesellschaftlichen
Zusammenhang habe. Dieses Politik-Angebot sei dominierend geworden in
den meisten europäischen Ländern bei Sozialdemokraten, sozialistischen
und anderen linken Strömungen und auch bei den Grünen. Die
"Lifestyle-Linke" habe im Verbund mit dem ökonomischen Neoliberalismus
einen neuen identitätspolitischen "Linksliberalismus" politisch
durchgesetzt. Sie sei überheblich, verkläre ihren eigenen Lebensstil
zur Tugend und kümmere sich mehr um Themen wie Identitätspolitik,
Klima, Umwelt, Gender, Diversität, Veganismus und Antirassismus, habe
die Bodenhaftung verloren und schaue auf diejenigen herab, die ein
einfacheres oder traditionelleres Leben führen. An die Stelle
sozio-ökonomischer Gesellschaftsanalyse seien Cancel Culture und eine
lockere Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik gerückt. Mit dieser
Symbolpolitik sei eine Entsolidarisierung mit dem unteren Drittel
unserer Gesellschaft geschaffen worden.

Ähnlich wie in den USA sei auch die Gesellschaft in Deutschland tief
gespalten, der gesellschaftliche Zusammenhalt zerfallen: "Auch in
unserem Land ist aus dem gesellschaftlichen Miteinander ein über weite
Strecken feindseliges Gegeneinander geworden. Gemeinwohl und
Gemeinsinn sind Worte, die aus der Alltagssprache nahezu
verschwunden sind. Das was sie bezeichnen, scheint nicht mehr in
unsere Welt zu passen" (S. 9). Vier Jahrzehnte
Wirtschaftsliberalismus, Sozialabbau und Globalisierung hätten die
westlichen Gesellschaften so gespalten, dass sich das reale Leben
vieler Menschen mittlerweile nur noch in der Filterblase des eigenen
Milieus abspiele. Unsere angeblich offene Gesellschaft sei von
sozialen Mauern durchzogen. Nicht erst seit Corona habe sich die
Diskussionskultur in unserer Gesellschaft verabschiedet, es werde
moralisiert statt argumentiert, geballte Emotion ersetze Inhalte und
Begründung wie z.B. bei den Debatten über
Zuwanderung/Flüchtlingspolitik und über Klima/Umwelt.

Unsere Gesellschaft habe es verlernt, ohne Aggression und Respekt über
ihre Probleme zu diskutieren. An die Stelle des demokratischen
Meinungsstreits seien emotionalisierte Empörung, Rituale, Anfeindungen
und offener Hass getreten. Das Klima sei nicht nur von rechts
vergiftet worden, vielmehr sei die erstarkte Rechte nicht die Ursache,
sondern selbst das Produkt einer zerrissenen Gesellschaft: "Viele
sozialdemokratische und linke Parteien haben den Aufstieg der Rechten
aber auch politisch und kulturell unterstützt, indem sie sich auf die
Seite der Gewinner schlugen und viele ihrer Wortführer seither die
Werte und die Lebensweise ihrer einstigen Wählerschaft, ihre Probleme,
ihre Klagen und ihre Wut verächtlich machen" (S. 11).

Sarah Wagenknecht überdreht mit aggressiver Schärfe ihre analytisch
nicht völlig überzeugenden und zutreffenden Angriffe auf den
"Linksliberalismus", der am Niedergang unserer Debattenkultur einen
großen Anteil habe: "Linksliberale Intoleranz und rechte Hassreden
sind kommunizierende Röhren, die sich gegenseitig brauchen,
gegenseitig verstärken und voneinander leben. Ob Flüchtlingspolitik,
Klimawandel oder Corona, es ist immer das gleiche Muster:
Linksliberale Überheblichkeit nährt rechte Terraingewinne" (S. 13).

Im Gegensatz zu Nancy Fraser oder Nils Heisterhagen, die sich bereits
vor Jahren mit dem programmatischen und realpolitischen Verhältnis von
Linken zu Neoliberalismus und Links-Liberalismus intensiv und
differenziert beschäftigt haben, wirft Wagenknecht vieles
undifferenziert und analytisch unscharf in einen Topf und mischt alles
zu einem giftigen Gebräu, in das sie ihre Speerspitzen gegen die
"Lifestyle-Linken" eintaucht.

Im zweiten Teil des Bandes stellt Sahra Wagenknecht ein auf Gemeinsinn
und Zusammenhalt orientiertes, wertkonservatives Programm vor, das sie
selbst als links-konservativ bezeichnet. Es ist in weiten Teilen
klassisches sozialdemokratisches Programmgut, wenig visionär-radikal
ambitioniert, eher bieder und moderat - erstaunlich für eine Autorin,
die einst Mitglied der "Kommunistischen Plattform" war. Insgesamt ist
der Band trotz der völlig eindimensionalen, polemisch zugespitzten und
soziologisch wenig fundierten Attacken lesenswert, regt zum Nachdenken
und Diskutieren an, da auch einige Volltreffer und scharfsinnige
Beobachtungen über gesellschaftliche Entwicklungen zu finden sind.

Sahra Wagenknecht: Die Selbstgerechten: Mein Gegenprogramm - für
Gemeinsinn und Zusammenhalt. Campus, Frankfurt a. M. 2021, 345 Seiten,
24,95 Euro.

Ende Spaltenformat

 *
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REZENSION/742: Günter Buhlke - Hat die Welt eine Zukunft? (SB)

Günter Buhlke



Hat die Welt eine Zukunft?

Skizzen für eine mögliche Gesellschaft



 
Die Unwetterkatastrophen im Frühsommer 2021 in verschiedenen
Weltregionen fügen sich recht genau in das Bild ein, das die
Wissenschaft für eine Erde entwirft, in der die Natursysteme in Folge
der globalen Erwärmung außer Rand und Band geraten. Von den Folgen
dieser Entwicklung werden schon heute immer mehr Menschen
existentiell betroffen, sei es, dass in Kanada ganze Dörfer in
Flammen aufgehen, sich im Irak eine extrem heiße, für Mensch und Tier
unbewohnbare Zone etabliert oder in zahlreichen asiatischen Ländern
Flüsse über die Ufer treten. Allgemeine Unsicherheit breitet sich
aus.

"Hat die Welt eine Zukunft?", fragt Günter Buhlke und liefert auf 196
Seiten "Skizzen für eine mögliche Gesellschaft", so der Untertitel
des 2020 im Verlag am Park erschienenen Buchs. Er schreibt
über eine Gesellschaft, die nicht nur die Klimakrise zu bewältigen,
sondern unter anderem auch die Ernährung der Menschheit, ein
friedliches Miteinander und ein gutes Leben für alle zu sichern hat.
Das gegenwärtig vorherrschende Wirtschaftsmodell des Neoliberalismus,
das den Staat aus der Verantwortung entlässt und den Marktkräften das
Ruder in die Hand gibt, taugt aus Sicht des Autors nicht zur Lösung
der bevorstehenden, gewaltigen Aufgaben. "Das System der
Marktwirtschaft befriedigt die Bedürfnisse schneller, aber mit
periodischen Absatzkrisen. Das planwirtschaftliche braucht längere
Zeit, um sich an den Bedarf anzupassen", (S. 28) stellt Buhlke von
Anfang an klar, in welche Richtung seine Vorstellungen gehen.

Die "Entwicklungskraft" des Kapitalismus sei erschöpft. Das
kapitalistische Grundmodell habe seine historische Mission erfüllt,
"ohne den Aufgaben des Friedenserhaltes zwischen den Völkern, dem
Erhalt der Natur und der sozialen Gleichheit zu jeder Zeit gerecht zu
werden" (S. 44). Wohingegen die "sozialistische Gesellschaftslogik
(...) unter denkbar ungünstigsten Bedingungen einer langen
Auseinandersetzung in ihrer ersten Etappe ihren Wert für die
Menschengemeinschaft nachgewiesen" habe. Aber die sozialistische
Wirtschaft sei "nicht alles, was eine gut funktionierend [sic!]
Gesellschaft benötigt", schreibt der ehemalige Handelsattaché der DDR
in Mexiko, Mitarbeiter der Staatlichen Planungskommission und im
Haushaltsausschuss der Volkskammer.

Der Autor entwirft in häufig knappen, mitunter beamtisch sachlich
anmutenden Sätzen seine Überlegungen zu den Anforderungen an ein
zukünftiges Gesellschaftsmodell, bei dem die Mängel des Kapitalismus
und Sozialismus vermieden und das Beste aus den beiden miteinander
konkurrierenden Systemen zu einem Zukunftsentwurf verschmolzen werden
soll, dem dritten Weg. Eingedenk Buhlkes Werdegang als gelernter
Bäcker und späterer Funktionär der Deutschen Demokratischen Republik
muss es nicht wundern, dass er wider den Mainstream nicht in den
Bezichtigungschor von Politik und Medien einstimmt, die es offenbar
noch immer nötig haben, die DDR selbst 30 Jahre nach ihrem Untergang
zu verteufeln, sondern dass er deren Errungenschaften als ersten
Schritt in die richtige Richtung darstellt.

Ob er über das Modell des profitorientierten Kapitalismus oder das
des planwirtschaftlichen Sozialismus spricht, Buhlke verlässt an
keiner Stelle staatstragenden Grund. Das wird besonders an seinem
positiven Verhältnis zur Lohnarbeit deutlich, zu der grundsätzlich
andere Überlegungen angestellt werden könnten. Unter Verweis auf
Marx' Analyse der Ausbeutung des Werte schaffenden Lohnabhängigen,
heißt es:

"Arbeitskraft und -stunden werden im System der Profitlogik nicht
 äquivalent bzw. gleichwertig ausgeglichen. Anders im System der
 Staatsplanung, wo die Äquivalenzen beachtet werden und eine zweite
 Lohntüte für Subventionen in Sozialbereichen bereitstehen [sic!].
 Eine überwiegend kostenfreie Bildung und Gesundheitsbetreuung,
 Subventionierte Mieten, Grundnahrungsmittel werden geboten."
 
(S. 125)


Unter den heutigen Staaten wird vor allem China als Vorbild genannt,
da es Planwirtschaft betreibt, der Wissenschaft einen hohen
Stellenwert zuweist und im staatlich vorgegebenen Rahmen
Privatwirtschaft zulässt. So heißt es unter der Kapitelüberschrift
"Was bietet die reale Welt an Zukunftsmodellen?":

"China hat mit einer Staatlichen Planwirtschaft im Rahmen seines
 makroökonomischen Modells und neuen Regulierungsmodellen eine
 eigene Variante zur Entwicklung der Gesellschaft etabliert
 (Sozialismus chinesischer Prägung). Praktische Ergebnisse: Nach
 drei Generationen ab 1949 gibt es keine Hungertoten mehr. 800
 Millionen Menschen wurden aus extremer Armut geholt (...). Eine
 gut lebende junge Mittelschicht prägt gegenwärtig das Land, dass
 [sic!] zu einer führenden Wirtschaftsmacht der Welt in historisch
 kurzer Zeit entwickelt wurde." 
(S. 49/50)


Auch in der DDR habe es mit dem Neuen Ökonomischen System (NÖS)
Reformversuche gegeben, und zwar lange bevor in der Sowjetunion unter
Gorbatschow die Richtung der Perestroika ausgewiesen worden war. (S.
42) Hier spricht der Autor den 1963 unter Walter Ulbricht
beschlossenen Versuch der DDR an, mit dem NÖS mehr
Entscheidungskompetenz von oben nach unten zu delegieren. Eine von
wirtschaftlichem Erfolg beschiedene Erneuerung, die allerdings später
unter Ulbrichts Nachfolger Erich Honecker wieder zurückgenommen
worden war.

Die Bekämpfung der aktuellen Covid-19-Pandemie gelingt China um
vieles besser als den meisten Staaten der westlichen Welt. Deshalb
erstaunt Buhlkes Bewertung nicht, wenn er schreibt:

"Ob China mit dem Sozialismus eigener Prägung oder Lateinamerika
 am Ende ein drittes System ansteuern, ist
 wirtschaftswissenschaftlich und nach Kriterien der
 Politikwissenschaft noch nicht einzuschätzen. Es gibt aber
 Handlungsweisen, die jenseits marktradikaler, egoistischer
 Instrumente liegen und besser dem Original des Sozialismus
 entsprechen." 
(S. 57)


Schwerpunkt der wirtschaftlichen Entwicklung, wie sie Buhlke
vorschwebt, sollten qualitative und nicht quantitative, rein am
Wachstum orientierte Beweggründe sein. Auch spricht er sich gegen die
Anwendung des BIP als Indikator der gesellschaftlichen Entwicklung
aus, da sich dieser nur nach dem Geldwert richtet. Vieles, aber nicht
alles läuft in dem vorliegenden Buch auf eine Gegenüberstellung der
politischen Systeme hinaus. Hervorzuheben ist zum Beispiel Kapitel
6.2 "Wachstum und Naturverbrauch abseits individueller
Bedarfsdeckung" (S. 113). Darin erwähnt der Autor den enormen
Verbrauch an natürlichen Ressourcen in der Zeit des Kalten Kriegs
durch die Militärapparate beider Seiten - ein Thema, das in der
heutigen Klimaschutzdebatte sehr wenig behandelt wird:

"Groß ausgebaute Militärapparate verbrauchen in Friedenszeiten und
 unter Kriegsbedingungen Treibstoffe, Rohstoffe und Energie, die
 für die Entwicklung des normalen Lebens verloren sind."
 
(S. 113/114)


Nur die Luft zum Atmen und das Tageslicht seien noch "frei vom
Warencharakter" (S. 20) legt der 87-jährige Autor den Finger in die
Wunde des kapitalistischen Systems, das nach der Marktlogik aufgebaut
ist. Ergänzend zu Buhlke könnte man sagen, dass das System den Mangel
geradezu produziert, denn wo Lebens- und Überlebensmittel der freien
Verfügbarkeit entzogen und zur Ware gemacht werden, ist der Mangel
nicht naturgegeben, sondern wird von Menschen für Menschen gemacht,
damit diese für den Gebrauch oder Erwerb der Ware oder Dienstleistung
bezahlen - im heutigen System zumeist durch den Verkauf der eigenen
Arbeitskraft. Mit anderen Worten, Mangel und Not werden das
kapitalistische System stets aufs engste begleiten, sie erweisen sich
gar als notwendiger Bestandteil der gegenwärtig vorherrschenden
Produktionsverhältnisse und werden auch in einer ökologisch
ausgerichteten, nachhaltigen Welt nicht verschwinden.

Doch zurück zu dem vorliegenden Buch, das weniger von analytischer
Tiefe, denn von essayistischen Erörterungen und Entwürfen zeugt und
dabei eine Vielzahl von gesellschaftsrelevanten Themen streift.
Diesen wird sich auch die FFF-Generation stellen müssen, die mit
ihrem freitäglichen Schulstreik bis in die heutige Zeit hinein an die
Regierungen appelliert, endlich wirksame Schritte gegen die globale
Erwärmung einzuleiten, aber irgendwann selber an den Schalthebeln der
Macht sitzen wird und Entscheidungen zu treffen hat, wie die
Gesellschaft gestaltet werden soll.

Wer die Vermutung hegt, dass angesichts Buhlkes politischen
Hintergrunds seine Bewertungen voreingenommen sind, wird es nicht
schwer haben, dafür Hinweise zu finden. Man könnte sich allerdings
fragen, ob umgekehrt die eigene Sichtweise nicht ebenfalls
voreingenommen ist und, weitergefragt, ob sich Leserinnen und Leser
nicht von Vorverurteilungen in jeglicher Hinsicht befreien sollten,
um so entlastet eine menschheitsgeschichtlich relevante Fragen
skizzierende, vorläufige Bilanzierung, um die sich der Autor gemäß
seinen Erfahrungen und Erkenntnissen bemüht, unverstellten Blicks
widmen zu können. In diesem Verständnis dürfte die Lektüre trotz
mancher Redundanz Anregungen für weitergehende Diskussionen liefern,
um die vielleicht nur geringe Chance von enkeltauglichen Vorschlägen
zur Zukunft der Menschheit zu erarbeiten.

Eine unangenehme Note zum Abschluss: Das Titelbild zeigt den
mächtigen Stamm einer Zypresse im Park des Himmelstempels in Beijing.
Dazu heißt es im Impressum: "Die Bäume sind mehr als 600 Jahre alt
und begeisterten selbst US-Aussenminister Henry Kissinger." Für wen,
bitte schön, hat es irgendeine Bedeutung, woran sich das Auge eines
von vielen als Kriegsverbrecher bezeichneten Politikers erfreut?
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INTERNATIONAL/287: Die seitenverkehrte "Konquista" - Die Weltreise der Zapatist:innen im Sommer 2021 (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die seitenverkehrte "Konquista"


Die Weltreise der Zapatist:innen im Sommer 2021

Von Raina Zimmering, Juni 2021
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Die Ankündigung der Zapatist:innen, eine - als "Reise für das Leben"
bezeichnete - Weltreise zu unternehmen und am 13. August zum 500. Jahrestag
der Eroberung von Tenochtitlán in Madrid präsent zu sein, hört sich an wie
eine Umkehrung der Konquista des amerikanischen Kontinents durch die
spanische Krone. Oder soll es die sagenumwobene Nachahmung der Reise des
aus dem alten Teotihuacán verstoßenen Königs und Halbgottes Quezalcoatl
sein, der in Kukulkan seine Maya-Entsprechung fand? Der stach in Yucatán in
Richtung Europa in See und prophezeite, eines Tages zurück zu kommen. Ist
es das, was Historiker:innen als "Wiederholung der Geschichte" deklarieren,
nun in umgekehrter Richtung, aber unter umgekehrtem Vorzeichen?


Am 13. August 1521 eroberte eine Einheit von einigen Hundert spanischen
Konquistadoren die Hauptstadt des Azteken-Reiches, Tenochtitlán, das
heutige Mexiko-Stadt. Die Legende von der Rückkehr des Quetzalcoatl, den
man mit den weißen Eroberern verwechselte, begünstigte sicher die
Eroberung der amerikanischen Hochkulturen, doch am meisten wurde sie durch
die Hilfe der von den Azteken unterdrückten indigenen Völker erleichtert.
Von Tenochtitlán aus setzte sich die Eroberung von ganz Amerika durch die
Konquistadoren fort und verursachte in Mexiko einen der größten Genozide
aller Zeiten. Über 22,5 Millionen Menschen auf dem Territorium des
heutigen Mexiko starben infolge von Eroberungskriegen, eingeschleppten
Krankheiten, Hunger, Zwangsarbeit, Strafexpeditionen und Zerschlagung ihrer
Gemeinschaften und Kulturen.

Es war nicht nur einer der größten Genozide, sondern auch einer der größten
Raubzüge der Geschichte. Die kapitalistische Entwicklung Europas wäre ohne
das Gold und die Schätze Amerikas, Teil der ursprünglichen Akkumulation,
nicht möglich gewesen. Noch heute glänzt das aztekische Gold von den
Altären der Kirchen sowie den Dächern und Kuppeln von Schlössern in ganz
Europa. Der Preis war das unermessliche Leid und Elend der originären
amerikanischen Völker. Auf der Grundlage der gewaltsamen Eroberung,
eingeschlossen in eine extrem ungleiche und abhängige Entwicklung, blieben
die Indigenen, die eigentlichen Herren der amerikanischen Erde, die
Untersten in der sozialen Hierarchie der amerikanischen Gesellschaften bis
zum heutigen Tag.

Aufgrund ihrer Erinnerungsfähigkeit und ihres Sinnes für Widerstand
überlebten die indigenen Gemeinschaften an allen Ecken des Kontinents.
Immer wieder gab und gibt es Aufstände und Widerstände, stille und laute,
die sich dem kolonialen und postkolonialen System widersetzen. Es gab und
gibt einige positive Ergebnisse, wie Schutzgesetze oder
Integrationsregime für Indigene. Doch letztendlich werden diese durch
Rassismus, soziale Ungleichheit und Xenophobie zunichte gemacht
und münden in Bevormundung und Assimilation mit noch mehr Unterdrückung.


"Ya Basta!" 

In der neoliberalen Entwicklungsphase vergrößerten sich das Elend der
originären Völker und deren Widerstände um ein Vielfaches. Der Aufstand der
Zapatisten im Jahr 1994 in Chiapas, einem der ärmsten und
unterentwickeltsten Bundesländer Mexikos, richtete sich gegen den
Neokolonialismus und Neoliberalismus. Sie nannten sich nach einem Führer
der Revolution von 1910, Emiliano Zapata, der den Slogan "Land und
Freiheit" verkündete. Am Tag des Inkrafttretens des Nordamerikanischen
Freihandelsabkommens zwischen Mexiko, Kanada und den USA, durch das die
Indigenen in Chiapas ihre Existenz besonders bedroht sahen, erhoben
sie sich gegen die mexikanische Regierung und begannen ihr Leben in die
eigenen Hände zu nehmen. Das "Ya Basta!" (Es reicht!), der Schlachtruf des
Aufstandes, sollte den Anfang vom Ende der Ausbeutung der Indigenen und
anderer sozial Unterdrückten bedeuten. Eine neue Widerstandskultur war
geboren, die aus einer Mischung von Protest und der Errichtung eigener
autonomer Räume mit einer anti-kapitalistischen und basisdemokratischen
gesellschaftlichen Organisierung besteht.

Nachdem die Zapatistas jahrelang versuchten, die mexikanische Gesellschaft
in Richtung Basisdemokratie zu transformieren, deren einschließendes Moment
größer als das ausschließende sein sollte, scheiterten sie am Widerstand
der Herrschenden und dem verrotteten gesellschaftlichen System in Mexiko,
das gekennzeichnet ist durch die Ermordung tausender Menschen,
die grausamen Morde an Frauen (Femizide), den verlorenen "Krieg gegen die
Drogen", durch Korruption und Betrug. Nach dem gescheiterten
Transformationsprojekt errichteten die Zapatist:innen einen
alternativen autonomen Raum, der sich durch Basisdemokratie, kollektives
Eigentum, Gender- und Naturgerechtigkeit und Diversität auszeichnet. Ihre
Bewaffnung hat einen überwiegend symbolischen Charakter und trägt zur
Selbstverteidigung gegen die Verletzung ihrer Autonomie durch
paramilitärische Gruppen und Übergriffe des Militärs bei. In den
zapatistischen Gebieten entsteht ein Gemeinwesen, in dem alle
Bewohner:innen an den Entscheidungen und Handlungen der Gemeinschaft aktiv
beteiligt sind.

Von Beginn an waren die Zapatistas nicht nur auf sich selbst bezogen,
sondern mit anderen Widerständen und Protestgruppen international verwoben.
Ihr Motto: "lokal organisiert, global vernetzt". Innerhalb kürzester Zeit
entstand über Ideenaustausch, Solidaritätsaktionen, digitale Vernetzung und
gemeinsame Treffen in Chiapas eine Weltgemeinschaft von Zapatistas ohne
feste geographische Grenzen. Die Protestbewegungen der letzten 20 Jahre,
wie etwa Gegengipfel gegen die G-20 oder "Reclaim the Streets" übernahmen
zapatistische Formen der Basisorganisation und friedliche Protestformen.
Die Zapatist:innen wiederum luden Aktivist:innen aus der ganzen Welt zu
internationalen Treffen nach Chiapas ein. Dies begann mit dem
"Intergalaktischen Treffen gegen den Neoliberalismus" 1996 im
Lakandonischen Urwald und ging weiter mit zahlreichen internationalen
Treffen von Frauen, Indigenen, Menschenrechtler-, Wissenschaftler- und
Künstler:innen.

Die Sympathisant:innen kamen aus der ganzen Welt nach Chiapas oder
beteiligten sich digital von anderen Orten aus. Der Gedanke, dass die
Zapatistas einmal selbst in die Welt hinausgehen könnten, war
schon lange ein utopisch anmutender Wunsch. Und nun wird dieser Wunsch
wahr!
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Der 500. Jahrestag der Eroberung von Tenochtitlán war für die Zapatistas
das symbolische Datum, um eine Weltreise zu unternehmen, der postkolonialen
Welt den Spiegel vorzuhalten und deutlich zu machen, dass "sie (die
Konquistadoren) uns nicht erobert haben. Dass wir weiterhin da sind und
Widerstand und Rebellion fortsetzen".[1] Sie richten ihre Botschaft "an die
ehrlichen Menschen, die an allen Ecken und Enden des Planeten widerstehen".
Als Ziel nennen sie: "Wir werden segeln, um dem Planeten zu sagen, dass es
auf der Welt, die wir in unserem kollektiven Herzen spüren, Platz für alle
(todas, todos, todaos) gibt. Ganz einfach deshalb, weil diese Welt nur
möglich ist, wenn wir alle gemeinsam kämpfen, um sie aufzubauen."
In einem Kommuniqué brachte die EZLN zusammen mit Unterstützer:innen aus
Europa die Erwartung, gemeinsame Widerständigkeit zu erschaffen, zum
Ausdruck:

"Dass wir uns die Schmerzen der Erde zu eigen machen: die Gewalt gegen
 Frauen, die Verfolgung und Verachtung der in ihrer affektiven,
 emotionalen und sexuellen Identität Differenten, die Vernichtung
 der Kindheit, der Genozid an den originären, den indigenen Völkern, der
 Militarismus, die Ausbeutung, die Zerstörung der Natur."[2]


Die Zapatistas nennen ihre Reise nach der Maya-Gottheit "Die Reise der
Ixchel", um die Verbindung von Gegensätzlichem und der Geburt neuen Lebens
verstehbar zu machen.[3] Die symbolische Kraft dieser Gottheit verbinden
die Zapatistas mit dem Ziel ihrer Reise, wie Subcomandante Galeano
verdeutlichte:

"Eine Mayalegende erzählt, dass sich Ixchel in Form eines Regenbogens
 über die Welt ausbreitete. Dies geschah, um dem Planeten eine Lektion in
 Pluralität und Inklusion zu erteilen und ihn daran zu erinnern, dass die
 Farbe der Erde nicht eine, sondern viele ist, und dass alle, ohne
 aufzuhören, das zu sein, was sie sind, zusammen das Wunder vom
 erleuchteten Leben erleben. Und sie, Ixchel, die Regenbogenfrau, umarmt
 alle Farben und macht sie zu einem Teil von ihr."[4]



Auf einem "Berg" über das Meer

Die Weltreise begann mit der symbolischen Errichtung eines Schiffes in der
zapatistischen Gemeinde Morelos, das die Zapatist:innen "Saatbeet" nannten,
was auf den visionären Charakter der Reise hinweist. Auf diesem imaginären
Schiff begab sich die erste Gruppe der zapatistischen Reisenden in
Quarantäne. Diese "Vorhut" mit dem Namen "Escuadrón 421" (Geschwader 421)
weist auf die zapatistischen Prinzipien von Gendergerechtigkeit und
Diversität hin. Die Gruppe besteht aus vier Frauen, zwei Männern und einer
Transsexuellen. Am 1. Mai stachen sie zusammen mit einer Seemannschaft, die
hauptsächlich aus Deutschen bestand, auf dem Schiff La Montaña (der
Berg) auf der Isla de Mujeres in Yucatán in See. Am 20. Juni sind
sie an der europäischen Küste in Vigo, Galizien, gelandet. Nach und nach
werden weitere Gruppen von Zapatistas per Flugzeug nach Europa kommen, wo
sie von Juli bis Oktober 2021 bleiben werden. Später werden weitere
zapatistische Gruppen die Weltreise fortsetzen und Asien, Afrika, Ozeanien
und Amerika besuchen.
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"Ein Berg auf hoher See", so heißt das Schiff, mit dem die Zapatistas nach Europa segeln 
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Geplant sind Treffen mit Aktivist:innen der fünf Kontinente, um über die
durch Umweltzerstörung und wachsende Kriegsgefahr gefährdete Welt sowie
über Lösungsansätze zum Aufbau einer "anderen Welt" zu diskutieren und
gemeinsame Punkte des Kampfes zu finden. Die zapatistische Delegation, die
nach Europa reist, besteht aus dem ganz Mexiko umfassenden Nationalen
Indigenen-Kongress und dem Indigenen Regierungsrat, der "Volksfront zur
Verteidigung des Wassers und der Erde in Morelos, Puebla und Tlaxcala"
sowie der EZLN (Zapatistisches Heer der Nationalen Befreiung).

In allen Ländern Europas bereiten sich verschiedene soziale Gruppen und
Organisationen auf ihre Ankunft vor, planen gemeinsame Veranstaltungen und
einen ausführlichen Erfahrungsaustausch. Nicht Eroberung und Gewalt sind
Ziel der Reise, sondern Austausch und Gemeinsamkeit, also genau das
Gegenteil des historischen Bezugs auf die Konquista. Und dabei sind
nicht Quetzalcoatl oder Kukulkan, die das männliche Machtelement der alten
Hochkulturen verkörpern, ihre Bezugsfiguren, sondern Ixchel, die weise
Frau. Sie verbindet und erschafft neues Leben.


Der Schattenblick veröffentlicht eine aktualisierte Fassung des
Artikels, der in "lateinamerika anders - Österreichs Zeitschrift für
Lateinamerika und die Karibik" Nr. 3 / 2021 erschienen ist.


Anmerkungen:


[1] http://enlacezapatista.ezln.org.mx/2020/10/08/sechster-teil-ein-berg-auf-hoher-see/

[2] http://enlacezapatista.ezln.org.mx/2021/01/01/gemeinsame-erklarung-eines-teils-des eu-ropas-von-unten-und-der-ezln/

[3] Ixchel wird mit den Attributen der Mond- und Fruchtbarkeitsgöttin, aber
auch der Erdgöttin, Schutzherrin des Wassers, des Regenbogens, der
Schwangeren und Erfinderin der Webkunst verehrt. Sie ist das verbindende
und neu schöpfende Element. Die Isla de Mujeres auf Cosumel ist dieser
Göttin gewidmet und ist Abfahrtsort der zapatistischen Vorhut.

[4] https://radiozapatista.org/?p=37302


Weitere Informationen:

https://www.ya-basta-netz.org
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am WeltTrends-Wissenschaftsinstitut in Potsdam.
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AUFRUF/070: Lasst uns Frieden stiften - Das Glück des Friedens neu begreifen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Glück des Friedens neu begreifen

von Reto Thumiger, Juni 2021



Anlässlich des 80. Jahrestages des Überfalls Nazideutschlands auf
Russland und die Völker der Sowjetunion erschien am 22. Juni 2021 in der
russischen Tageszeitung Kommersant und in der Berliner Zeitung der Aufruf
"Lasst uns Frieden stiften".

Ohne jede Beteiligung der Bundesregierung sowie des Bundestags wurde am
diesjährigen Jahrestag international des deutschen Überfalls auf die
Sowjetunion vor 80 Jahren gedacht. Mit diesem Überfall begann die zentrale
Phase des deutschen Vernichtungskriegs, der mehr als 27 Millionen Bürger
der Sowjetunion das Leben kostete, weite Teile des Landes verwüstete und
die jüdische Bevölkerung den deutschen Vernichtungsverbrechen auslieferte.
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Reiner Braun, Geschäftsführer des International Peace Bureau, bezeichnete
auf der Pressekonferenz am 21. Juni den Verzicht auf eine Veranstaltung im
Bundestag als unverzeihlich, unverantwortlich gegenüber den Opfern und
gegenüber einer Entspannungspolitik. Als Gegengewicht wurde eine Initiative
ins Leben gerufen und bewusst für die Veröffentlichung des Aufrufs am 22.
Juni eine russische Zeitung gewählt, um deutlich zu machen: "Es gibt auch
ein anderes Deutschland, das für friedliche Beziehungen mit Russland
steht".

Der Aufruf wurde sehr kurzfristig gestartet und die Initiator:innen waren
über die enorme Resonanz in der Kürze der Zeit positiv überrascht. In nur 3
Wochen ist der Aufruf von ca. 1.300 Bürger:innen Deutschlands unterstützt
worden, die sich für eine Entspannungspolitik einsetzen. Die Unterstützung
kommt von Konservativ bis Links, von Gewerkschaften bis Kirchen, ist somit
ein Ausdruck der gesellschaftlichen Vielfalt und Breite und verdeutlicht,
dass in der Gesellschaft immer noch eine Mehrheit für die
Entspannungspolitik mit Russland steht, und zwar trotz der einseitigen
Medienberichtserstattung.
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Prof. Dr. Peter Brandt, Historiker und Sohn des Bundeskanzlers Willy
Brandt, führte an, dass man, wenn man sich für gute Beziehungen mit
Russland einsetzt, sehr schnell unter dem Verdacht steht, ein Naivling zu
sein. Wenn man sich in die Position des Gegenübers versetzt, heißt das ja
nicht, dass man dessen Perspektive übernimmt oder befürwortet, sondern sie
zu verstehen versucht. Unterdessen existiere ein breiter Konsens, dass im
ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts wichtige Chancen für einen wirklichen
Neuansatz verpasst wurden. "Aber es ist ja nicht zu spät", mahnte Peter
Brandt.

Dr. Antja Vollmer, Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages a.D.,
beschäftigte die Frage, warum denn diese Chancen nicht ergriffen wurden.
Die positiven Ereignisse 1989/90 seien dem Zusammenwirken von
Entspannungspolitik und der Basisbewegung der Menschen- und
Bürgerrechtler:innen zu verdanken. Dieses Bündnis gebe es heute nicht mehr
und gerade in den Medien wird die Entspannungspolitik als etwas aus
vergangenen Zeiten dargestellt. Menschenrechts-Engagement, Antje Vollmer
nennt es auch "Menschenrechts-Bellizismus", wird als Rechtfertigung für
Sanktionen oder eine eher aggressive Haltung, insbesondere gegenüber
Russland oder dem neuen großen Systemrivalen China, benutzt. Hier würden
neue Fronten entstehen, die dringend eine neue Friedensbewegung erfordern.
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Für die ehemalige Vizepräsidentin des Bundestages stellt die gleichzeitige
Veröffentlichung in der Berliner Zeitung und in einer großen russischen
Tageszeitung einen Brückenschlag dar. Sie verglich es mit einer Art
Friedensvertrag unter Bürger:innen - als Signal an die russische
Bevölkerung.

Martin Hoffmann ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied beim
Deutsch-Russischen Forum e.V., der sich vor allem für die
zivilgesellschaftliche Zusammenarbeit einsetzt und den Dialog zwischen den
Bürger:innen vorantreibt. Er kommentierte: "Die russische Version des
Aufrufs trägt die Überschrift 'Wir möchten das Glück des Friedens neu
begreifen' und wir wollen diesem Thema im Bürger:innen-Dialog dauerhaft
einen zentralen Platz geben. Wir wollen die Frage ausleuchten, wie die
Bürger:innen in Ost und West, in Deutschland und Russland diesen Frieden
voranbringen können, nicht konfrontativ sondern versöhnt."
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Reiner Braun schlug als realistische Forderung vor, mit einer
Entspannungspolitik im Kleinen anzufangen und dann zu versuchen, zu
größeren Ergebnissen zu gelangen. Grundlage sei es die Bereitschaft, mit
dem Gegenüber zu reden und auszuloten, wo es Gemeinsamkeiten gibt.

An die Bundesregierung gerichtet stellte er die Fragen, wann es denn endlich
wieder freien Verkehr zumindest für die Jugendlichen gebe und wann mit
größerer Unterstützung für Städtepartnerschaften und Dialoge der
Zivilgesellschaft zu rechnen sei.

"Aus friedenspolitischer Sicht steht die Frage im Raum, wann endlich
 diese unsäglichen Manöver an der russischen Grenze mit Tausenden von
 amerikanischen Truppen aufhören werden."


Rund um den Jahrestag haben bis zu 100 Veranstaltungen zum Gedenken an den
Überfall auf die Sowjetunion stattgefunden. Die Friedensbewegung sei im Rahmen der
Möglichkeiten während der Pandemie aktiv und auf der Straße, um dieses
Datum in Erinnerung zu behalten. Für die Friedensbewegung ist der Kernpunkt
die Überwindung der Abschreckungspolitik durch Abrüstung. Das habe sehr
viel mit Atomwaffen zu tun, aber natürlich auch mit dem wahnwitzigen
Aufrüstungsprogramm, das in Europa und Deutschland vorangetrieben wird.

"Diese Themen gehören alle zum Versuch, Entspannungspolitik auf die
Straße zu bringen und, wie Frau Vollmer sagte, wir brauchen wieder eine
starke Friedensbewegung", schloss Reiner Braun.

 * 

Der deutsche Text des Aufrufs:

22. JUNI 2021 - LASST UNS FRIEDEN STIFTEN

Am 22. Juni 2021 jährt sich zum 80. Mal der Überfall Nazideutschlands auf
Russland und die Völker der Sowjetunion. Für uns, die Unterzeichner:innen,
ist dieser Tag ein Tag der Trauer, der Scham und des Nachdenkens über
eigene historische Schuld. Von deutschem Boden ging ein beispielloser
Vernichtungskrieg aus, geboren aus politischer Hybris und Rassismus gegen
die Völker der Sowjetunion, besonders gegen die Juden und andere
Minderheiten. Er brachte unendliches Leid über die Menschen und forderte
allein in der Sowjetunion mehr als 27 Millionen Opfer, vor allem in
Russland, der Ukraine und Belarus.

Es ist Teil der Verantwortung unserer Generation, dass niemand diese
Gräueltaten je vergessen oder relativieren darf. Denn zur Geschichte
Europas gehört auch, dass die Sowjetunion unter großen Opfern den
Faschismus besiegt und Deutschland von dieser Ideologie befreit hat. Zur
Geschichte des deutsch-russischen Verhältnisses gehört ebenso, dass die
Sowjetunion und ihr Rechtsnachfolger Russland maßgeblich die
Wiedervereinigung Deutschlands und ein Ende des Kalten Krieges ermöglicht
haben.

Wir wissen: Frieden in Europa gelingt nur gemeinsam mit Russland und nicht
gegen Russland.

Deshalb rufen wir die Politiker:innen Europas in Ost und West auf: Bewegt
Euch! Verlasst endlich die Sphäre und die Logik des Kalten Krieges! Nicht
die Panzertruppen oder Rüstungszahlen müssen wachsen, sondern die
Bereitschaft, aufeinander zuzugehen. Macht es, wie es die Menschen in
Russland, Deutschland und Europa bei ihrer konkreten Arbeit in
Städtepartnerschaften, im Jugendaustausch, in Wirtschafts- und
Wissenschaftskooperationen tun. Verlasst die mentalen Gefängnisse der
Feindbilder, Ressentiments und Ängste! Lasst uns endlich Frieden stiften!
Die Menschen in Europa warten schon lange darauf.

Dies ist die Lehre des 22. Juni. Und dafür stehen wir.

Die Liste der Erstunterzeichner ist zu finden unter:

https://www.pressenza.com/de/2021/06/das-glueck-des-friedens-neu-begreifen/


Über den Autor:
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STANDPUNKT/490: Die humanitären Opfer des Afghanistan-Einsatzes evaluieren (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 30. Juni 2021

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Die humanitären Opfer des Afghanistan-Einsatzes evaluieren

Abzug der Bundeswehrsoldat*innen aus Afghanistan



30.06.2021 - Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW fordert eine
Evaluation des Militäreinsatzes in Afghanistan. Offizielles Ziel des
Krieges war es, das Dschihadisten-Netzwerk Al-Qaeda zu zerschlagen und die
herrschende Taliban-Regierung zu stürzen. Tatsächlich hat sich jedoch
infolge der Besatzung und des "Krieges gegen den Terror" die Zahl
militanter islamistischer Organisationen und Kämpfer vervielfacht. Der
sogenannte "IS" operiert mittlerweile auch in afghanischen Gebieten.

Erschütternd sind die humanitären "Kosten" des Afghanistankrieges.
Allerdings gibt es bisher keine repräsentativen Studien wie im Irak, mit
denen man die Gesamtzahl der Opfer abschätzen könnte. Dem "Costs of War
Project" zufolge, das sich auf registrierte Todesfälle stützt, starben in
Afghanistan und Pakistan mindestens 238.000 Menschen in direkter Folge von
Kriegshandlungen, über 71.000 davon Zivilist*innen. Nach der Analyse der
IPPNW-Studie "Body Count" liegt die tatsächliche Zahl der zivilen Opfer
jedoch vermutlich fünf- bis achtmal so hoch. Hinzu kommt eine noch weit
höhere Zahl von Verwundeten und Millionen von Geflüchteten und
Vertriebenen.

Die Lebensverhältnisse der Bevölkerung haben sich sogar verschlechtert.
2017 lag der Bevölkerungsanteil, der unter der Armutsschwelle lebt, mit
54,5 Prozent auf dem Niveau vor dem Sturz der Talibanherrschaft und ist
seither noch gestiegen. Die Covid-19-Krise verschärft die Situation noch.
Hilfsorganisationen zufolge sind 13 Millionen Afghan*innen akut von Hunger
bedroht.

Die finanziellen Gesamtkosten des Krieges belaufen sich nach Berechnungen
des "Costs of War Project" an der Brown University in Boston allein für die
USA auf 2.261 Milliarden US-Dollar. Neben den offiziell bereitgestellten
933 Milliarden US-Dollar enthalten sie weitere kriegsbedingte staatliche
Ausgaben und die bisherigen Versorgungskosten für Verwundete,
Kriegsversehrte und Veteranen. Analoge Berechnungen für Deutschland gibt es
nicht. Die im Verhältnis dazu bescheiden klingenden 12,5 Milliarden Euro,
die offiziell für den bisher blutigsten deutschen Militäreinsatz ausgegeben
wurden, stellen laut dem Nahostexperten Joachim Guillard sicherlich nur ein
Bruchteil der Gesamtkosten dar. Das "Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung" schätzte die gesamten Kosten für die ersten zehn
Jahre Krieg bereits im Mai 2010 auf 18 bis 33 Milliarden Euro.

Seit 2019 stuft das "Institute for Economics and Peace" Afghanistan als den
unsichersten Staat weltweit ein. Das deutsche Generalkonsulat in
Masar-i-Sharif arbeitete seit einem Anschlag im Jahr 2016 ausschließlich innerhalb
des dortigen deutschen Militärlagers. Die deutsche Botschaft hielt nach der
Zerstörung ihres Gebäudes im Mai 2017 nur noch einen Notbetrieb in
Containern aufrecht, die auf dem stark gesicherten Gelände der
amerikanischen Botschaft stehen. All dies hält die Bundesregierung jedoch
nicht davon ab, das Kriegsland als sicher genug für die Rückführung von
Geflüchteten zu erklären und Sammelabschiebungen durchführen zu lassen. Von
März bis November waren sie zwar aufgrund die Pandemie ausgesetzt worden,
wenn auch erst auf Bitten der afghanischen Regierung. Sie wurden aber am
16. Dezember 2020 wieder aufgenommen, genau an dem Tag, an dem hierzulande
der harte Lockdown begann.



Sie finden den IPPNW-Report "Body Count" unter:

https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Frieden/BodyCount_internationale_Auflage_deutsch_2015.pdf??

Den Artikel von Joachim Guilliard "NATO-Rückzugaus Afghanistan" finden Sie
unter:

https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Forum/166/NATO-Rueckzug_aus_Afghanistan.pdf
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AUSSICHTEN/9029: Und morgen, den 13. Juli 2021 (SB)

+++ Vorhersage für den 13.07.2021 bis zum 14.07.2021 +++
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Jean-Luc versucht als Reimer

sein Glück beim Füße baden

in einem großen Eimer

bis an die grünen Waden.
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ITALIEN/355: Beppe Grillo vor Scherbenhaufen seiner Politik - Conte erwägt Parteigründung (Gerhard Feldbauer)

Komiker Grillo vor Scherbenhaufen seiner Politik in den Sternen

Abservierter Conte überlegt eigene Parteigründung

von Gerhard Feldbauer, 1. Juli 2021



Der Gründer der Fünf-Sterne-Bewegung (M5S), Giuseppe (Beppe) Grillo,
hat das seit vier Monaten andauernde Tauziehen um die Ernennung des
Ex-Premiers Giuseppe Conte zum Chef der Bewegung beendet und "den
Bruch" vollzogen, berichtete die staatliche Nachrichtenagentur
ANSA am Mittwoch. Zwar gäbe es in den M5S-Fraktionen von Senat
und Abgeordnetenkammer Versuche zu "einer Synthese der Vermittlung",
für deren Umsetzung scheinen aber kaum Chancen zu bestehen,
auch lehne der amtierende Sterne-Chef Vito Crimi Grillos Vorgehen ab,
so die Agentur am Donnerstag. Hinzu komme, dass Conte inzwischen mit
der Ankündigung, "mein politisches Projekt wird nicht in der Schublade
bleiben", laut dem linken Manifesto bereits erwägt, eine eigene
Partei zu gründen.

In den vorangegangenen Monaten hatte der frühere Komiker Grillo Conte
als fähigen Politiker umworben, der die M5S aus der schweren Krise
führen sollte. Davon zeugte, dass die Bewegung von 32 Prozent
Wählerstimmen im März 2018 im Ergebnis ihrer Regierung mit der
faschistischen Lega bei Regionalwahlen bis auf sieben Prozent
absackte. Den maßgeblichen Betreiber der Regierungszusammenarbeit mit
der Lega, den Rechtsaußen der Sterne, Luigi di Maio, in dieser
Regierung Außenminister und Vizepremier, zwang die M5S-Basis 2020 zum
Rücktritt als Vorsitzender.

Conte sollte allerdings lediglich eine Galionsfigur darstellen.
Grillo wollte weiter die Strippen ziehen, wofür seine Benennung zum
"Bürgen" oder "Hüter der Werte" erfunden wurde. Er maßte sich an,
Entscheidungen über die politische Linie, Außenpolitik, Kommunikation
und Personalfragen zu fällen. Sogar die beiden vorgesehenen
Vizepräsidenten und die Mitglieder des Sekretariats des formellen
Parteichefs wollte er selbst ernennen.

Conte hatte die Bewegung aus einem Wahlverein, dessen etwa 50.000
Mitglieder über eine Online-Plattform geleitet wurden und so auch
abstimmten, in eine organisierte Partei mit Statut, Partei-Kongressen
und gewählter Führung umwandeln wollen. Am Montag hatte er auf einer
Pressekonferenz klargestellt, dass er nie für "eine Fassadenoperation"
zur Verfügung stand und dass es an der Spitze "einer politischen
Kraft, die das Land führen will", "keinen Schattenführer geben kann,
der von einer Galionsfigur flankiert wird". Er hatte ultimativ
gefordert, über das von ihm ausgearbeitete Statut und über seine
Person abzustimmen. Und wenn das Statut nicht angenommen werde,
erklärte er, "überlege ich, was zu tun ist".

Obwohl Conte Grillo anbot, zu den kontroversen Fragen weiter einen
Dialog zu führen, reagierte dieser mit dem Bruch und warf Conte nun
vor, er werde die Probleme von M5S nicht lösen können, weil "er weder
über politische Visionen noch über Führungsqualitäten verfügt, keine
Erfahrung mit Organisationen, keine Innovationsfähigkeit hat". Er
werde "nicht zulassen, dass eine Bewegung, die zur Verbreitung einer
direkten und partizipativen Demokratie geschaffen wurde, sich in eine
Ein-Personen-Partei verwandelt". Ein Lenkungsausschuss soll jetzt die
"Ziele, Ressourcen, Zeiten und Wege einer echten Beteiligung der Basis
anzugehen".

Nach vorherrschenden Pressestimmen versinkt M5S im Chaos, "zerstört
Grillo die Partei" (La Repubblica), "steht vor der Spaltung"
(Il Messaggero), beginnt "ein verheerendes internes Spiel", in
dem "bisher marginalisierte Strömungen" Auftrieb erhalten könnten
(Manifesto). Gegen Grillo stehe "die Hälfte der Bewegung",
selbst in der Regierung stellt sich Minister Stefano Patuanelli gegen
ihn. Im Ergebnis des diktatorischen Führungsstil Grillos ist das von
Conte ausgearbeitete Statut bisher den Mitgliedern noch nicht einmal
bekannt.

In dieser Situation kehrt Conte zu der Idee zurück, die er nach dem
Ende seiner Karriere als Ministerpräsident zu Jahresbeginn bereits
hatte, nämlich eine eigene Partei zu gründen. Die Keimzelle, so
Manifesto, könnten "gleich mehrere Dutzend M5S-Parlamentarier",
die zu ihm kommen wollen, bilden. Und Zulauf dürfte ihm auch von der
M5S-Basis sicher sein. Jedenfalls prophezeiten Umfragen einer
Conte-Partei bereits gut 20 Prozent Wählerstimmen. Ihm wird
angerechnet, dass er seit Frühjahr 2018 als Premier einer Regierung
von M5S mit der faschistischen Lega im August 2019 mit dieser brach
und eine Regierung mit den Sternen und dem sozialdemokratischen
Partito Democratico (PD) bildete.

Den Faden zur PD hat Conte auch während der Zeit, in der er bereit
war, den Chefposten der Sterne-Bewegung zu übernehmen, nicht abreißen
lassen und mit PD-Chef Enrico Letta gemeinsame Kandidaten für die
Regionalwahl in Kalabrien und für die Bürgermeisterwahl in Neapel
aufgestellt. In der PD stellt Letta sich denn auch, wie
Manifesto zu berichten wusste, auf eine Koalition mit einer
Partei von Conte ein, die ein "drittes Standbein einer
Mitte-Links-Allianz" sein könnte. Das gehe über die lokalen Bündnisse
bis zur im Frühjahr 2022 anstehenden Wahl des neuen Staatsoberhauptes
hinaus.

Nicht zu übersehen ist dabei, dass sowohl Conte als auch Letta - von
dem ausschließlich nach rechts bis zu Faschisten verschiedener Couleur
orientierten Grillo ganz zu schweigen - keine Abstriche an ihrer
Unterstützung für die Draghi-Regierung machen, in der sie mit den
Faschisten der Lega und der Forza-Partei Berlusconis sitzen.
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ITALIEN/354: Landesweite Proteste gegen kriminelles Ausbeutungssystem nach der Tötung Adil Belakhdims (Gerhard Feldbauer)

Während Luftstreik tötete ein Streikbrecher einen Gewerkschafter der SI
Cobas

Landesweite Proteste gegen kriminelles Ausbeutungssystem

von Gerhard Feldbauer, 21. Juni 2021



In Italien protestierten seit dem Wochenende (19./20. Juni) landesweit
Tausende Menschen gegen die Tötung des Arbeiters und Gewerkschafters
der SI Cobas Adil Belakhdim durch einen Streikbrecher während des
Ausstandes im Luftsektor am Freitag. In Rom waren es mehr als
dreitausend Menschen, die durch die Strassen zogen und auf Plakaten
und in Sprechchören das kriminelle Ausbeutungssystem, derzeit
verkörpert durch die Regierung des Ex-EZB-Chefs Draghi, für den Tod
Adil Belakhdims verantwortlich machten.

An der Spitze der Demonstration von Arbeitern, Gewerkschaftern,
Kommunisten und verschiedenen Linken, denen sich Sozialdemokraten des
Partito Democratico (PD) anschlossen, ging Giuliana Granato von der
Leitung der Linkspartei Potere al Popolo (Die Macht dem Volke), die
zur Regionalwahl in Campanien kandidiert. Proteste fanden auch in
weiteren Städten statt. Der Generalsekretär der CGIL von Novara, wo
der Gewerkschafter getötet wurde, Attilio Fasulo, stellte sich "ohne
Wenn und Aber" solidarisch an die Seite der SI Cobas und verurteilte
die Tat entschieden: "Auf diese Weise zu sterben ist inakzeptabel."

Der getötete Gewerkschafter gehörte zu den Logistikern, die zur
Unterstützung des Streiks der Beschäftigten der Fluggesellschaft
Alitalia 24 Stunden die Arbeit niederlegten. In Biandrate di Novara,
65 Kilometer westlich von Mailand, bestreikte er mit weiteren Kollegen
die Zufahrt vor einem Supermarkt der deutschen Lidl-Kette, die ein von
dem Unternehmen angeheuerter Streikbrecher, der für einen externen
Lidl-Lieferanten arbeitete, gewaltsam mit seinem schweren Lkw
durchbrach und dabei den Gewerkschafter überfuhr.

Der 37jährige Arbeiter marokkanischer Herkunft, der eine arbeitslose
Lebensgefährtin und zwei Kinder hinterläßt, unterlag im Krankenhaus
seinen schweren Verletzungen. Zwei weitere streikende Arbeiter wurden
angefahren und mussten ebenfalls verletzt ins Krankenhaus eingeliefert
werden. Der Lkw-Fahrer flüchtete, wurde von den Carabinieri gestellt
und wegen Straßenmordes, unterlassener Rettung und Widerstand gegen
zwei Beamte festgenommen und in Novara inhaftiert, meldete die
staatliche Nachrichtenagentur ANSA.

In Biandrate di Novara setzten die Arbeiter den Streik auch am Sonntag
fort und protestierten mit Mahnwachen vor dem Lidl-Markt. Luisa
Salvatori, die Bürgermeisterin der Gemeinde Vizzolo Predabissi, in der
Adil Belakhdim wohnte, würdigte "sein Engagement und seine
Hartnäckigkeit im Einsatz für seine Kollegen" und sicherte seiner
Familie Solidarität zu. "Adil wird in unseren Herzen sein", berichtete
das linke Manifesto am Montag.

Der von der CGIL, CISL und UIL sowie der UGL Luftverkehr organisierte
Ausstand wurde von den Basis-Gewerkschaften USB, SI Cobas, Adl Cobas
und Cub durch die 24stündige Arbeitsniederlegung unterstützt. Dass
damit die Beschäftigten aller in Italien ansässigen ausländischen
Fluggesellschaften und Mitarbeiter, Flughafenmanagement-,
Abfertigungs- und Cateringunternehmen sowie alle Saison- und prekär
Schaffenden der Branche sich an dem Ausstand beteiligten, gab der
Kampfaktion einer besondere Schlagkraft. Die Reaktion der Unternehmer
war besonders brutal, weil es eine seit langem nicht gekannte
Einheitsaktion der großen Gewerkschaften CGIL, CISL und UIL mit der
ZGL und den Basis-Organisationen wie USB, SI Cobas, Adl Cobas und Cub
war, deren politischer Charakter dadurch zum Ausdruck kam, dass die
Verantwortung der Confindustria und der Draghi-Regierung für die
rapide wachsende Armut und Verelendung aufgezeigt wurde.

"Es ist ein System der brutalen und räuberischen Ausbeutung, das auf
die sakrosankten Forderungen von Arbeitern mit der Gewalt von
Entlassungen, Verfolgungen und schwarzen Listen für Aktivisten, mit
direkter körperlicher Aggression durch gedungene Schlägerbanden und
sogar mit Mord reagiert", schrieb das kommunistische Onlineportal
Contropiano, das das rücksichtslose Über-den-Haufen-Fahren des
Arbeiters durch den Lastwagenfahrer einen "brutalen Mord" nannte.

In dem Logistik-Zentrum von Lidl werden insgesamt 300 Arbeiter
beschäftigt, davon sind 170 Migranten, hauptsächlich aus Nordafrika. In
den Obst- und Gemüseabteilungen werden sie zu schwersten Aufgaben
eingesetzt und müssen stündlich 180 bis 200 Pakete mit einem Gewicht
bis 23 Kilo transportieren, berichtete Manifesto.
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MEMORIAL/231: 120.000 italienische Soldaten marschierten 1942 an der Ostfront in den Tod (Gerhard Feldbauer)

Das Schicksal der Armata Italiana in Russland

120.000 italienische Soldaten marschierten an der Seite
der Hitlerwehrmacht in den Tod


Putin warnt neue Ostlandreiter

von Gerhard Feldbauer, 26. Juni 2021



Nach dem Überfall Hitlerdeutschlands auf die UdSSR am 22. Juni 1941
setzte Italiens faschistischer Diktator Mussolini bereits vier Tage
später zur Unterstützung der Wehrmacht ein Expeditionskorps an die
Ostfront in Marsch. Es bestand zunächst aus drei Divisionen der
8. Italienischen Armee und erhielt die Bezeichnung Corpo di spedizione
italiano in Russia - CSIR (Italienisches Expeditionskorps in Russland).
Insgesamt zählte das Korps 62.000 Mann, darunter eine Abteilung von
600 Schwarzhemden (der italienischen SS).




[image: Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Motorisierte Gebirgsjäger (Bersaglieri) der italienischen Armee in der Sowjetunion im Einsatz

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Die Wehrmacht erlitt in der Schlacht vor Moskau und beim Vormarsch auf
Stalingrad Verluste von 1,1 Millionen Menschen - Gefallene und
Vermisste. Allein bei der Heeresgruppe Mitte waren Ende Dezember 1941
23 Infanterie-, 11 Panzer- und vier motorisierte Divisionen nicht mehr
einsatzbereit. Hitler forderte zur Ersatz der deutschen Verluste 20
weitere italienische Divisionen. Mussolini kam dem jedoch nur mit der
Verschickung von acht weiteren, darunter zwei Bersaglieri
(Gebirgsjäger)-Divisionen, aus dem Bestand der 8. Armee nach. Im
Vergleich mit Ungarn, das 800.000 Soldaten schickte und Rumänien mit
500.000 fiel Italiens Hilfstruppe geringer aus. Das so aufgestockte
Expeditionskorps wurde in Armata Italiana in Russia (ARMIR) umbenannt.
Diese Armee war auch unzureichend motorisiert, verfügte über keine
modernen Panzerverbände, nur 19 leichte Panzerwagen, besaß knapp 900
Geschütze, 52 Flugzeugabwehrkanonen, 300 Panzerabwehrkanonen und 64
Flugzeuge. Aus deutschen Beständen wurden ihr 54 Panzerabwehrkanonen
zugeteilt. Wie den Wehrmachtsverbänden fehlte auch den Italienern
eine ausreichende Winterausrüstung.

Der "Duce" war Hitlers Forderung nur widerwillig gefolgt, denn die
Kriegsziele waren unterschiedlich. Während es dem "Führer" vor allem
um die Eroberung von "Lebensraum im Osten" ging, war Mussolinis Ziel
die Vorherrschaft Italiens im Mittelmeerraum und die Eroberung von
Kolonien in Afrika. Mit dem deutschen Einmarsch am 12. März 1938 in
Wien waren die Beziehungen schwer belastet worden. Denn Mussolini
hatte Österreich als Sprungbrett für seine Einflusssphäre, den Balkan,
betrachtet. Danach hatte er eine Teilnahme am Krieg gegen Polen
abgelehnt. Aber in dem am 22. Mai 1939 unterzeichneten
"Freundschafts- und Bündnisvertrag", dem "Stahlpakt", hatte sich
Italien - ganz gleich aus welchen Gründen - zum gegenseitigen Beistand
bei "kriegerischen Verwicklungen mit einer anderen Macht"
verpflichtet. Zwar hatte Mussolini in einer Note geltend gemacht,
militärische Konflikte in Europa bis 1943 unbedingt zu vermeiden, da
Italien darauf nicht vorbereitet sei. Hitler hatte das, wie bereits
beim Überfall auf Polen und danach gegen Frankreich, nicht von seinen
Zeitplänen abgehalten.


Mussolini für ein "neues Brest-Litowsk"

Mussolini beschlichen bereits zu dieser Zeit Zweifel am Sieg der
Wehrmacht im Osten. Am 1. Dezember 1942 äußerte er gegenüber Göring
bei dessen Besuch in Rom, "dass auf die eine oder andere Weise das
Kapitel des Krieges gegen Russland, der keinen Zweck mehr hat,
abgeschlossen werden müsse", um Kräfte für den Kampf gegen die
Anglo-Amerikaner im Westen und im Mittelmeerraum zu gewinnen. Sein
Schwiegersohn, Außenminister Graf Ciano, der am 18./19. Dezember ins
Führerhauptquartier "Wolfsschanze" flog, übermittelte Hitler den
Standpunkt des "Duce", ob es zur Vermeidung eines Zwei-Frontenkrieges
nicht möglich sei, mit Russland zu einer Lösung der Art "neuer
Brest-Litowsk-Friede" zu kommen. Hitler entgegnete, das strategische
Hauptziel bleibe, den "bolschewistischen Koloss zu zerschlagen". [1]
Mussolini fügte sich und so ging die ARMIR ihrem Schicksal entgegen.
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Italienische Soldaten in Stalino im Jahr 1941

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Bei Stalino wurde der ARMIR entlang des Don zwischen Satellitentruppen
aus Ungarn und Rumänien im Bestand der deutschen Heeresgruppe B ein
270 Kilometer breiter Frontabschnitt zugewiesen. Er war ein für ihre
Personalstärke viel zu breiter Abschnitt, auch dann noch, als die
Bersaglieri nicht im Kaukasus eingesetzt wurden, sondern am Don
verblieben.


Ritt in den Tod

Hier traf die Verbände der ARMIR die volle Wucht der am 19. November
1942 zur Entlastung der Front um Stalingrad einsetzenden Offensive der
Roten Armee. Bis zum 22. Dezember wurden die Italiener zusammen mit
deutschen und ungarischen Truppen bei eisiger Kälte in die verschneite
Donezsteppe getrieben und eingekesselt. Dabei ließ das deutsche
Kommando die Satellitenverbände in den vordersten Stellungen "die
ersten Schläge" auffangen. [2] Bis Ende Januar 1943 wurden elf
faschistische Divisionen, darunter die meisten italienischen Verbände,
zerschlagen. Von 229.000 Mann bezahlten rund 120.000 italienische
Soldaten und 4.300 Offiziere den Marsch nach Osten mit dem Tod. Bis
auf ein paar Tausend Überlebende, die nach Italien zurückkehrten,
geriet der Rest in Gefangenschaft. Die ARMIR hörte "faktisch auf zu
bestehen". [3]

Während des Rückzuges in der verschneiten Steppe überließen die
deutschen "Verbündeten" die Italiener erbarmungslos ihrem Schicksal,
versagten ihnen "stets jegliche Hilfe, bemächtigten sich aller
verfügbaren Kraftfahrzeuge, ließen unsere Verwundeten ohne
Transportmittel, ohne Nahrungsmittel und ohne erforderliche Versorgung
zurück", hieß es in einem Bericht des italienischen Generalstabes.
Der Bericht, der unter Soldaten und Offizieren in Italien bekannt
wurde, steigerte antideutsche Ressentiments, die aus dem Ersten
Weltkrieg herrührten, als Italien vom Verbündeten
Deutschland-Österreich-Ungarns auf die Seite der Entente wechselte.
Das setzte sich in Berlin im Zweiten Weltkrieg fort, in dem die
Italiener nie als "vollwertige" Verbündete angesehen wurden. Schon in
dem von Rommel kommandierten deutsch-italienischen Afrika-Korps hatte,
wie der renommierte Militär-Historiker Gerhard Schreiber einschätzte,
gegenüber den Italienern ein "rassistischer Tenor" geherrscht, und für
Rommel hatten die Italiener eben "kein Kriegsvolk" verkörpert. Dieser
Rassismus steigerte sich, so Schreiber weiter, nach dem Sturz
Mussolinis im Juli 1943 dazu, die Italiener als "esseri inferiori",
als "niedere Wesen", zu diffamieren und den "Duce" als Chef dieses
"lächerlichen, aufgeblasenen italienischen Imperialismus" zu
titulieren. Die von Hitler ausgehende Legendenbildung, "dem
Achsenpartner die Schuld am Verlust des Ostfeldzuges" zu geben, begann
bereits nach den italienischen Niederlagen in Griechenland im Oktober
1940/März 1941 und setzte sich gegenüber der ARMIR fort, die von
Beginn an als ein "lendenlahmer Bundesgenosse" gesehen wurde. [4]


Bruch mit der Achse

Das Schicksal der ARMIR trug dazu bei, dass Träger der faschistischen
Diktatur in Italien (Industriekreise und Militärs) zu der Erkenntnis
gelangten, dass in den Schlachten an Wolga und Don der Mythos von der
"Unbesiegbarkeit" der Hitlerwehrmacht unterging und der Krieg nicht
mehr zu gewinnen war. Nach Stalingrad folgte am 13. Mai 1943 bei Tunis
die Kapitulation des 250.000 Mann starken Afrika-Korps. Nach der
Landung der Alliierten am 9. Juli auf Sizilien stürzten die
Palastverschwörer am 24./25. Juli Mussolini und bildeten unter
Marschall Pietro Badoglio eine Regierung, die mit der Kapitulation am
8. September mit der faschistischen Achse brach und mit der
Kriegserklärung an Hitlerdeutschland am 13. Oktober 1943 auf die Seite
der Antihitlerkoalition übertrat.
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Italienische Soldaten auf dem Rückzug durch die Donezsteppe

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Anfang Texteinschub

Eine Warnung

229.000 Soldaten waren es, die Italiens faschistischer Diktator
Mussolini 1941 an der Seite der Hitlerwehrmacht an den Don schickte.
Noch bevor die Reste der 300.000 Mann zählenden 6. Armee von
Generalfeldmarschall Paulus zwischen dem 31. Januar und dem 2. Februar
1943 im Kessel von Stalingrad kapitulierten, hatte diese Armata
Italiana in Russia (ARMIR) dieses Schicksal bereits ereilt. Im
November/Dezember 1942 war sie von der Roten Armee bei eisiger Kälte
in die verschneite Donezsteppe getrieben, eingekesselt und danach
größtenteils zerschlagen worden. Nur einige Tausend Überlebende
kehrten nach Italien zurück. Die Niederlagen, die die Wehrmacht seit
August 1942 in den Schlachten zwischen Don und Wolga erlitt, leiteten
die Wende im Zweiten Weltkrieg ein. Das Ende am 8. Mai 1945 in Berlin
ist bekannt. Es sollte den neuen Ostlandreitern, die in Washington und
Brüssel, Berlin, Kiew und wo sonst sie noch, wie jetzt erst wieder mit
"Defender-Europe 21", mit dem Säbel rasseln, eine Warnung sein.
Russlands Antwort werde "schnell und hart sein", erklärte Präsident
Putin kürzlich. Wer Russland provoziere, werde es "auf eine Art und
Weise bereuen wie noch nie".

Ende Texteinschub




Anmerkungen:

[1] Andreas Hillgruber: Von El Alamein bis Stalingrad, München 1964,
S. 13 ff.

[2] Gerhard Förster, Heinz Helmert, Helmut Schnitter: Der Zweite
Weltkrieg, Berlin/DDR 1972, S. 228 ff.

[3] Roberto Battaglia, Giuseppe Garritano: Der italienische
Widerstandskampf 1943 bis 1945, Berlin/DDR 1964, S. 294.

[4] Schreiber: Deutsche Kriegsverbrechen in Italien, München 1996,
S. 13 ff.
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TIERGESCHICHTEN/012: Spinnen sind auch Menschen ... (SB)



Wir saßen gerade bei meiner Oma im Garten am Kaffeetisch und ließen
uns die Erdbeertorte mit Schlagsahne schmecken. Die Sommerferien
verbringe ich stets bei ihr, und ich kann es kaum erwarten, die Fahrt
in das kleine Dorf anzutreten. Wir lachten und schwatzten über
dies und das, als sich plötzlich eine Spinne neben meinem Sitzplatz
abseilte. Ich erschrak, ruckte blitzschnell mit dem Stuhl zu Seite,
kippte dabei meine Tasse Kakao um und fand mich auf dem Rasen hockend
wieder. Meine Oma fragte besorgt, ob ich mir wehgetan hätte, was aber
nicht der Fall war. Sie lächelte und half mir auf. Als ich mich wieder
an den Tisch gesetzt hatte, war die Spinne verschwunden.

"Ich kann Spinnen nun mal nicht leiden", erklärte ich empört.

"Ist schon gut, Lena, ist schon gut. Gerade ich kann dich gut
verstehen, aber wie du weißt, gehören die Spinnen nun mal hierher und
es kann nicht verkehrt sein, mit ihnen auszukommenn."

"Wieso sagst du das, Oma?", wollte ich wissen.

"Na, wenn du magst, erzähl ich dir von meiner ganz persönlichen
Begegnung mit Spinnen."

"Oh ja, gern."

Schnell holte ich mir einen anderen Becher und schenkte mir einen neuen
Kakao ein, dann lauschte ich gebannt der Erzählung meiner Oma, die wie
folgt begann:

"Also Lena, du weißt, dass ich nicht immer hier auf dem Land gelebt,
sondern meine ersten Lebensjahre in einer Großstadt verbracht habe.
Doch genau wie du, konnte ich die Sommerferien kaum erwarten, denn
dann fuhren meine Mutter und ich ans Meer, wo wir meine Tante
besuchten. Sie bewirtschaftete mit ihrem Mann, also meinem Onkel,
einen kleinen Bauernhof. Für mich war das ein spannendes Erleben, die
Tiere zu versorgen, auf den Pferden zu reiten oder das Melken der Kühe
zu lernen. Fliegen, Käfer, Ameisen und Spinnen bevölkerten den Stall
in großer Zahl. Ich fürchtete mich eigentlich nicht vor ihnen, denn
sie taten mir nichts und hielten sich stets in gemessenem Abstand zu
mir. Doch eines Abends sollte ich eine Überraschung erleben. Nach dem
Essen, dass wir an dem Tag ziemlich spät einnahmen, stieg ich die
Treppe zu dem kleinen Zimmer unter dem Dach hinauf, in dem ich in der
Ferienzeit wohnen durfte. Reichlich müde schlüpfte ich in mein
Nachthemd, schlug die Decke von meinem Bett zurück und erschrak. Es
gelang mir gerade noch nicht laut loszuschreien.




[image: Mitten auf dem aufgeschlagenen Bett hockt eine dicke, schwarze Spinne - Buntstiftzeichnung: © 2021 by Schattenblick]

Spinne im Bett
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Stocksteif blieb ich stehen und wusste im ersten Moment nicht, was ich
unternehmen sollte. Dann aber griff ich nach dem leeren Glas, das auf
meinem Nachtisch stand und stülpte es entschlossen über die schwarze
und ziemlich große Spinne. Die Gefahr war gebannt! Doch für die arme
Spinne war es wohl ein Schock, plötzlich in Gefangenschaft zu sein.
Völlig panisch suchte sie nach einem Ausweg. Rasch hielt ich Ausschau
nach einem geeigneten Gegenstand, einem Papier oder einer dünnen
Pappe, die ich unter das Glas schieben konnte, um die Spinne dann
hinaus auf den Flur zu befördern. Ich zog das Lesezeichen aus meinem
Buch, schob es vorsichtig unter das Glas und trug das Spinnentier in
den Flur, wo ich es aus seinem Gefängnis befreite. Nachdem ich mein
Bett sorgfältig auf etwaige andere unliebsame Bewohner untersucht
hatte, legte ich mich schlafen.

Der nächste Tag, ich weiß es noch genau, brachte so viele spannende
Begebenheiten mit sich, dass ich das nächtliche Erlebnis mit der
Spinne völlig vergessen hatte. Ich erzählte sogar niemanden davon,
denn es schien mir ziemlich unwichtig in Anbetracht der Geburt eines
Fohlens, bei der ich dabei sein durfte. Am Nachmittag fuhren wir an
die See und badeten und später tobte ich noch mit Tantchens Hund Nico.
Nach dem Abendessen war ich so erschöpft und todmüde, dass ich gleich
zu Bett gehen wollte, nur noch Zähneputzen und dann ab ins Land der
Träume. Endlich stand ich fertig im Nachthemd und schlug die Bettdecke
zurück.

Und nun darfst du raten, was ich dort sah."

"Wie kann ich das wissen, Oma?"

"Nein, das kannst du nicht wissen Lena. Aber denk nur, es war eine
große, schwarze Spinne!"

Diesmal blieb mir der Mund offenstehen und ich blinzelte, um mich zu
vergewissern, ob ich wirklich eine Spinne gesehen oder mir das bloß
eingebildet hatte. Nein, sie war echt und bewegte sich so geschwind
zum Rand der Matratze, dass jeder Gedanke daran, sie zu fangen
überflüssig schien. So verfolgte ich nur noch ihren Fluchtweg und als
ich sicher war, dass sie sich nicht mehr in der Nähe aufhielt, legte
ich mich schlafen.

Als ich am dritten Tag in mein Zimmer ging, hatte ich mich mit einem
Becher und einer dünnen Pappe bewaffnet. Sollte die Spinne es sich
heute wieder in meinem Bett gemütlich gemacht haben, würde ich sie
sofort fangen und ganz weit nach draußen in den Garten bringen. Ob du
es glaubst oder nicht, ich fand die Spinne tatsächlich wieder im Bett,
fing sie auch sofort ein und gab ihr deutlich zu verstehen, dass ich
wütend war, dass es mein Bett sei und sie sich gefälligst einen
anderen Platz suchen solle. Verärgert tapste ich mit meinem Fang auf
Puschen in den Flur, stieg die Treppe hinab und stolperte unten
angekommen über Nico, den am Treppenabsatz schlafenden Hund.

Ich schaffte es gerade noch mich zu fangen, Nico sprang so rasch auf
seine vier Pfoten, kläffte mich an, mein Spinnenfanggerät fiel zu
Boden und die Spinne ergriff sofort die Flucht. Nico sah das
Krabbeltier und sprang - seine Pfote landete knapp neben der Spinne -
und auf einmal wollte ich sie retten. Gerade noch schimpfte ich mit
ihr und nun war ich beseelt von dem Gedanken an ihre Rettung. Nun, der
Hund war schneller. Mit einem Satz erreichte er die Spinne und
schnappte sie sich. Die Spinne tat mir mit einem Mal wirklich leid."

"Und seitdem magst du Spinnen?"

"Nein, Lena, das nun gerade nicht, aber wenn sie sich dort aufhalten,
wo sie mich nicht weiter stören, habe ich nichts gegen sie", erklärte
mir meine Oma, "und wenn sie sich neben meinem Sitzplatz abseilen,
kann doch nichts passieren. Sie gehen ihren Weg und ich esse meinen
Kuchen."

Ende
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ELTERN/290: Rezension - Kirsten Barthel, Frize Fraze. Aus der Ferne (SB)

Kirsten Barthel



Frize Fraze

Aus der Ferne
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"Frize Fraze" ein Bilderbuch für die ganz Kleinen und etwas Größeren,
überzeugt nicht nur durch die kräftigen, bunt leuchtenden Farben, in
denen die Abenteuer der roten, blau gepunkteten Frize Fraze
dargestellt werden ...

Der Inhalt der Geschichte ist kurz berichtet, bemerkenswert ist die
Art, wie Kirsten Barthel in einer klaren, schnörkellosen Weise
erzählt, die viel Raum für die liebevolle Zuwendung an die kleinsten
Leser beziehungsweise Zuhörer lässt. Die Frize Fraze landen mit einem
rotierenden Raumschiff im Unbekannten. Sie erkunden es und erleben
dort einige Überraschungen. Ein Frize Fraze legt sich in eine
Hängematte, die sich genau seiner Körperform anpasst und sehr
gemütlich ist. Auch rutschen sie auf Wellen, die einmal flüssig ein
andermal hart wie Stein sind. Ein Segelschiff wird betreten, das sanft
dahingleitet, dann aber plötzlich in die Tiefe stürzt. Doch wird es
sicher und heil an Land gespült. Überall tauchten hoch am Himmel und
in weiter Ferne gelbe Ballons auf. Wo kommen sie her? Das
herauszufinden ist ein Wunsch der Frize Fraze. Als ein UFO in ihrer
Nähe landet, aus dem kleine freundliche Wesen aussteigen, begeben sich
alle tanzend und spielend in eine bestimmte Richtung, ohne zu wissen
warum. Auf einer Wiese angekommen, entdeckten sie eine zauberhafte
Blume, aus der die gelben Ballons herausschweben. Schließlich taucht
das rotierende Raumschiff auf und die Frize Fraze wissen, dass es
gekommen ist, um sie abzuholen.

Eine Welt erkunden, Entdeckungen machen und alles einmal ausprobieren -
 was könnte dem Erleben eines kleinen Kindes näher sein? Alles in der
vielleicht noch begrenzten Welt ist für die Kleinen neu, völlig
unbekannt und unbegreiflich, will erforscht und erfahren werden. Da
kommen die Frize Fraze gerade recht, denn ihnen geht es ebenso.

Der Autorin ist es ein ganz besonderes Anliegen, den Kindern Raum für
eigene Erforschungen, Überlegungen und Ideen zu lassen. Belehrungen,
die darauf hinauslaufen, Begriffe und Bedeutungen festzulegen, über
falsch und richtig, über wahr und unwahr zu urteilen, also kurz
gesagt, schon den Kleinsten unter uns die Welt zu erklären, fallen
weg.

Das 28 Seiten starke, im Hardcover verfasste Buch, beinhaltet elf
ganzseitige Drucke der von Kirsten Barthel in Acryl auf Leinwand
gefertigten Werke. Schon früh hat sie sich der Malerei und Fotografie
gewidmet und eine Vielzahl an Gedanken, Träumen und Ideen nehmen in
farbintensiven sowie stimmungsgebenden Bildern Gestalt an.

Kirsten Barthel wurde 1953 in Hamburg geboren und absolvierte dort ein
Kunststudium. In ihren Werken ist es ihr gelungen, bei dem Betrachter
Stimmungen von Lebensfreude bis Melancholie oder Amüsement
hervorzurufen. Sie ist Mutter zweier erwachsener Töchter und freut
sich über ihre kleine Enkeltochter, der sie ihr Buch gewidmet hat.

"Frize Fraze - Aus der Ferne" ist ein Freude spendendes Buch, das mit
Sicherheit mehr als einmal zum Vorlesen und Betrachten anregt.

Die Frize Fraze erleben noch weitere Abenteuer, die demnächst
erscheinen.

5. Juli 2021

Kirsten Barthel

FRIZE FRAZE

Aus der Ferne

MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth 2021

Bilderbuch, Hardcover, ab 2 Jahre

17,00 Euro

ISBN 978-3-925718-42-7
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IMI/1054: NATO-Agenda 2030 - Gipfel der Systemkonkurrenz

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2021/32 vom 15. Juni 2021

NATO-Agenda 2030

Gipfel der Systemkonkurrenz

von Jürgen Wagner



Am 14. Juni 2021 trafen sich die Staats- und Regierungschefs der NATO
zu ihrem Gipfeltreffen in Brüssel. Auf der Agenda standen eine ganze
Menge Dinge, wie allein schon die mit knapp achtzig Paragrafen
ungewöhnlich lange Gipfelerklärung (1) bezeugt (das Statement des
2019er Gipfels in London brachte es auf gerade einmal 9 Absätze).
Während Militäreinsätze im Globalen Süden ("Krisenmanagement") viele
Jahre die Agenda des Bündnisses dominierten, rückt nun eine neue
Herzensangelegenheit ganz oben auf die Agenda. Der NATO-Gipfel
untermauerte einmal mehr, dass sich inzwischen fast alle Planungen auf
die immer rabiater ausgetragene Großmachtkonkurrenz mit Russland und
zunehmend auch China konzentrieren. Natürlich zeichnet sich diese
Entwicklung schon länger ab, mit der Gipfelentscheidung, für das
kommende Jahr ein neues Strategisches Konzept zu erarbeiten und dafür
das Papier "NATO 2030" als wichtige Richtschnur zu nehmen, drohen sich
diese Auseinandersetzungen aber endgültig zum Dauerkonflikt zu
verfestigen. Die traurige und gefährliche Botschaft des Gipfels fasste
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg in seinem Pressestatement
folgendermaßen zusammen: "Die Nato ist eine Allianz von Europa und
Nordamerika, aber wir müssen uns an ein globales Sicherheitsumfeld,
das immer kompetitiver wird, anpassen. Wir befinden uns in einem
Zeitalter des globalen Systemwettbewerbs."(2)


Von Afghanistan zur Systemkonkurrenz

In gewisser Weise hat es Symbolwirkung, dass die NATO beschlossen hat,
in diesem Jahr ihre Truppen aus Afghanistan abzuziehen, geht damit
gleichsam doch eine Phase zu Ende, in der derlei Einsätze im Zentrum
der Planungen standen. Allerdings geht das NATO-Engagement, wenn auch
in deutlich anderer Form, weiter, wie auch in der Gipfelerklärung
betont wird: "Der Rückzug unserer Truppen bedeutet nicht das Ende
unserer Beziehungen zu Afghanistan." (para. 19) Vor allem werde die
NATO "damit fortfahren, den Afghanischen Verteidigungs- und
Sicherheitskräften Training und finanzielle Unterstützung zukommen zu
lassen." (ebd.) Darüber hinaus haben die USA laut der Military
Times(3) bereits mit Militäreinsätzen und Überwachungsmaßnahmen
begonnen, die ihren Ursprung außerhalb der Landesgrenzen haben. So
wird der Krieg wohl auf einem deutlich anderen Niveau fortgesetzt.
Dennoch ist es sicher nicht übertrieben, im westlichen Truppenabzug
eine Art Signal für den endgültigen Übergang in die Phase der
Systemkonkurrenz zu erblicken.

Die diesbezüglichen Konflikte nehmen unmittelbar nach den üblichen
Einleitungsfloskeln in der NATO-Gipfelerklärung gleich ab Absatz zwei
den meisten Raum ein. Die inzwischen vielfach bemühte "regelbasierte
internationale Ordnung", für die sich die NATO als Garant erachtet,
sei "bedroht" (para. 2). Der ehemalige Vorsitzende des
NATO-Militärausschusses, Klaus Naumann, erklärte bereits vor einiger
Zeit, was er - und seine NATO-Kollegen - darunter offiziell verstehen:
"Noch wichtiger ist allerdings, dass sich ein Wettstreit zwischen
mindestens zwei Weltordnungsmodellen abzeichnet: Da ist einerseits das
westliche Modell einer regelbasierten demokratischen Ordnung, in der
die Macht der Gesetze die Macht der Mächtigen einhegt und in welcher
der Einzelne jenen Schutz genießt, der in der Erklärung der
Menschenrechte verankert ist. Und da ist andererseits das chinesische
Modell, das Präsident Xi Jingpin auf dem letzten Parteikongress als
das neue Modell der Weltordnung anpries. [...] Diese beiden Modelle
werden miteinander konkurrieren, weil sie aus einem einfachen Grund
nicht miteinander in Einklang gebracht werden können: Das westliche
Modell verspricht individuelle Freiheit, das chinesische Modell tut
dies nicht. Daher steht die Welt am Rande eines neuen globalen
Wettstreits, der in erster Linie in Asien stattfinden wird."(4)

Aus Sicht Russlands und Chinas umfasst diese "regelbasierte Ordnung"
aber vor allem Regeln und Prinzipien, die helfen sollen, die westliche
Vormachtstellung zu bewahren, weshalb sie vom Westen auch mit Klauen
und Zähnen verteidigt werden soll. "Peking teilt unsere Werte nicht"
verkündete beispielsweise NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg kurz
vor Gipfelbeginn und begründete dies mit der Unterdrückung der Uiguren
und der Proteste in Hongkong sowie mit Drohungen gegenüber Taiwan.(5)
Sicher ist vieles davon nicht von der Hand zu weisen, andererseits
wäre es angebracht, wenn sich der Westen auch zuallererst einmal an
die eigene Nase fassen würde, etwa was die Zusammenarbeit mit so
lupenreinen Demokraten wie in Saudi-Arabien oder der Türkei oder mit
den Putschisten in Mali wie auch mit Islamisten in Syrien anbelangt,
um nur einige Beispiele zu nennen. Ganz unabhängig davon dürften
ohnehin nicht irgendwelche abstrakten "Werte" ursächlich für die sich
immer weiter verschärfenden Konflikte sein, sondern unterschiedliche
sehr handfeste Interessen. Jedenfalls durchzieht die gesamte
Abschlusserklärung ein auffällig alarmistischer Ton, wenn es etwa
ebenfalls gleich zu Beginn heißt: "Wir sehen uns vielfacher Gefahren
und systemischer Konkurrenz von energisch auftretenden Mächten
gegenüber." (para. 3)


Russland: Gegner und Bedrohung

Endgültig vorbei sind die Zeiten, in denen gegenüber Russland noch
halbwegs freundliche Töne angeschlagen wurden: "Unser Verhältnis zu
Russland ist so schlecht wie seit dem Ende des Kalten Krieges nicht
mehr", machte NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg schon kurz vor
Gipfelbeginn klar.(6) Und obwohl das Bündnis hierfür maßgeblich
verantwortlich ist, betonte Stoltenberg selbstredend, dies liege
ausschließlich an Russlands "aggressiven Handlungen". Auch in der
Gipfelerklärung selbst wird Russland als Gegner identifiziert:
"Russlands aggressives Verhalten stellt eine Bedrohung für die
Sicherheit der euro-atlantischen Region dar." (para. 3)

Es folgen dann Absatz um Absatz lange Aufzählungen, in welchen
Bereichen Russland massiv aufgerüstet und ein aggressives Verhalten an
den Tag gelegt hätte, weshalb es ein Zurück zur Normalität nicht geben
könne (para. 8-12). Besonders wird auf eine Aufrüstung der russischen
taktischen und strategischen Atomwaffen abgehoben - hier gelangt man
an eine ganz typische Stelle: nicht alle Kritikpunkte sind aus der
Luft gegriffen, aber das, was Russland vorgeworfen wird, sieht
gegenüber dem, was der Westen veranstaltet, bei näherer Betrachtung
vergleichsweise harmlos aus. So verblasst alles was Russland im
Atomwaffenbereich unternimmt gegenüber der laufenden "Modernisierung"
der US-Atomwaffen, durch die sie für potenzielle Erstschlagszenarien
treffsicherer und durchschlagskräftiger und damit "besser" einsetzbar
werden (siehe IMI-Analyse 2019/25)(7). Der Kostenpunkt für die
nukleare US-Aufrüstung für die Jahre 2021 bis 2030 wurde jüngst vom
Congressional Budget Office, einer Art US-Rechnungshof, noch einmal
auf nunmehr 634 Mrd. Dollar nach oben korrigiert(8) - allein bei
dieser Summe handelt es sich um mehr als das Zehnfache des gesamten
russischen Militärhaushaltes.

Viel Schatten und etwas Licht gibt es bei den landgestützten Kurz- und
Mittelstreckenraketen, die seit der US-Aufkündigung des INF-Vertrages
2019 ja nicht mehr grundsätzlich verboten sind. Hier wird in der
Abschlusserklärung des NATO-Gipfels Russland einmal mehr vorgeworfen,
mit der Stationierung von Raketen des Typs 9M729 (SSC-8) den Vertrag
bereits vor Aufkündigung verletzt zu haben und deshalb für sein Ende
verantwortlich zu sein (para. 46). Das ist aber zumindest umstritten:
Russland bestreitet die Vorwürfe - Angebote zur Inspektion wurden vom
Westen nicht wahrgenommen (siehe IMI-Analyse 2019/25)(9). Das außerdem
kurz vor Gipfelbeginn einmal mehr unterbreitete russische Angebot für
ein Moratorium für die Stationierung von Kurz- und
Mittelstreckenraketen in Europa wurde in der Abschlusserklärung erneut
mit den Worten, dies sei "nicht glaubwürdig und nicht akzeptabel"
abgelehnt (para. 46). Einer der wenigen Lichtblicke ist die klare
Absage an die Stationierung atomarer Mittelstreckenraketen, für die es
"keinen Plan" gäbe (para. 26). Allerdings lässt man mit diesem schon
länger verwendeten Sprachgebrauch vermutlich bewusst die Türe offen,
konventionelle Mittelstreckenraketen aufzustellen.

Ein letzter Punkt ist überaus auffällig, nämlich dass nun auch
sogenannte Hybride Angriffe unterhalb der Schwelle klassischer
Kriegshandlungen als mögliche Auslöser eines Bündnisfalles eingestuft
werden (para. 31). Vor allem Russland wird häufig solcherlei hybrider
Kriegsführung beschuldigt. Der Begriff selbst ist allerdings überaus
schwammig und häufig dazugezählte Elemente lassen sich nur schwer bis
überhaupt nicht eindeutig einem Staat zuordnen, was es umso
problematischer macht, sie in den Bereich zwischenstaatlicher
Kriegshandlungen zu rücken (siehe IMI-Studie 2017/13)(10). Doch genau
dies geschieht in der Abschlusserklärung des NATO-Gipfels, wie
Augengeradeaus(11) schreibt: "Sowohl ein hybrider Angriff als auch ein
massiver Angriff auf IT- und Kommunikationssysteme, also ein
Cyberangriff, wird von den NATO-Mitgliedern als möglicher Bündnisfall
gesehen - der dann auch mit konventionellen Waffen beantwortet werden
könnte".

Ohne dass man jede Aktion Russlands schönreden muss, der Alarmismus,
den die NATO auf ihrem Gipfeltreffen an den Tag legte, ist fast schon
lächerlich - oder ein Fall für den Rechnungshof. Die kurz vor dem
Gipfeltreffen noch einmal aktualisierten hauseigenen Schätzungen(12)
gehen für das Jahr 2021 von Militärausgaben der NATO-Mitgliedsstaaten
von zusammengenommen 1.174 Mrd. Dollar aus - Russland brachte es 2020
gerade einmal auf 61,7 Mrd. Dollar!(13)


China: Geografisch-technologische Systemkonkurrenz

Auch China wird in der Abschlusserklärung Beachtung geschenkt -
allerdings nimmt es deutlich weniger Raum ein als Russland.
Andererseits spielte das Land im bislang letzten Strategischen Konzept
von 2010 noch überhaupt keine Rolle und auch in früheren
Gipfelerklärungen fand es allenfalls am Rande Erwähnung - das
jedenfalls ist nun auch vorbei: "Die selbsterklärten Ambitionen Chinas
und sein bestimmtes Auftreten stellen systemische Herausforderungen
der regelbasierten internationalen Ordnung und in Gegenden dar, die
für die Sicherheit der Allianz wichtig sind." (para. 55)

Diese Systemkonkurrenz wird inzwischen auf allen möglichen Ebenen
ausgetragen, militärisch legt die NATO vor allem Wert auf den Erhalt
ihrer technologischen Vorherrschaft: "Wir sind entschlossen, unseren
technologischen Vorsprung zu bewahren" (para. 37). Hier geht es vor
allem darum, Forschung in Bereichen neuer Technologien, insbesondere
der Künstlichen Intelligenz, zu fördern und für das Militär nutzbar zu
machen. Hierfür habe man sich auf einen NATO Innovation Fund
verständigt, mit dem Start-ups, die an dual-use und disruptiven
Technologien arbeiten, unterstützt werden sollen (para. 6d). Die
immense Abhängigkeit neuer Technologien von Satelliten dürfte dabei
mit ein Grund sein, weshalb die NATO auf dem Gipfeltreffen auch den
Weltraum zum Beistandsgebiet erklärte (para. 33). Ein Beispiel dafür,
wie dies in den Medien berichtet wurde, findet sich bei
tagesschau.de:(14) "Darüber hinaus beschloss der Gipfel, dass auch
Angriffe im Weltraum die Beistandsklausel nach Artikel 5 des
Nordatlantikvertrages auslösen können. Hier ist das Bündnis schon
länger besorgt, dass China und Russland, aber auch andere Länder
Möglichkeiten zur Beeinträchtigung oder gar Zerstörung von Satelliten
getestet haben." Der Artikel "versäumt" es zu erwähnen, dass es
Russland und China sind, die seit Jahren den Westen vergeblich
auffordern, den Vertrag zur Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum
(PAROS, "Prevention of an Arms Race in Outer Space") zu unterzeichnen,
der eine Stationierung von Waffen im All kategorisch verbieten würde
(siehe IMI-Analyse 2019/22)(15). Insofern ist dieses Beispiel
tatsächlich typisch für die Einseitigkeit, mit der die erklärten
Systemkonkurrenten in den deutschen Medien zumeist beschrieben werden.

Geografisch liegt der Schwerpunkt auf der sogenannten indopazifischen
Region. Dort haben vor allem die USA, Großbritannien und Frankreich
ihre Militärpräsenz mit dem Ziel einer Eindämmung Chinas deutlich
ausgebaut - und auch Deutschland will im August eine Fregatte dorthin
entsenden (siehe IMI-Analyse 2020/19)(16). Interessanterweise wurde im
Abschlussdokument des Gipfels der Begriff Indo-Pazifik vermieden, der
gemeinhin im Zusammenhang westlicher Eindämmungsversuche gegen China
Verwendung findet (siehe dazu etwa SWP-Studie 2020/S09)(17).
Stattdessen ist die Rede davon, man werde künftig enger mit den
"asiatisch-pazifischen Partnern" bei der "Förderung kooperativer
Sicherheit und der Unterstützung der regelbasierten Ordnung"
zusammenarbeiten (para. 73).

Was das genau bedeuten soll, bleibt aber im Dunkeln bzw. dürfte wohl
erst im nächsten Strategischen Konzept klarer werden. Damit folgt die
NATO aber in etwa einem Weg, den zum Beispiel vom ehemaligen Leiter
der Bundesakademie für Sicherheitspolitik, Karl-Heinz Kamp, mit seiner
Forderung nach einem größeren Militärengagement der NATO in Ostasien
bereits vor einiger Zeit skizziert hatte. In Sirius - Zeitschrift für
Strategische Analysen(18) schrieb er: "Will die NATO nicht einen
großen Teil ihrer Existenzberechtigung verlieren, wird sie ihre
geografische Orientierung ebenfalls deutlich ändern und ausweiten
müssen. [...] Eine Hinwendung der Nordatlantischen Allianz in Richtung
Asien könnte sich in mehreren Stufen und Intensitäten gestalten. Der
erste Schritt wäre, dass die NATO mehr Interesse an der Region zeigen
und auch als Allianz die Entwicklungen im asiatisch-pazifischen Raum
zur Kenntnis nehmen würde. [...] Ein zweiter Schritt würde eine
deutlich größere Bereitschaft Europas zu einer fairen Lastenteilung
mit den USA hinsichtlich Asien erfordern. [...] Langfristig werden die
großen europäischen Staaten allerdings, sofern sich der
chinesisch-amerikanische Bilateralismus realisiert, nicht umhinkommen,
in einem dritten Schritt ihrerseits Fähigkeiten zur weitreic
henden Machtprojektion vor allem im maritimen Bereich aufzubauen. Das
gilt nicht nur aus der Perspektive der NATO, sondern auch aus der
Sicht der EU, wenn diese ihrem eigenen Anspruch des 'global Player'
gerecht werden will."

Schritt eins ist nun mit dem Gipfeltreffen getan, die Schritte zwei
und drei sind in Bearbeitung.


NATO 2030: Geldagenda & Strategisches Konzept

Ungeachtet der riesigen Summen, die die Einzelstaaten in ihre
Haushalte pumpen, stehen der NATO selber nur vergleichsweise
überschaubare Beträge zur Verfügung(19): 1,55 Mrd. Euro
(Militärhaushalt 2020) und 211 Mio. Euro (Zivilhaushalt 2020). Schon
im Vorfeld des Gipfels hieß es, man habe sich auf eine Aufstockung der
Eigenmittel verständigt, was dann auch in der Abschlusserklärung
bestätigt wurde. Allerdings ist unklar, um welche Beträge es hier
gehen soll, das soll erst 2022 festgelegt werden und ab 2023 in Kraft
treten (para. 7).

Um riesige Summen dürfte es dabei aber ohnehin nicht gehen, wirklich
an die Substanz geht es nämlich nicht bei den Eigenmitteln, sondern
bei den Ausgaben der Mitgliedsstaaten. Zankapfel ist hier seit Jahren
das sog. "Verteidigungsinvestitionsversprechen" (Defence Invstment
Pledge) aus dem Jahr 2014. Aus US-Sicht haben sich die Verbündeten
darin darauf verpflichtet, ihre Ausgaben bis 2024 auf 2 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes anzuheben. Zufrieden notiert hier die
Abschlusserklärung des NATO-Gipfels, seit 2014 seien die
Militärausgaben der US-Verbündeten jedes Jahr real angestiegen, 10
Staaten würden bereits in diesem Jahr über dem 2%-Ziel liegen,
voraussichtlich zwei Drittel dürften es 2024 sein (para. 35).
Deutschland liegt mit Ausgaben von 1,53 Prozent (nach NATO-Kriterien)
aktuell auf Platz 19, wie interessierte Kreise(20) vor und nach dem
Gipfeltreffen nicht müde wurden zu betonen. Um die Auswirkungen zu
verdeutlichen: der offizielle Haushalt belief sich im Jahr 2020 auf
45,2 Mrd. Euro, bei Umsetzung des 2%-Ziels wären es 66,8 Mrd. Euro
gewesen. Obwohl dieses Geld dringend für allerlei andere Dinge benö
tigt wird, schmiss sich nun auch CDU-Kanzlerkandidat Armin Laschet
kurz vor dem Gipfel hinter das 2%-Ziel. Bei tagesschau.de(21) hieß es
dazu: "Laschet bekräftigte zudem seine Unterstützung für das
Zwei-Prozent-Ziel, mit dem sich die NATO-Staaten verpflichtet haben,
darauf hinzuarbeiten, dass sie zwei Prozent ihres
Bruttoinlandsprodukts für Verteidigung ausgeben. 'Wenn wir
international etwas verabredet haben, sollte man sich auch daran
halten'."

Eine letzte wichtige Entscheidung auf dem Gipfeltreffen betrifft das
Strategische Konzept der NATO, mit dessen Aktualisierung der
Generalsekretär beauftragt wurde. Es soll auf dem nächsten NATO-Gipfel
voraussichtlich 2022 angenommen werden und dürfte viele Aspekte der
Systemkonkurrenz vertiefen und verschärfen. Das zumindest steht zu
befürchten, nachdem auf dem Gipfeltreffen zugestimmt wurde, dass das
Papier "NATO 2030: United for a New Era"(22) hierfür als Vorlage
dienen soll, in dem der erklärten Systemkonkurrenz große Bedeutung
beigemessen wird (para. 5). Dabei handelt es sich um ein von einer vom
NATO-Generalsekretär handverlesenen ExpertInnengruppe verfasstes
Dokument, an dem unter anderem auch Ex-Verteidigungsminister Thomas de
Maizière federführend beteiligt war (siehe IMI-Analyse 2020/44)(23).
Schon bei seiner Erstellung war es als Vorlage für eine künftige
NATO-Strategie gedacht, da das alte Konzept von 2010 noch unter dem
Eindruck halbwegs freundschaftlicher Beziehungen zu Russland und ganz
ohne Erwähnung Chinas abgefasst worden war. Indem das NATO-2030-Papier
zur Richtschnur erklärt wurde, dürfte sichergestellt sein, dass sich
dies in der Neuauflage ändern dürfte: "Die Welt der NATO wird in den
nächsten 10 Jahren anders sein als die, die sie sowohl während des
Kalten Krieges als auch in den Jahrzehnten unmittelbar danach
bewohnte. Sie wird eine Welt konkurrierender Großmächte sein, in der
aggressive autoritäre Staaten mit revisionistischen außenpolitischen
Agenden darauf abzielen, ihre Macht und ihren Einfluss auszuweiten."
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STANDPUNKT/079: Menschenrecht nach Tagesschau-Maß (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

Menschenrecht nach Tagesschau-Maß 

Würde und Ansprüche des georgischen Spargelstechers zählen weniger
als der Schmutz an seinen Arbeitsstiefeln

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam



In Wahlkampfzeiten wie diesen fällt sie besonders ins Auge: unsere
gnadenlose deutsche Rechthaberei, gekleidet in hehren Anspruch
gegenüber anderen Staaten und deren Regierungen. Menschenrechte! Ihre
Beachtung müsse besonders von Russland und China gefordert und mit
transatlantischer Sanktions-Gewalt durchgesetzt werden, belehren uns
die herrschenden Parteien, voran die NATO-oliv-Grünen, während
westliches Militär beide Länder einkreist. Die Tagesschau vermeldet es
brav (1) und vermeidet jegliche Einordnung. "Wir" sind schließlich
immer die Guten, vor unserer eigenen Tür ist allemal bestens
gekehrt.

Vergessen die Warnung des Philosophen und Aufklärers Jean-Jacques
Rousseau:

"Nehmt euch vor diesen Kosmopoliten in Acht, die in ihren
 Schriften aus weiter Ferne Pflichten herholen, deren Erfüllung sie
 in Bezug auf ihre eigene Umgebung verächtlich zurückweisen. Ein
 solcher Philosoph liebt die Tataren, um dessen überhoben zu sein,
 seine Nachbarn zu lieben." (2) 


Wir haben uns längst an die Besessenheit gewöhnt, mit der die Berliner
Politdarsteller und ihre Durchlauferhitzer in den Mainstreammedien
lautstark die Wahrung der Menschenrechte fordern, mit Blick nach
Moskau oder Beijing. Geradezu klassisch die
Tagesschau-Berichterstattung über das Treffen der NATO-Spitzen unter
ihrem US-Anführer Joe Biden. (3) Von NATO-Plänen für eine offensive
"Neuausrichtung" auf China und Russland war da die Kraftmeierei; die
militanten und aggressiven Vertreter des Wertewestens versuchten dem
friedenswilligen Rest der Welt einmal mehr weiszumachen, dass
Drohungen, Bezichtigungen, Hochrüstung und aggressive Propaganda
Ausdruck erfolgversprechender Diplomatie seien - weil dahinter eine
gute Sache stehe.

Unsere "Verfassung im Kleinen", der Grundgesetz-Artikel 20, definiert
Deutschland als föderale Demokratie, als Rechtsstaat und Sozialstaat.
(4) Auch die Präambel sowie die Artikel 1, 9 und 25 verpflichten uns
zum Frieden und zum Respekt vor den Menschenrechten weltweit. (5) Wie
wenig das Grundgesetz noch die Realität unseres Gemeinwesens formt,
könnte uns allerdings bereits ein Blick auf unsere 2,6 Millionen in
Armut lebenden Kinder lehren. Weiterhelfen könnten auch eine
gründliche Befassung mit den menschenfeindlichen Umtrieben unserer
Geheimdienste oder das Nachdenken über die völkerrechtswidrigen, nicht
von den UN gedeckten Bundeswehr-Auslandseinsätze. Ganz zu schweigen
von deutscher Mitwisserschaft und direkter Mittäterschaft bei den
zahllosen extralegalen Hinrichtungen und Massakern der USA (per
Drohnen zum Beispiel).


Heuchelei ist deutsche Staatsräson

Auf der Suche nach dem Verbleib der Menschenrechte im
NATO-Einflussbereich wäre zudem ein Blick ins Schatzkästlein der USA
angeraten: Todesstrafe und grausame Hinrichtungsmethoden, vollkommene
Rechtlosigkeit im Foltergefängnis Guantanamo, rassistische Übergriffe
der US-Polizei gegen die eigenen Bürger, anarchische Wahlverfahren,
unzählige Kriegsverbrechen in allen Ländern, die von der US-Soldateska
heimgesucht wurden (6) ... Davon, dass ARD-aktuell die Erinnerung an
all diesen Schrecken in uns wachhielte, kann keine Rede sein. Schon
gar nicht, wenn wieder mal Kanzlerin Merkel oder Außenminister Maas
die deutsche Bündnistreue zum "Partner" USA beschwören. Erst recht
erweisen Tagesschau-Sendungen sich nicht als informativ bezüglich der
systematischen Menschenrechtsverletzungen in "befreundeten" Ländern
wie Kolumbien, Saudi-Arabien oder Israel. (7)

Mit dem deutschen Menschenrechtsverständnis ist es wahrlich nicht weit
her. Das lässt sich am "Lieferkettengesetz" aufzeigen, das kürzlich
vom Bundestag beschlossen wurde. (8) Es ist ein Musterbeispiel für die
bei uns übliche "Werte"- Heuchelei. Politiker und Journalisten der
tonangebenden Medien hatten die Schamlosigkeit, dieses Gesetz als
ersten Schritt zu humanen Produktionsverhältnissen, zur Bekämpfung der
Kinderarbeit und der an Sklaverei grenzenden Unterdrückungsstrukturen
in aller Welt auszugeben. (9) Es ist jedoch kaum mehr als eine
Beruhigungspille für engagierte Gutmenschen. Es tastet die vom Westen
geschaffenen Ausbeutungsverhältnisse nicht an. Dem kapitalistischen
Profitstreben setzt es keine Grenzen. Es erstrahlt jedoch im typischen
Berliner Glamour "so tun, als ob." Exakt nach Lehrbuch "1984",
präziser noch nach Aldous Huxleys "Schöne neue Welt". (10)


Ungewöhnliches Eingeständnis

Der Tagesschau ist zugute zu halten: Im Fall "Lieferkettengesetz" hat
sie sich manchmal als bedingt kritischer Begleiter des
Gesetzgebungsverfahrens erwiesen. Manchmal.

"Im Handel und der Produktion verletzen Unternehmen im Zuge der
 weltweiten Wertschöpfungs- und Lieferketten immer wieder
 grundlegende Menschenrechte. Dazu zählen Kinderarbeit, Ausbeutung,
 Diskriminierung und fehlende Arbeitsrechte. ..." (11) 


Die Redaktion lässt mit dieser Formulierung immerhin den Rückschluss
zu, dass auch deutsche Unternehmen sich der Menschenrechtsverletzung
schuldig machen. Leider konkretisiert sie das nicht weiter, Namen
nennt sie nicht. Dass Konzerne wie Siemens, Bayer, BASF und Daimler
zwecks Verhinderung möglicher Menschenrechtsverletzungen einem
konkreten Regelwerk unterzogen und ihre ausländischen
Produktionsstätten und Zulieferer stärker überwacht werden müssten,
wird nicht thematisiert. (12) Soviel Mut vor Fürstenthronen und
Geldsäcken war denn doch wieder nicht bei ARD-aktuell.

Die Anonymität der deutschen Menschenrechtsverletzer in Industrie und
Handel bleibt gewahrt. Der Wahlbürger soll keine konkrete Vorstellung
davon erhalten, dass und wie unsere Begüterten ihre Sklavenhaltung
gestalten. Schon Karl Marx wusste:

"Mit entsprechendem Profit wird Kapital kühn ..., für 100
 Prozent stampft es alle menschlichen Gesetze unter seinen Fuß; 300
 Prozent, und es existiert kein Verbrechen, das es nicht riskiert
 ..." (13) 


Namen sind Nachrichten. Deshalb führt ARD-aktuell in ihren Beiträgen
nur solche Firmen auf, die sich mit den Regelungen des
Lieferkettengesetzes aus unterschiedlichen Gründen einverstanden
erklärt haben: Tchibo, Ritter Sport, Nestlé Deutschland und Hapag
Lloyd. Die können das nun werbend für sich nutzen.


Die hohe Kunst der Manipulation

Dass das Lieferkettengesetz auch diesen "Edlen" nicht allzu viel
Menschenfreundlichkeit abverlangt, haben Lobbyisten, Kanzlerin Merkel
und Wirtschaftsminister Altmaier sichergestellt. Es mag ja sein, dass
Arbeits- und Sozialminister Heil und Entwicklungshilfeminister Müller
ursprünglich Besseres und echte Veränderungen erreichen wollten.
Unbeirrbarkeit und Standfestigkeit bewiesen beide aber nicht.
Konsequenz: Wenn deutsche Firmen die Rechte der im Ausland
Ausgebeuteten verletzen, wenn sie Leben und Gesundheit dieser Ärmsten
gefährden oder ihre natürlichen Lebensgrundlagen zerstören, dann
brauchen sie auch weiterhin keinen Schadenersatz zu leisten.

Hinsichtlich ihrer ausländischen Kooperationspartner in der
Lieferkette haben unsere Unternehmer ohnehin keine gravierende
Sorgfalts- und Überwachungspflicht zu erfüllen. Staatliche
Kontrollinstanzen sind zwar vorgesehen, doch ob sie effizient arbeiten
können und werden, steht in den Sternen. Das Lieferkettengesetz gilt
eh nur für einen kleinen Kreis von im Ausland aktiven Unternehmen, für
Betriebe mit mehr als 3000 Beschäftigten. Und es soll erst ab 2023
wirken. (14)

Dass der Schutz der Schwächsten unseren Parlamentsparteien
mehrheitlich vollkommen gleichgültig ist, zeigte die Fraktion
Bündnis90/Die Grünen in den Debatten über dieses Lieferkettengesetz.
Lange unterstützten ihre Abgeordneten das ursprünglich sehr
zielorientierte Vorhaben und rissen dabei die Klappe mächtig weit auf.
Doch mit der vagen Aussicht aufs Kanzleramt und damit auf die Pflicht,
ein strammes Gesetz selber an deutschen Unternehmern vollstrecken zu
müssen, stimmten sie doch lieber seiner kastrierten Variante zu, wie
von der Wirtschaftslobby gewünscht.

Auch in der Politik gilt: Zuviel Rückgrat stört. Also: Freie Fahrt für
deutsche Menschenrechtsverächter in Fernost, in Südamerika oder in
Afrika. (15) Die Rote Karte wird nur gegen Russland und China gezückt,
vor allem, weil es Washington in den aggressiven Kram passt, beide als
"Feindstaaten" zu definieren. (16) Das wiederum nützt dem
militärisch-industriellen Komplex der USA.

Wo bleibt das Positive? Ausnahmsweise hatte ARD-aktuell etwas zu
bieten, wenn auch nur in Form eines Kommentars, der bekanntlich nicht
unbedingt die Meinung der Redaktion oder gar der ARD insgesamt
widerspiegelt: "Gezogene Zähne, geschliffene Krallen". (17)
Donnerwetter, das klang für die Verhältnisse der ARD-aktuell ja schon
fast revolutionär ...


Werte-basiert

So weit, die Kungelei der Kanzlerin mit der deutschen Finanz- und
Wirtschaftselite als einen systemischen und sich oft wiederholenden
Rechtsbruch zu charakterisieren, als Verletzung der Prinzipien unserer
Verfassung, so weit geht der ARD-Qualitätsjournalismus aber denn doch
nicht. Zuzugeben, dass unsere Regierung nur Funktionspersonal des
Geldadels ist, kommt nicht infrage. Dieses Privileg überlassen
Tagesschau-Redakteure lieber den Satirikern und Kabarettisten. Der
große Dieter Hildebrandt:

"Politik ist nur der Spielraum, den die Wirtschaft ihr
 lässt." (18) 


Oder Frank Zappa:

"Politik ist die Unterhaltungsabteilung der Wirtschaft."
 (19) 


Menschenrechtsverletzung ist nicht aufs Ausland beschränkt. Sie findet
auch innerhalb unserer Grenzen statt. In subtiler Form und längst
einem Gewöhnungsprozess unterzogen, so dass wir sie nicht mehr bewusst
wahrnehmen. Die Kanzlerin tut dazu ein Übriges, indem sie bei jeder
sich bietenden Gelegenheit die Platte von unserer "regelbasierten
Werte-Ordnung" abnudelt.

Der Sozialstaat, die grundgesetzlich verankerte Sozialbindung des
Eigentums und der Schutz der Schwachen vor den Starken gehören zum
Kanon unserer "Werte". Jedenfalls theoretisch. Praktisch sind sie
längst ausgehöhlt und verlieren fortwährend weiter an Bedeutung.
Wachsende Armut, das erbarmungslose Hartz-IV-Regime, Entrechtung am
Arbeitsplatz, Rückbau von Gesundheitsvorsorge und Alterssicherung
werden entweder kaum diskutiert oder als quasi gottgegebene
Entwicklung dargestellt. (20) Die längst zur Notwendigkeit gewordenen
Tafeln sind der Ausdruck dafür, dass heutzutage nur noch Gnadenerweis
ist, was einst sowohl in der Alt-BRD als auch in der DDR ein
Rechtsanspruch auf würdige Existenzsicherung war.

Obwohl das Thema "soziale Rechte" für Millionen von Menschen zentrale
Bedeutung hat, wird es von den Mainstream-Medien - auch von
ARD-aktuell - allenfalls stiefmütterlich behandelt. Selbst die
pandemiebedingte Verschärfung der Situation hat nichts daran geändert.
In der Rubrik "Thema" auf Tagesschau.de zählt man seit August 2020
ganze acht Beiträge über Hartz IV - weniger als einen pro Monat. Diese
paar Artikel wirken überdies hingerotzt und empathielos. (21)

Jeder sechste Bürger in Deutschland ist armutsgefährdet. Das bedeutet,
er oder sie muss mit weniger als 1.176 Euro pro Monat auskommen.
Covid-19 hat die Tafel-Versorgung erschwert, örtlich und vorübergehend
sogar gänzlich unterbrochen. Der "Lockdown" hat andererseits kräftige
Preissteigerungen für Lebensmittel verursacht. Wie schwer, ja fast
unmöglich es für viele der Armen ist, mit ihrer Lebenslage
zurechtzukommen, erfährt man von ARD-aktuell jedoch nicht. Fünf
Millionen Menschen vegetieren auf der Schattenseite unserer
Wohlstandsgesellschaft. Aber die Tagesschau nimmt sie nicht wahr und
verschweigt, dass und wie stark die Zahl der Tafelnutzer vor allem bei
den Kurzarbeitern und Rentnern angestiegen ist. (22)


Der regierungsfromme ARD-Journalist 

Angemessene, unumwundene Berichterstattung über die Armut in
Deutschland hieße, der regierungsamtlichen Heuchelei und
Selbstgefälligkeit die Luft abzulassen. Dafür fühlt sich die
Tagesschau natürlich nicht zuständig. Sie interpretiert ihren
Programmauftrag als Verpflichtung zum regierungsfrommen
Verkündungsjournalismus. Dem Rechtsmissbrauch, dem bei uns Jahr für
Jahr abertausende Tagelöhner und Unterschicht-Arbeiter zum Opfer
fallen, versagt sie die gebotene kritische Aufmerksamkeit.

Der menschenunwürdige Umgang mit ausländischen Saisonarbeitern in der
Landwirtschaft ist sowieso kein Nachrichtenthema für ARD-aktuell. Es
betrifft 300.000 Ausgebeutete, die alle Jahre wieder den brutalen
Gesetzen der Profitsucht unterworfen werden, ohne dass irgendjemand
versucht, auch für sie wenigstens Merkels minimal "wertebasierte
Ordnung" zu reklamieren.

Im Frühjahr 2021 berichtete Tagesschau.de über den Einsatz der
Saisonarbeiter auf deutschen Spargelfeldern. Erwartungsgemäß aus der
Sicht der Unternehmer. Dass die Agrarier ihre Ware zu "marktgerechten"
Preisen anbieten müssen, darf man ihnen glauben, ihr Gejammer über
hohe Lohnkosten hingegen nicht. Wie die unsäglich miese Bezahlung für
den Erntearbeiter konkret aussieht, kann sich der Tagesschau-Kunde
schon deshalb nicht vorstellen, weil aus der Perspektive des
Ausgebeuteten einfach nicht berichtet wird.
Wichtig erschien ARD-aktuell nur, dass deutscher Spargel trotz
Pandemie wieder zu günstigen Preisen auf den Tisch kommen konnte:

"Die Deutschen können ihr liebstes Saisongemüse auch in Zukunft
 zu ähnlichen Preisen wie in den vergangenen Jahren einkaufen
 ..." (23) 


Wohl bekomm's.

Arbeiter aus Polen und Rumänen werden in dem Beitrag quasi als
unbescheiden dargestellt, weil nicht mehr bereit, für 9,50 Euro pro
Stunde zu malochen (zu den sonstigen Konditionen der schweren
Feldarbeit kommen wir gleich). Deshalb müsse der Spargelbauer jetzt
auf georgische Arbeiter zurückgreifen, die seien "anspruchsloser".


Betrogene Landarbeiter

"Anspruchslos" steht hier für: "... die können leichter ausgebeutet
werden, weil sie noch ärmere Schlucker sind als die Polen und
Rumänen". Ein ARD-Journalist, der so gefühllos über das Geschäft mit
den Saisonarbeitern schreibt, verdiente sich eigentlich eine
Spargelkiste "anspruchsvoller" Maulschellen.

Wie ein blutiger Anfänger lässt sich der ARD-Berichterstatter vor den
Karren eines lamentierenden Spargelbauern spannen. Der habe im Vorjahr
für das Einfliegen von 200 rumänischen Erntehelfern 120.000 Euro
bezahlt, pro Person 600 Euro. Eine gründliche Recherche ergibt pro
Person allerdings nur Flugkosten von 200 Euro, die obendrein als
Betriebskosten von der Steuer abgesetzt oder gleich dem Erntearbeiter
vom Lohn abgezogen werden. Er muss sie und die oft unverschämt hohen
Kosten für miese Massenunterkunft und -verpflegung sowie reichlich
begrenzte Hygieneangebote abarbeiten. Häufig werden auch noch
Sachkosten (für Arbeitskleidung, Werkzeug) vom Lohn einbehalten und
Arbeitszeiten unsauber abgerechnet. (24)

Früher war die Sozialversicherungspflicht auch für Saisonarbeit
selbstverständlich. Sie wurde jetzt im harmonischen Zusammenspiel der
Bundestagsfraktionen von Union, SPD und AfD weichgespült. (25)
Konkret: Im Schatten der Covid-19-Pandemie wurde die
sozialversicherungsfreie Beschäftigung pro Jahr von 70 auf 102
Arbeitstage erhöht. Für Saisonarbeiter in der Agrarindustrie mit ihrer
üblicherweise auf weniger als vier Monate befristeten Beschäftigung
heißt das: Die Sozialversicherungspflicht wurde abgeschafft.


Moderne Form der Sklaverei

Keine Sozialversicherung, keine Krankenversicherung.
Saison-Feldarbeiter sind recht- und schutzlos der Ausbeutung
ausgeliefert: schwere Arbeit im Freien, auf Knien oder gebückt, bis zu
14 Stunden am Tag Spargel stechen oder Erdbeeren pflücken. Trotz
Pandemie ohne Krankenversicherungsschutz schuften und in
Massenunterkünften untergebracht sein. Im Falle einer Infektion
sollten diese Beschäftigten mitunter sogar die Kosten für ihre
medizinische Behandlung selber bezahlen. (26)

Nicht nur die (zumeist osteuropäischen) 300.000 Saisonarbeiter sind
dieser Sklaverei unterworfen. Die "Befreiung von der
Sozialversicherungspflicht", ein Ausdruck der Unmenschlichkeit,
betrifft darüber hinaus auch rund 800.000 deutsche Beschäftigte. Sie
bilden den Bodensatz einer an sich reichen und leistungsfähigen
Gesellschaft, die den Abbau sozialer Rechte auf ihre "Agenda" gesetzt
hat.

Dass wir es hier mit einer besonderen Art von Menschenrechtsverletzung
zu tun haben, die sich im Übrigen auch in der Arbeitslosigkeit
manifestiert, darf nicht in unser Bewusstsein dringen. Dazu bräuchte
es kritische, sachgerecht und fair informierende Journalisten. Die
finden sich nur nicht mehr in der Tagesschau-Elite.


Quellen und Anmerkungen: 

(1) https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-877217.html

(2) http://www.zeno.org/Philosophie/M/Rousseau,+Jean-Jacques/Emil+oder+Ueber+die+Erziehung/Erster+Band/Erstes+Buch

(3) https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-877517.html

(4) https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_20.html

(5) https://www.friedenskooperative.de/friedensforum/artikel/das-friedensgebot-des-grundgesetzes-und-der-un

(6) https://theintercept.com/2021/03/20/joe-biden-special-operations-forces/
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(23) Spargelsaison in Deutschland: Erntehilfe kommt diesmal aus Georgien | tagesschau.de

(24) https://www.faire-mobilitaet.de/faelle/++co++242a1146-ce00-11e9-8d8b-52540088cada

(25) https://www.bundestag.de/services/suche?suchbegriff=22.april+2021, s. Seite 166 ff

(26) https://www.dgb.de/++co++cb7aca88-7da1-11eb-8bc4-001a4a160123


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 bis 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996
Mitarbeiter des NDR, zunächst in der Tagesschau, von 1992 an in der
Kulturredaktion für N3. Danach Lehrauftrag an der Fu-Jen-Universität
in Taipeh.


Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung, nichtkommerzielle Zwecke
der Veröffentlichung vorausgesetzt. Wir schreiben nicht für Honorar,
sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam Peter
Scholl-Latour). Die Texte werden vom Verein "Ständige
Publikumskonferenz öffentlich-rechtlicher Medien e.V."
dokumentiert:

https://publikumskonferenz.de/blog

 * 
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MIKROBIOLOGIE/045: Forschung - neue Erkenntnisse über bakterielle Zellteilungsmechanismen (SHÄB)
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Live bei der Zellteilung zugeschaut 

von PM/RED



MIKROBIOLOGIE. CAU-Forschungsteam aus der Mikrobiologie liefert neue
Erkenntnisse über bakterielle Zellteilungsmechanismen am Beispiel des
Modellorganismus Bacillus subtilis.


Bakterien als einzellige Lebewesen vermehren sich normalerweise
durch eine binäre Zellteilung, also die Vervielfältigung des gesamten
einzelligen Organismus. Dies erlaubt eine besonders schnelle
Vervielfältigung, wie die von Krankheitserregern bekannte
exponentielle Vermehrung, und erfordert die Auftrennung und Verteilung
von zwei identischen Kopien des bakteriellen Erbguts.

Eine wichtige Rolle bei der Zellteilung spielt für eine Bakterienzelle
dabei die Position, an der sie sich teilt und dabei die
Erbinformationen verteilt. Für viele Bakterienarten wie beispielsweise
das Stäbchenbakterium Escherichia coli ist dieser Prozess gut
erforscht: Als Steuerungseinheit fungiert hier eine Gruppe von
Proteinen, die als das Min-System bezeichnet wird und in Bakterien
normalerweise dafür sorgen, dass sich die Zellen genau in der Mitte
teilen. An der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU)
beschäftigt sich die Arbeitsgruppe Mikrobielle Biochemie und
Zellbiologie um Prof. Marc Bramkamp u.a. mit bakteriellen
Organisations- und Reproduktionsmechanismen, anhand derer sie
allgemeingültige Prinzipien der biologischen Musterbildung
untersuchen. Diese Musterbildung ist in der Biologie von zentraler
Bedeutung, etwa bei der Entstehung komplexer vielzelliger Lebewesen.
In einer neuen Forschungsarbeit konnten Bramkamp und sein Team vom
CAU-Institut für Allgemeine Mikrobiologie am Beispiel des Bakteriums
Bacillus subtilis neue Erkenntnisse darüber gewinnen, wie die Proteine
des Min-Systems infolge evolutionärer Anpassungen ihre Funktionsweise
in der Zellteilung anpassen können. Dank neuartiger hochauflösender
Bildgebungsverfahren und der Anwendung mathematischer Modellierungen
konnten sie zeigen, dass das Min-System bei B. subtilis nicht die
Positionierung der Zellteilung reguliert, sondern diese nach einer
erfolgreichen Teilung stoppt - anders als bei vielen anderen
Stäbchenbakterien. Die neuen Ergebnisse veröffentlichten die Kieler
Forschenden kürzlich gemeinsam mit Kooperationspartnern an der
Ludwig-Maximilians-Universität München in der wissenschaftlichen
Fachzeitschrift mBio.

Unterschiedliche Dynamik der Zellteilungs-Proteine

Um nachvollziehen zu können, wie die Proteine des Min-Systems in B.
subtilis-Zellen agieren, wählte das Kieler Forschungsteam zunächst
einen zweistufigen Ansatz. Ergebnisse aus vorangegangenen Experimenten
ließen vermuten, dass die an der Zellteilung beteiligten Proteine
nicht statisch sind, sondern sich je nach Aktivitätszustand dynamisch
in der Zelle bewegen.

Die Forschenden haben sie daher im Experiment zunächst mit einem
fluoreszierenden Eiweiß markiert. Mit einem speziell ausgestatteten
Fluoreszenzmikroskop konnten sie dann die Bewegungen der Proteine in
der Zelle in Echtzeit verfolgen. "Bei E. coli gibt es eine sogenannte
Oszillation der Min-Proteine. Ihr Vorkommen wandert dabei in wenigen
Sekunden von einem Ende der Zelle zum anderen. Daher ist die
Verteilung in der genauen Mitte der Zelle am geringsten. Genau dort
entsteht dann in E. coli das Septum, also eine neu entstehende
Trennwand", erklärt Dr. Helge Feddersen, wissenschaftlicher
Mitarbeiter in Bramkamps Gruppe. "Bei B. subtilis konnten wir mit
unseren Messungen jedoch keine solche Oszillation feststellen. Unsere
Beobachtungen zeigten aber, dass die Min-Proteine von den Zellpolen
zur Mitte wandern, sobald dort die Zellteilung beginnt. Eine Dynamik
der Proteine ist in B. subtilis also erhalten, aber das System legt
nicht die Zellmitte fest", so Feddersen.

Um eine genaue Vorstellung von der Geschwindigkeit der Proteine in der
Zelle zu bekommen, wandte das Kieler Team in einem zweiten Schritt ein
Verfahren zur lokalen Entfernung der fluoreszierenden Markierung an.
Die Fluoreszenz wurde also beispielsweise gezielt bei den Proteinen,
die sich am Teilungs-Septum der Zelle befanden, mittels eines Lasers
durch Bleichung dauerhaft ausgeschaltet. Trotzdem fanden sich kurz
darauf an derselben Position erneut fluoreszierende Proteine - diese
konnten also nur von einem anderen Ort der Zelle dorthin nachgewandert
sein. "Daraus konnten wir ganz genau ableiten, mit welcher
Geschwindigkeit sich die Min-Proteine bei B. subtilis in der Zelle
bewegen. Diese quantitativen Daten sind sehr wichtig, um ein
mathematisches Modell der Min-Dynamik zu erstellen", sagt Feddersen.
Um die in den lebendigen Zellen beobachteten Vorgänge zu bestätigen,
haben die Kieler Forschenden mit der Arbeitsgruppe des Physikers
Professor Erwin Frey an der LMU zusammengearbeitet. In einem
theoretischen Modell konnten die Münchener Kooperationspartner die
Bewegungsmuster des Min-Systems auch theoretisch bestätigen - ein
wichtiges Zeichen, dass bereits in den Beobachtungen alle für die
Funktion wesentlichen Teile des Proteinsystems erkannt wurden.

Höchstauflösende Einblicke in lebende Zellen

Dass die neuen Erkenntnisse über die abweichende Funktion des
Min-Systems bei B. subtilis erst jetzt gefunden wurden, liegt auch
daran, dass die Auflösung in der Bildgebung für solche Beobachtungen
bisher nicht ausreichte. An der CAU steht mit der
Einzelmolekül-Lokalisations-Mikroskopie seit Kurzem eine
hochleistungsfähige Technologie zur Verfügung, welche die bisher beste
Auflösung in lebenden Zellen ermöglicht. Damit ist es möglich, auf der
Nanometer-Skala einzelne Moleküle wie die Min-Proteine in lebenden
Zellen zu lokalisieren. Anders als bei statischen Verfahren lässt sich
so zudem die Dynamik verfolgen, also die Bewegung einzelner Proteine
im Zeitverlauf nachvollziehen. "Erst mit unserem höchstauflösenden
Mikroskop konnten wir nun im nächsten Schritt feststellen, dass es zu
einer Clusterbildung bei den Zellteilungs-Proteinen von B. subtilis
kommt", betont Bramkamp, Leiter der Arbeitsgruppe Mikrobielle
Biochemie und Zellbiologie. "Mit der neuen Mikroskopie-Technologie ist
die CAU in der biologischen Bildgebung nun exzellent aufgestellt. Im
Rahmen der Zentralen Mikroskopie (ZM) am Biologiezentrum steht sie
auch anderen Nutzern aus diversen Disziplinen an der Landesuniversität
zur Verfügung", so Bramkamp. "Diese in der Biologie noch selten
genutzte Technik hat uns in der nun vorgelegten Arbeit gezeigt, dass
ein scheinbar bekanntes Proteinsystem bei dem konkret untersuchten
Bakterium möglicherweise wesentlich anders funktioniert als bisher
angenommen", sagt er. Obwohl also beispielsweise bei E. coli und B.
subtilis dieselben Proteinsysteme vorliegen, führen sie völlig andere
Funktionen aus.

"Wir vermuten, dass das Min-System bei B. subtilis bewirkt, dass die
Zellteilung nach einem erfolgreichen Durchgang blockiert wird - es
beeinflusst also den aktiven Zellteilungsapparat und sorgt dafür, dass
dieser nach erfolgreicher Teilung nicht weiterarbeitet", fasst
Bramkamp zusammen. Der Grund für diese Anpassung liegt möglicherweise
darin, dass B. subtilis eine besondere Überlebensstrategie verfolgt
und - im Gegensatz etwa zu E. coli - gegen schädliche Umwelteinflüsse
resistente Dauerstadien in Form von Sporen bildet. Damit sich diese
Sporen ausbilden können, muss sich die Zelle nahe am Zellpol teilen,
also der Stelle, an der normalerweise keine Teilung stattfinden soll.

Diese Anforderung erreicht B. subtilis also offenbar durch die
Modifikation des Min-Systems und ermöglicht so diese einfache Form der
Zelldifferenzierung bei der Sporulation.
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"Die gesamte Botschaft hören"

von Prof. Dr. phil. Claudia Bozzaro



GASTBEITRAG. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat nicht nur in
der Ärzteschaft eine Diskussion über die Folgen ausgelöst. Prof. Dr.
phil. Claudia Bozzaro, Leiterin des Arbeitsbereichs Medizinethik an
der Kieler Christian-Albrechts-Universität, beschreibt in einem
Gastbeitrag für das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt, wie sie das
Urteil einordnet.


Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Urteil vom 26.
Februar 2020 die "Sterbehilfe-Debatte" in neuem Licht gedeutet. Das
Urteil verweist darauf, dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht ein
Recht auf ein selbstbestimmtes Sterben umfasse. Dieses wiederum
schließe die Freiheit ein, sich das Leben zu nehmen. Die Beweggründe
für diese Entscheidung seien, sofern sie einen Akt autonomer
Selbstbestimmung darstellen, von Staat und Gesellschaft zu
respektieren. Darüber hinaus umfasse die Freiheit, sich das Leben zu
nehmen, auch die Freiheit, sich hierfür bei Dritten Hilfe zu suchen
und diese Hilfe, soweit sie angeboten werde, auch in Anspruch zu
nehmen. Das bedeutet im Klartext, dass auch ein gesunder, junger
Mensch grundsätzlich ein Recht auf Inanspruchnahme von Hilfe beim
Suizid seitens Dritter hat.

Die Frage, die sich nun stellt, ist, ob und ab wann sich eine Ärztin
bzw. ein Arzt als Ärztin oder Arzt angesprochen fühlen sollte, einer
Anfrage zur Hilfe beim Suizid zuzustimmen. Diese Frage möchte ich
aufgreifen mit Blick auf zwei Szenarien:


Anfragen gesunder suizidwilliger Menschen 

Mit Blick auf die Musterberufsordnung § 2 (2) ergibt sich
bezüglich autonomer Suizidwünsche gesunder Menschen ein klares Bild:
Solche Wünsche sollten nicht Gegenstand ärztlichen Tuns sein, denn
ihnen mangelt jegliche Verbindung zu den Zielen und Aufgaben der
Medizin. Die Ärzteschaft sollte sich nicht für Belange außerhalb ihres
Kernauftrags instrumentalisieren lassen.

Das Argument, dass Ärztinnen und Ärzte diejenigen sind, die aufgrund
ihrer spezifischen Expertise am besten vorbereitet seien, Menschen bei
ihrem Suizid zu assistieren, scheint mir dabei nicht einsichtig. In
der Schweiz ist seit vielen Jahren eine Suizidhilfepraxis bekannt, in
der Ärztinnen und Ärzte zwar als Gutachter zur Feststellung der
Urteilsfähigkeit des Sterbewilligen und als Gatekeeper für das
Natriumpentobarbital fungieren, bei der sie aber nur bedingt in die
Hilfeleistung beim Suizid selbst involviert sind. Hier besteht
offensichtlich durchaus Spielraum, um den Anforderungen des BVerfG zu
entsprechen, auch ohne die Ärzteschaft an entscheidender Stelle in die
Pflicht zu nehmen.


Anfragen kranker suizidwilliger Menschen 

Schwieriger gestaltet sich die Frage nach dem Umgang mit Anfragen um
Beihilfe zum Suizid von Menschen, die krank sind und unter ihrer
Situation schwer leiden. Hilfeleistung im Fall von Krankheit und
Leiden ist genuiner Bestandteil des ärztlichen Auftrags und des
ärztlichen Ethos. Allerdings ist die Frage, ob die Linderung eines
Krankheits- bzw. Leidenszustands durch Hilfe zum Suizid geschehen
solle, eine ethisch schwierige. Letztlich hängt sie von der Frage der
moralischen Bewertung des Suizids selbst ab. Da dieses Urteil in einer
pluralistischen Gesellschaft durchaus unterschiedlich ausfällt, bleibt
es in diesem Fall letztlich bei einer Gewissensentscheidung des
einzelnen Arztes oder der einzelnen Ärztin. Daher ist es richtig und
wichtig, dass im Urteil des BVerfG explizit unterstrichen wird, dass
niemand zur Beihilfe zum Suizid verpflichtet werden darf. Die
Ärzteschaft muss dafür Sorge tragen, dass dieser Freiraum für
Gewissensentscheidungen gewährleistet ist und bleibt.

Dies vorausgesetzt, sollte aus meiner Sicht Folgendes bedacht werden:

• Ärzte sollten darin unterstützt werden, eine eigene, moralisch
fundierte und reflektierte Haltung zu entwickeln, um sich in der
Konfrontation mit Anfragen nach Hilfe zum Suizid orientieren zu
können. Dafür ist es unerlässlich, Reflexions- und Diskussionsräume in
Bezug auf so grundlegende Fragen wie den Umgang mit Leiden, Krankheit
und Tod und deren Stellenwert im Leben zu gewährleisten. Diese Anstöße
sollten im Studium beginnen und im weiteren Verlauf des Berufslebens
immer wieder ermöglicht werden. Dieses sollte nicht als ein privates
Anliegen, sondern als berufliche Aufgabe verstanden sein und durch
entsprechende Fortbildungsangebote, aber auch über Supervisions- und
Beratungsangebote sichergestellt werden.

• In Anbetracht der Entwicklungen in anderen Ländern ist davon
auszugehen - unabhängig davon, welche Regelung das Bundesparlament
finden wird - dass Ärztinnen und Ärzte in Deutschland in Zukunft
vermehrt Anfragen um Hilfe zum Suizid von Menschen erhalten werden,
die sich beispielsweise mit Ängsten vor einer demenziellen Erkrankung,
Pflegebedürftigkeit oder einem isolierten Leben konfrontiert sehen.
Diese Menschen werden auf ihr Leiden durch diese Ängste verwiesen, für
das sie sich, auch wenn es nicht unmittelbar krankheitsbedingt ist,
ärztliche Hilfe erwarten und erhoffen. Hier ist frühzeitig eine
Diskussion in der Ärzteschaft und in der breiten Öffentlichkeit zu
führen, wie gesellschaftliche Versorgungsstrukturen ausgestaltet
werden können und sollten, damit Menschen überhaupt nicht in die
Situation geraten, aufgrund ihrer Ängste, ihres Alters oder ihrer
Einsamkeit oder sozialen Isolation einen Suizidwunsch zu entwickeln.
Es mag den autonomen, rational wohlüberlegten Bilanzsuizid geben, aber
es gibt auch sozial und gesellschaftlich bedingte Zustände, die
Menschen faktisch in Situationen führen, in denen der Suizid der
einzige Ausweg zu sein scheint. Sich als Gesellschaft damit
zufriedenzugeben, die Freiwilligkeit des Suizids festzustellen, wäre
nicht nur zynisch, sondern eine Gefahr zunächst für vulnerable
Menschen und letztlich für die gesamte Gesellschaft.

Eine abschließende Bemerkung: Der Fokus des
Bundesverfassungsgerichtsurteils auf der Selbstbestimmung mag
prinzipiell berechtigt sein, doch zugleich muss auch deutlich gemacht
werden, dass Autonomie und Selbstbestimmung nicht solipsistisch zu
verstehen sind. Anders gesagt: Menschen leben, handeln und entscheiden
in Lebenskontexten, welche sie mit anderen Menschen teilen und
gemeinsam gestalten. Menschen entwickeln ihre Persönlichkeit und
Autonomie in Beziehung zu und in Auseinandersetzung mit anderen
Menschen. Menschen, die einen anderen um Hilfe bitten, und sei es um
Assistenz beim Suizid, gehen auf diese Weise eine Beziehung ein. Eine
Antwort auf solche Anliegen, sei es durch Ärztinnen und Ärzte, sei es
durch die Gesellschaft, kann und darf sich nicht darauf beschränken,
die Freiwilligkeit des Suizidwunsches zu eruieren und zu attestieren.
Sie muss bereit sein, die gesamte Botschaft zu hören und die
Gesellschaft für alle menschlich zu gestalten.

 * 
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POLITIK/2090: Deutscher Ärztetag ändert die berufsrechtlichen Regelungen zur Suizidhilfe (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 6, Juni 2021

Keine Tötung auf Verlangen

von Dirk Schnack



SUIZIDHILFE. Die Diskussion um die Konsequenzen des
Bundesverfassungsgerichtsurteils von Februar 2020 war ein mit Spannung
erwarteter Tagesordnungspunkt auf dem Deutschen Ärztetag. Nach
intensivem Austausch entschieden sich die Delegierten für eine
Änderung der Musterberufsordnung. Den Gesetzgeber forderte der
Ärztetag auf, die Suizidprävention stärker in den Fokus zu nehmen, sie
zu unterstützen, auszubauen und zu verstetigen.


Als Konsequenz aus dem viel diskutierten Urteil des
Bundesverfassungsgerichts von Februar 2020 zum assistierten Suizid hat
der Deutsche Ärztetag die berufsrechtlichen Regelungen für Ärzte zur
Suizidhilfe geändert und den Paragrafen 16 Satz 3 der
(Muster-)Berufsordnung (MBO) aufgehoben. Darin hieß es bislang: "Sie
(Ärztinnen und Ärzte) dürfen keine Hilfe zur Selbsttötung leisten."
Der Ärztetag begründete seine Entscheidung mit der "ganz überwiegenden
Auffassung, dass Paragraf 16 Satz 3 der MBO in seiner bisherigen
Fassung aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht aufrechterhalten
werden könne".

In einem Beschluss formulierte der Ärztetag zudem Eckpunkte, deren
Umsetzung er vom Gesetzgeber erwartet, wenn dieser die Rechte von
Menschen stärkt, die von fachkundigen Dritten Hilfe für einen sicher
und schmerzfrei umzusetzenden Suizid erwarten:

• Eine Verpflichtung zum ärztlich assistieren Suizid darf es

nicht geben.

• Ärzte dürfen keinem Strafbarkeitsrisiko ausgesetzt werden.

• Eine Tötung auf Verlangen durch Ärzte darf es weiterhin nicht
geben.

Die Delegierten verknüpften ihren Beschluss mit dem Wunsch nach
verschiedenen Schutzbestimmungen für Suizidwillige. Sie fordern etwa
von Politik und Gesetzgeber, die Aktivitäten zur Suizidprävention und
zur Beratung Suizidwilliger zu stärken. Zu diesem Punkt hatte der
Präsident der Bundesärztekammer, Dr. Klaus Reinhardt, vor der
Diskussion gemahnt, die Ursachen von Suizidalität wie Einsamkeit,
Depressionen und andere schwere Erkrankungen stärker in den Blick zu
nehmen und den Betroffenen bessere Lebensumstände zu bieten. Wenn dies
gelänge, würde nach seiner Überzeugung bei vielen Menschen der Wunsch
nach Suizid gar nicht aufkommen.

Der Ärztetag forderte zudem, die Möglichkeiten der Inanspruchnahme der
Palliativmedizin zu verbessern, bei einer Beratung auf alternative
Handlungsoptionen zu verweisen, dabei konkrete Hilfsangebote sowie
Behandlungsmöglichkeiten zu unterbreiten.

Suizidwillige müssen nach Auffassung des Ärztetages ihren Willen zudem
frei und unbeeinflusst von einer psychischen Störung und ohne
unzulässige Einflussnahme oder Druck bilden können. Instanzen, die den
Suizidwunsch bewerten, und die, die ihn umsetzen, müssen klar getrennt
sein. Wenn Ärzte an Entscheidungen über die Gewährung einer
Suizidassistenz beteiligt sind, dann sollte dies keine alleinige
Verantwortung sein, sondern von interdisziplinär zusammengesetzten
Gremien. Der Prozess der Bewertung und der Umsetzung des
Suizidwunsches muss nach Auffassung des Ärztetages transparent
vollzogen und dokumentiert werden. Im Nachgang muss eine retrospektive
Bewertung des Vorgangs stattfinden. Nachdem diese aus Hamburg
vorgeschlagenen Forderungen verabschiedet waren, zeigte sich der
Präsident der Hamburger Ärztekammer, Dr. Pedram Emami, "erfreut über
die differenzierte und unaufgeregte Diskussion". Den Beschluss wertete
er als "Zeichen, die unterschiedlichen Strömungen innerhalb der
Ärzteschaft zu diesem Thema zusammenführen zu wollen". Emami sagte:
"Wir wollen damit nicht nur den gesetzlichen Anforderungen, sondern
auch den Veränderungen in der Gesellschaft gerecht werden."

Zum Hintergrund: Das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem Urteil
den Paragrafen 217 Strafgesetzbuch, der die geschäftsmäßige Förderung
der Selbsttötung unter Strafe stellte, für nicht mit dem Grundgesetz
vereinbar und damit für nichtig erklärt. Damit war die geschäftsmäßige
Förderung eines Suizides nicht mehr strafbar. Das Gericht hatte aus
dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht als Ausdruck persönlicher
Autonomie ein "Recht auf selbstbestimmtes Sterben" abgeleitet.

In diesem Zusammenhang ist wichtig, dass das ärztliche Berufsrecht
nicht Gegenstand der Verfassungsbeschwerde war und nur insofern in
Bezug genommen wurde, als es der Bereitschaft, Suizidhilfe zu leisten
"weitere Grenzen jenseits oder gar entgegen der individuellen
Gewissensentscheidung des einzelnen Arztes" setze.

Weiter hatte das Gericht ausgeführt: "Die in den Berufsordnungen der
meisten Landesärztekammern festgeschriebenen berufsrechtlichen Verbote
ärztlicher Suizidhilfe unterstellen die Verwirklichung der
Selbstbestimmung des Einzelnen nicht nur geografischen Zufälligkeiten,
sondern wirken zumindest faktisch handlungsleitend. Der Zugang zu
Möglichkeiten der assistierten Selbsttötung darf aber nicht davon
abhängen, dass Ärzte sich bereit zeigen, ihr Handeln nicht am
geschriebenen Recht auszurichten, sondern sich unter Berufung auf ihre
eigene verfassungsrechtlich verbürgte Freiheit eigenmächtig darüber
hinwegsetzen. Solange diese Situation fortbesteht, schafft sie einen
tatsächlichen Bedarf nach geschäftsmäßigen Angeboten der Suizidhilfe."
Diese Ausführungen waren Anlass, die einschlägige Regelung der MBO zu
überprüfen.

Die Streichung des Paragrafen ändert nach Überzeugung des Ärztetages
nichts daran, dass "ärztliches Handeln von einer lebens- und
gesundheitsorientierten Zielrichtung geprägt ist". Nach Paragraf 1
Abs. 2 der MBO ist es Aufgabe von Ärzten, das Leben zu erhalten, die
Gesundheit zu schützen und wiederherzustellen, Leiden zu lindern,
Sterbenden Beistand zu leisten und an der Erhaltung der natürlichen
Lebensgrundlagen im Hinblick auf ihre Bedeutung für die Gesundheit der
Menschen mitzuwirken. "Mithin zählt es nicht zu dem Aufgabenspektrum
der Ärzteschaft, Hilfe zur Selbsttötung zu leisten", betonte die
Bundesärztekammer nach der Entscheidung. Es könne niemals Aufgabe der
Ärzteschaft sein, für Nichterkrankte eine Indikation, Beratung oder
gar Durchführung eines Sterbewunsches zu vollziehen.
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LUNGE/295: Chronisch obstruktive Lungenerkrankung - Mehr als 100.000 Schleswig-Holsteiner haben eine COPD-Diagnose (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 6, Juni 2021

AOK an Ärzte: "Wir müssen reden."

von Dirk Schnack



COPD. Mehr als 100.000 Schleswig-Holsteiner haben eine COPD-Diagnose.
Über regionale Unterschiede und die Einschreibequoten für das DMP
informierte die AOK Nordwest am 19. Mai in einer online abgehaltenen
Pressekonferenz.


Der kürzlich vorgestellte Gesundheitsatlas der AOK soll
Transparenz über Ursachen, Verbreitung und Folgen der chronisch
obstruktiven Lungenerkrankung COPD schaffen. Die Daten der
Versicherten ab 40 Jahren (Basis: 2019) zeigen, dass die Verbreitung
in Schleswig-Holstein sehr unterschiedlich ist: Im Kreis Pinneberg
weisen nur 5,39 Prozent der Einwohner ab 40 Jahren eine COPD auf, in
Neumünster dagegen 7,82 Prozent. Zwischen diesen beiden Werten
rangieren die übrigen Kreise und kreisfreien Städte in
Schleswig-Holstein, das mit einem landesweiten Wert von 6,5 Prozent
unter dem bundesweiten Durchschnitt von 7,1 Prozent liegt.

Wie AOK-Vorstandschef Tom Ackermann in der Pressekonferenz deutlich
machte, sind folgende Zusammenhänge mit COPD besonders deutlich:


	Tabakrauchen ist der bedeutsamste Risikofaktor für COPD. Wer Zigaretten raucht, hat im Vergleich zu einem Nie-Raucher ein 13-fach erhöhtes Risiko, eine COPD zu entwickeln. Die Prävention des Rauchens ist deshalb für ihn die wichtigste Strategie zur Vermeidung von COPD-Erkrankungen.

	Eingeatmete Luftschadstoffe spielen ebenfalls eine wesentliche Rolle, bedeutsamste Expositionsquelle ist die Luftverschmutzung. Auch bei bestimmten beruflichen Tätigkeiten kann es zu einer hohen Exposition kommen.

	In epidemiologischen Studien ist ein deutlicher Zusammenhang mit dem sozioökonomischen Status gefunden worden.



Therapiemöglichkeiten, die kausal in das Krankheitsgeschehen
eingreifen und Patienten heilen könnten, existieren nicht.
Medikamentöse Maßnahmen können zwar Symptome mildern, aber nicht die
Auswirkungen jahrelanger Lungenschädigungen beseitigen. Umso wichtiger
sind aus Sicht Ackermanns das Krankheitsmanagement mit aktiver
Einbindung der Betroffenen und die ärztliche Betreuung im
Disease-Management-Programm (DMP). Nur: Die Zahl der eingeschriebenen
Patienten ist bescheiden - von den insgesamt 38.600 in
Schleswig-Holstein an COPD erkrankten AOK-Versicherten nehmen nur
8.400 am DMP teil.

Ackermann kündigte an, mit Ärzten in Schleswig-Holstein verstärkt über
das DMP und die Möglichkeiten, mehr Patienten für das Programm zu
gewinnen, zu sprechen: "Wir werden die Zahlen zum Anlass nehmen, mit
den Ärzten darüber zu reden." Die Krankenkasse kann dabei auf eine
regionale Auswertung zurückgreifen. Der DMP-Anteil an AOK-Versicherten
mit COPD beträgt in Neumünster nur 16 Prozent, in Lübeck und im Kreis
Pinneberg dagegen liegt er bei rund einem Drittel.

Auch bei den Schulungsmaßnahmen sieht die AOK noch Potenzial für
bessere Teilnahmequoten. Nach Erfahrungen der Kasse können die
Teilnehmer bei Umsetzung der Empfehlungen ihre Lebensqualität
steigern, den Arzneimittelgebrauch an oralem Kortison senken und
Krankenhauseinweisungen verringern. Ackermann will erreichen, dass die
Kasse sich intensiver um mehr Teilnehmer für die Schulungen kümmert:
"Das ist klar unsere Aufgabe."

Derzeit wird davon ausgegangen, dass COPD-Patienten im Fall einer
SARS-CoV-2-Infektion ein moderat erhöhtes Risiko für schwere Verläufe
einer Covid-19-Erkrankung haben, aber kein erhöhtes Infektionsrisiko
im Vergleich zu Patienten ohne COPD.
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POLITIK/266: Impfstoffe für Afrika (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 16. Juni 2021

german-foreign-policy.com

Impfstoffe für Afrika

BioNTech will Impfstoffe im dramatisch unterversorgten Afrika
produzieren - ab 2022. Konzerne aus China, Russland und den USA haben damit
bereits begonnen.



BERLIN/MAINZ - Der Mainzer Pharmakonzern BioNTech plant die Expansion
auf den afrikanischen Kontinent. Hintergrund sind Bestrebungen der
Afrikanischen Union (AU), Covid-19-Impfstoffe in afrikanischen Staaten
herstellen zu lassen und langfristig eine eigene Vakzinproduktion
aufzubauen. BioNTech gibt das Vorhaben bekannt, nachdem die EU Ende Mai
angekündigt hat, die Errichtung von Impfstofffabriken in ausgewählten
Ländern Afrikas mit bis zu einer Milliarde Euro zu unterstützen. Allerdings
nimmt BioNTech erste Abfüllvorgänge in Afrika nicht vor Mitte 2022, die
Komplettproduktion frühestens 2025 in den Blick. Andere Konzerne haben
längst mit dem Aufbau einer Vakzinherstellung in Afrika begonnen -
beispielsweise Sinovac (Beijing) in Ägypten, das Gamaleya-Institut (Moskau,
Sputnik V) in Algerien, Johnson & Johnson (USA) in Südafrika. Mit Blick auf
den dramatischen Impfstoffmangel in Afrika ist der Beschluss der G7, bis
inklusive 2022 nur 870 Millionen Impfdosen an Entwicklungsländer zu
liefern, als "unverzeihliches Versagen" angeprangert worden. Afrikas
wichtigster Vakzinlieferant ist zur Zeit China.

Dramatischer Impfstoffmangel

Der afrikanische Kontinent leidet unverändert an einem dramatischen Mangel
an Covid-19-Impfstoffen. Während weltweit mittlerweile rund 2,4 Milliarden
Impfdosen verabreicht wurden, waren es in 50 der 55 afrikanischen Staaten
alles in allem nur 36 Millionen Dosen, kaum mehr als die täglich knapp 33
Millionen Dosen, die inzwischen weltweit gespritzt werden. In fünf Ländern
Afrikas konnten bisher noch überhaupt keine Impfungen vorgenommen werden.
Wie die WHO konstatiert, werden 47 afrikanische Staaten voraussichtlich das
Etappenziel verfehlen, bis September wenigstens zehn Prozent ihrer
Bevölkerung zu impfen. Von den 53,3 Millionen Dosen, die inzwischen auf dem
Kontinent angekommen sind, wurden 22,2 Millionen über die internationale
Covax-Initiative geliefert, die allerdings von gravierendem Mangel bedroht
ist, seit das Serum Institute of India (SII) seinen AstraZeneca-Impfstoff
ausschließlich für die indische Impfkampagne produziert. Nach der
Notfallzulassung zweier seiner Vakzine durch die WHO hat nun aber China
begonnen, Covax zu versorgen. Die Volksrepublik hat darüber hinaus laut
Branchenberichten bislang rund 20 Millionen Impfdosen in 33 afrikanische
Länder geliefert; 6,4 Millionen Dosen wurden gespendet.

"Ein unverzeihliches Versagen"

Vor dem Hintergrund des dramatischen Mangels insbesondere in Afrika ist die
Ankündigung der führenden westlichen Industriestaaten (G7) vom Wochenende,
bis 2022 870 Millionen Impfdosen für Entwicklungsländer bereitzustellen,
auf herbe Kritik gestoßen. Die USA haben die Lieferung von 500 Millionen
Dosen zugesagt; allerdings verwenden sie dafür Geld, das sie ursprünglich
Covax versprochen hatten.[1] Großbritannien will 100 Millionen Dosen
liefern; Deutschland hat bisher 30 Millionen fest zugesagt. Bundeskanzlerin
Angela Merkel hat beim G7-Gipfel insgesamt 2,3 Milliarden Dosen in Aussicht
gestellt, davon 350 Millionen aus der Bundesrepublik; doch ist völlig
unklar, welchen realen Gehalt ihr Versprechen hat. Mit Blick auf die
Tatsache, dass laut Angaben der WHO allein innerhalb der nächsten drei
Monate 225 Millionen Dosen nötig wären, um lediglich zehn Prozent der
Bevölkerungen der Staaten Afrikas zu impfen [2], hat WHO-Generaldirektor
Tedros Adhanom Ghebreyesus am Wochenende konstatiert: "Wir brauchen mehr,
und wir brauchen sie [die Dosen] schneller."[3] Der ehemalige britische
Premierminister Gordon Brown nannte das magere G7-Angebot mit Blick auf das
Massensterben in der Pandemie "ein unverzeihliches moralisches
Versagen".[4]

Produktionsstandorte in Afrika

In der klaren Erkenntnis, nicht auf ausreichende Lieferungen aus dem Westen
setzen zu können, haben die Staats- und Regierungschefs der Afrikanischen
Union (AU) im April angekündigt, eine eigene Impfstoffproduktion aufzubauen
- bezogen nicht nur auf Covid-19-Vakzine, sondern auf sämtliche Vakzine
überhaupt. Heute wird lediglich ein Prozent von ihnen in Afrika
hergestellt; im Jahr 2040 soll der Anteil laut den Plänen der AU auf 60
Prozent gestiegen sein. Dafür sollen, verteilt auf Nord-, Süd-, West-, Ost-
und Zentralafrika; fünf Forschungs- und Produktionszentren geschaffen
werden; als Standorte sind gegenwärtig Südafrika, Senegal, Marokko, Ägypten
und Ruanda im Gespräch. Die EU, unter Druck geraten, weil sich
international vor allem noch Berlin und Brüssel der Forderung nach einer
zumindest zeitweiligen Freigabe der Impfstoffpatente verweigern, hat im Mai
in Aussicht gestellt, den Aufbau einer afrikanischen Impfstoffproduktion
mit bis zu einer Milliarde Euro zu unterstützen - bereitgestellt aus dem
EU-Etat oder durch die europäische Entwicklungsbank EIB (European
Investment Bank).[5] Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat zusätzlich
einen Beitrag von 50 Millionen Euro aus Deutschland zugesagt.[6]
BioNTechs globale Präsenz

Wie in der vergangenen Woche berichtet wurde, zieht nun der deutsche
BioNTech-Konzern eine Expansion auf den afrikanischen Kontinent in
Betracht. Das Unternehmen, das mit seinem Covid-19-Vakzin allein im ersten
Quartal 2021 einen Gewinn von 1,13 Milliarden Euro erzielen konnte [7],
errichtet gemeinsam mit dem chinesischen Pharmakonzern Fosun eine
Impfstofffabrik in Shanghai, von der aus der lukrative chinesische Markt
bedient werden soll. Die Vakzinfabrikation soll bereits im August gestartet
werden. BioNTech-Chef Ugur Sahin hat zudem den Aufbau einer
Produktionsstätte in Singapur angekündigt, um von dort aus Südostasien
sowie die weitere Asien-Pazifik-Region zu beliefern: Das Projekt sei "ein
wichtiger strategischer Schritt für den Ausbau unserer globalen Präsenz",
wird Sahin zitiert.[8] Nun kündigt der BioNTech-Chef darüber hinaus die
Schaffung eines oder mehrerer Impfstoffwerke in Afrika an. In zwölf Monaten
wolle man dort mit dem Abfüllen des Vakzins beginnen; der Aufbau der
vollständigen Produktionskette werde vermutlich bis zu vier Jahre
dauern.[9] Für den Kampf gegen die Covid-19-Pandemie wäre das zu spät.
Allerdings gehen Experten davon aus, dass der afrikanische Impfstoffmarkt
rasant wächst - von aktuell 1,3 Milliarden US-Dollar auf 5,4 Milliarden im
Jahr 2030.

Im Kampf gegen die Pandemie

Einen Beitrag zum aktuellen Kampf gegen die Pandemie mit dem Aufbau einer
afrikanischen Covid-19-Impfstoffproduktion leisten freilich andere. Schon
jetzt unterstützt Sinovac (Beijing) den ägyptischen Impfstoffhersteller
Vacsera (Kairo) beim Aufbau des Produktionsprozesses für sein
Covid-19-Vakzin: Ende Mai wurden die ersten Volumina geliefert, die jetzt
von Vacsera abgefüllt werden; in einem zweiten Schritt wird das ägyptische
Unternehmen in die Gesamtherstellung einsteigen.[10] Derselbe Vorgang ist
mit dem Sputnik V-Vakzin des Gamaleya-Instituts (Moskau) geplant. Sputnik V
soll ab September auch in Algerien produziert werden.[11] Sinopharm
(Shanghai) wiederum hat Marokko den Aufbau eines Impfstoffwerks
zugesagt.[12] Darüber hinaus hat im südafrikanischen Gqeberha (vormals Port
Elizabeth) Aspen Pharmacare mit dem Abfüllen des Vakzins von Johnson &
Johnson (New Brunswick, US-Bundesstaat New Jersey) begonnen. Ob daraus auch
eine umfassende Lizenzproduktion entstehen wird, scheint noch nicht ganz
klar.[13] Als erster Hersteller aus der EU hat Univercells (Charleroi,
Belgien) in Kooperation mit dem Institut Pasteur de Dakar (Senegal) den
Aufbau einer Impfstofffabrikation in Afrika angekündigt. Begonnen werden
soll Mitte 2022; welches Vakzin hergestellt wird, ist noch ungewiss.[14]


Anmerkungen:
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[2] Nine in 10 African countries set to miss urgent COVID-19 vaccination
goal. afro.who.int 10.06.2021.

[3] Coronavirus outpacing vaccine effort, says WHO, after G7 doses pledge.
theguardian.com 15.06.2021.

[4] Gordon Brown: Despite the grand words, this G7 falls devastatingly
short on vaccines. theguardian.com 14.06.2021.

[5] EUR1 billion Team Europe initiative on manufacturing and access to
vaccines, medicines and health technologies in Africa. ec.europa.eu
21.05.2021.

[6] Südafrika: Deutsche Finanzhilfe für Impfstoffproduktion.

sueddeutsche.de 28.05.2021.

[7] S. dazu Die Pandemie als Chance.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8595/

[8] S. dazu Die Welt impfen (III).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8619/

[9] Erika Solomon, Sam Fleming: BioNTech prepares expansion into Africa
alongside EU. ft.com 10.06.2021.

[10] Uwagbale Edward-Ekpu: Egypt joins the race to produce
critically-needed Covid-19 vaccines for Africa. qz.com 11.06.2021.

[11] Algeria will start producing Russia's Sputnik V COVID-19 vaccine in
September. english.alarabiya.net 08.04.2021.

[12] Morocco's Covid response 'an example to emulate'.

newafricanmagazine.com 08.04.2021.

[13] Uwagbale Edward-Ekpu: Egypt joins the race to produce
critically-needed Covid-19 vaccines for Africa. qz.com 11.06.2021.

[14] Univercells va installer des centres de production au Sénégal.
lecho.be 13.04.2021.
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Analyse: Stimmenverluste für die Regierung

Von Gerold Schmidt
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Die in Mexiko regierende Morena-Partei musste bei den Zwischenwahlen
Stimmenverluste hinnehmen. Sie ist nun verstärkt auf Unterstützung der
als opportunistisch geltenden mexikanischen Grünen angewiesen. 

Foto: Wikipedia/Randal Sheppard (CC BY-SA 2.0)

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]



Die Zwischenwahlen in Mexiko haben die politische Landkarte
verändert. Die Regierung von Andrés Manuel López Obrador und seine
Partei verloren die absolute Mehrheit.

(Mexiko-Stadt, 22. Juni 2021, poonal) - Am 6. Juni 2021 fanden in
Mexiko Zwischenwahlen statt. Sie haben die politische Landkarte
verändert. Die sich als links, anti-neoliberal und besonders der armen
Bevölkerung zugewandt verstehende Regierung von Andrés Manuel López
Obrador (AMLO) und seine Morena-Partei verloren im Bundesparlament die
absolute Mehrheit. Sie werden dort mehr denn je auf ihre
Bündnispartner von der Arbeiterpartei (PT) und den opportunistischen
mexikanischen "Grünen" (PVEM) [1] angewiesen sein.

In 15 der 32 mexikanischen Bundesstaaten wurden die Gouverneur*innen
neu gewählt. Hier erreichte Morena mit dem Gewinn von elf
Gouverneursämtern die bei realistischer Sicht maximal erreichbare
Ausbeute. Die Partei stellt nun Gouverneur*innen in 16 der 32
mexikanischen Bundesstaaten, ein Nettozugewinn von zehn Bundesstaaten.
In Tlaxcala, Guerrero, Campeche, Colima, Sinaloa, Sonora, Zacatecas
und Campeche löste Morena die PRI ab. In Michoacán die PRD, in Nayarit
und Baja California die PAN. In Baja California Sur verteidigte sie
das Gouverneursamt. Zudem kontrolliert Morena die Parlamente von 18
Bundesstaaten.

Unerwartet deutliche Einbußen verzeichnete die Regierung in der
Hauptstadt, die seit 1997 immer eine Bastion der Linken gewesen war.
Zwar läuft die Amtszeit der 2018 gewählten Morena-Oberbürgermeisterin
Claudia Sheinbaum bis 2024. Doch in den 16 Stadtbezirken, die
inzwischen formal Landkreisen gleichgestellt sind und ihre eigenen
Bürgermeister*innen wählen, verlor Morena nun überraschend gleich
neunmal und teilweise krachend deutlich gegen die Oppositionsallianz.

Im Stadtrat wird die bisherige Zweidrittelmehrheit von 44 der 66
Mandate demnächst auf eine hauchdünne Mehrheit von 32
Morena-Abgeordneten und zwei Mitgliedern der PVEM schrumpfen. Der
symbolische Schlag gegen die uneinnehmbare "linke Festung" dürfte noch
heftiger wiegen als der Rückgang des Stimmenanteils von 50 auf 42
Prozent. In der Vergangenheit ist Mexiko-Stadt oft Jahre
im Voraus Trendsetterin für politische Verschiebungen im ganzen Land
gewesen. Dies ist kein gutes Omen für AMLO.


Präsident zeigt sich glücklich, aber ...

Der Präsident zeigte sich angesichts des für eine Zwischenwahl
insgesamt zufrieden stellenden Ergebnisses seiner Partei offiziell
"glücklich, glücklich, glücklich". Doch gleichzeitig scheint er tief
gekränkt, dass ein bedeutender Teil der Mittelschicht, vor allem in
der Hauptstadt, Morena diesmal den Rücken kehrte. AMLO lobte die
Intelligenz der armen Bevölkerung, die weiterhin hinter seinem Projekt
stehe und machte deutlich, sich von Teilen der Mittelschicht verraten
und unverstanden zu fühlen. Für die im Vergleich zum Triumphzug bei
den Präsidentschaftswahlen 2018 geringere Unterstützung führte er vor
allem einen "schmutzigen Krieg" und eine "Hasskampagne" der Opposition
verantwortlich. Die Parteien PRI, PAN und PRD traten diesmal
geschlossen gegen den Regierungsblock an und führten tatsächlich eine
reine Negativkampagne ohne substantielles Programm. Doch die
präsidentielle Analyse, mit einem guten Schuss Selbstgerechtigkeit,
aber ohne eine Spur von Selbstkritik vorgetragen, dürfte zu kurz
greifen.

Der öffentliche Anspruch von Präsident Andrés Manuel López Obrador ist
es gewesen, Mexiko im Rahmen seiner angestrebten "Vierten
Transformation" [2] (4T) grundlegend zu verändern: Das heißt, die
Korruption entscheidend zu bekämpfen, die soziale Ungleichheit
wesentlich zu reduzieren, den Staatssektor gegenüber der
Privatwirtschaft neu zu stärken, sowie den Einfluss von
Drogenkartellen und organisierter Kriminalität zurückzudrängen und der
ausufernden Gewalt in Mexiko ein Ende zu setzen. Von all dem sind AMLO
und seine Partei nach knapp drei Jahren an der Regierung noch weit
entfernt.


Fehlende Empathie, schleichende Militarisierung

Der in der Regel sehr moralische Diskurs AMLOs muss sich messen lassen
an der Korruption in den eigenen Reihen. Ebenso an den aus rein
wahltaktischen Überlegungen eingegangenen Bündnissen und
Kandidat*innenaufstellungen von Morena, die vielfach ein Recycling von
lokalen Machtpolitiker*innen der Altparteien einschließen. AMLOs oft
pauschale verbale Angriffe auf Nicht-Regierungsorganisationen,
Journalist*innen, den "alten konservativen" Justizapparat und die
Wahlbehörde verschrecken einen Teil der Wähler*innen. Genauso haben
seine fehlende Empathie für eine anwachsende und sich radikalisierende
mexikanische Frauenbewegung, die Organisationen von
Familienangehörigen der Gewaltopfer im Land, für Kulturschaffende und
den Wissenschaftsbetrieb Auswirkungen gehabt. Diese Pauschalangriffe
machen die Hoffnung vieler Gruppen zunichte, solidarisch und
konstruktiv gemeinte Kritik könne bis zur Regierung und zum
Präsidenten durchdringen. Zudem überträgt der Präsident dem Militär
immer mehr zivile Aufgaben. Nicht nur zahlreichen mexikanischen
Menschenrechtsgruppen wird die schleichende Militarisierung des Landes
unheimlich. Alles zusammen ein Mix, der das Wahlergebnis durchaus
erklärt.


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Partido_Verde_Ecologista_de_M%C3%A9xico

[2] https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/wer-hilft-der-regierung-den-weg-zu-finden/
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Regierung lässt Oppositionelle verhaften
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Die Vorgängerpartei von Unamos hat mit Dora Téllez bereits 2008 an der
Wahlurne gegen Ortega gekämpft. Nun wurde Téllez mit anderen
Oppositionellen im Vorfeld der Wahlen 2021 festgenommen. Ortega-Plakat
mit Banner der Protestbewegung aus dem Jahr 2008.

Foto: Jorge Mejía Peralta/Flickr (CC BY 2.0)

[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



Die nicaraguanische Regierung geht erneut gegen die Opposition
vor. Mehrere führende Oppositionelle wurden wenige Monate vor den
Wahlen verhaftet.

(Berlin, 14. Juni 2021, poonal) - In Nicaragua geht die
Verhaftungswelle gegen führende Oppositionelle weiter. Wenige Monate
vor den Präsidentschaftswahlen ließ die umstrittene Regierung des
Präsidenten Daniel Ortega und seiner Frau Rosario Murillo mögliche
Bewerber*innen der Opposition verhaften. Am 13. Juni nahm die Polizei
unter anderem die ehemalige Guerillera Dora María Téllez fest. Während
der sandinistischen Revolution gegen die Somoza-Diktatur wurde Téllez
als Comandante Dos berühmt. Nach der Revolution 1979 wurde die heute
65-jährige Gesundheitsministerin der ehemaligen Guerillabewegung FSLN.
Doch seit den 90er Jahren sind Téllez und Ortega erbitterte
Gegner*innen. Téllez würde Mitbegründerin der Bewegung der
sandinistischen Erneuerung, die heute unter dem Namen Unamos firmiert.
Auch fast die gesamte Unamos-Parteispitze sowie der ehemalige
sandinistische General Hugo Torres wurden von der Polizei
festgenommen.

Torres konnte kurz vor seiner Verhaftung noch ein Video auf Twitter
veröffentlichen: "Das ist die verzweifelte Reaktion eines Regimes, das
dem Tod geweiht ist", schrieb er. "Ein Regime, das keine legale Basis
hat, um sich über November hinaus an der Macht zu halten, wenn freie
und durch Wahlbeobachter überwachte Wahlen stattzufinden haben. Ich
bin mittlerweile 73 Jahre alt; ich hätte nie gedacht, noch einmal
gegen eine Diktatur kämpfen zu müssen." 1974 gehörte Torres zu einem
FSLN-Kommando, das mit einer Geiselnahme [1] auf einer Party des
Regierungsministers der Somoza-Diktatur die Freilassung von acht
Gefangenen der FSLN durchsetzen konnte. Einer von ihnen war Daniel
Ortega.


Oppositionelle befürchten erneute Diktatur

Die aktuelle Verhaftungswelle traf vor allem ehemalige revolutionäre
Verbündete Ortegas. Diese werfen ihm seit langem vor, sandinistische
Ideale verraten zu haben und nach dem opferreichen Sturz des Diktators
Somoza eine neue Familiendiktatur errichten zu wollen. Damit haben die
Sicherheitskräfte seit Anfang des Monats bereits rund ein Dutzend
Oppositionspolitiker*innen verhaftet. Darunter sind vier potenzielle
Präsidentschaftskandidat*innen wie die Tochter der ehemaligen
Präsidentin Violeta Chamorro, Christina Chamorro. Sie befindet sich
unter Hausarrest.

Ihnen werden Verstöße gegen ein erst im Dezember erlassenes Gesetz [2]
vorgeworfen, das den Aufruf zu und die Teilnahme an sozialen Protesten
zum "Staatsstreich" und "Vaterlandsverrat" erklärt. Den Festgenommenen
wird unter anderem vorgeworfen [3], "zur ausländischen Intervention in
innere Angelegenheiten" aufgerufen und eine "militärische
Intervention" gefordert zu haben. Sie können bis zu 90 Tage ohne
formale Anklage in Untersuchungshaft gehalten werden.


Murillo: Gegner*innen sind keine Nicaraguaner*innen

Ortegas Ehefrau und Nicaraguas Vizepräsidentin Rosario Murillo hatte
schon vor der Verhaftungswelle in einer längeren Ansprache eine Art
Rechtfertigung für die Repressalien geliefert und ihre Gegner*innen
als "widernatürlich" gebrandmarkt: "Wir sagen allen, die sich
offensichtlich nicht mehr als Nicaraguaner fühlen, weil sie denken wie
Ausländer, die hier einmarschieren wollen: Wir sind Nicaraguaner und
wir haben eine Kultur des Glaubens und der Werte. Die anderen sind
eine Minderheit und wir sagen Euch: Lasst uns in Ruhe!"

Damit droht fast allen Kandidat*innen, die Ortega und Rosario Murillo
gefährlich werden können, der Ausschluss von den Wahlen am 7.
November, bei der Ortega für eine vierte Amtszeit kandidiert.


Ausschluss der Opposition hat System

Bei Massenprotesten gegen die Regierung waren 2018 über 300 Menschen
ums Leben gekommen, 800 wurden verhaftet, Tausende flohen aus dem
Land. Auch gegen Medien geht die nicaraguanische Polizei regelmäßig
vor, so Ende Mai zum wiederholten Mal gegen das Online-Medium
"Confidencial". Dessen Chef Carlos Fernando Chamorro ist seit Jahren
ein ein scharfer Kritiker der Regierung.

Dass es auch speziell die Familie Chamorro trifft, hat Gründe: Die
Verlegerfamilie war lange Zeit Verbündete der Sandinist*innen in der
nicaraguanischen Revolution. Der Journalist und Herausgeber der
wichtigsten Tageszeitung La Prensa [4], Pedro Joaquín Chamorro
Cardenal, war ein Jahr vor der Revolution 1978 ermordet worden. Das
Bündnis mit Ortega zerbrach schon 1980, Chamorros Witwe Violeta gewann
1990 unerwartet gegen Ortega die Präsidentschaftswahl. 2007 kehrte
Ortega an die Macht zurück und hat seither, auch mithilfe von
Repression und dem Ausschluss von Oppositionsparteien und
-politiker*innen, seine Macht zementiert. Ein Rezept, dass wohl auch
dieses Jahr wieder funktionieren soll.


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Nicaraguanische_Revolution

[2] https://taz.de/Gesetz-gegen-Opposition-in-Nicaragua/!5740185/

[3] https://radiolaprimerisima.com/noticias-generales/generales/ordenan-90-dias-de-prision-para-jose-pallais/

[4] https://www.laprensa.com.ni/2021/06/14/politica/2838080-regimen-impone-90-dias-de-detencion-a-tamara-davila-y-dora-maria-tellez
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Argentinien 

Der Traum von der weißen Nation

Von Mauro Millán und Nilo Cayuqueo



(Buenos Aires, 14. Juni 2021, ANRed/Cosecha Roja/poonal) - "Die
Mexikaner kommen von den Indios, die Brasilianer aus dem Busch und wir
Argentinier von den Booten", erklärte Präsident Alberto Fernandez am
9. Juni während des Besuchs des spanischen Präsidenten Pedro Sanchez
in Buenos Aires. Leider kein peinlicher Ausrutscher, sondern
aufrichtiges Abbild einer persönlichen Überzeugung, und nicht nur das:
Hier zeigt sich der ideologische Leitgedanke einer Staatspolitik, die
sich bei den europäischen Regierungen und der damaligen US-Regierung
einschmeichelt und beim IWF Schulden aushandelt, die zwar nicht vom
Volk aufgenommen wurden, aber vom Volk zurückgezahlt werden müssen.

Generationen von Präsidenten haben dieses Bild der mit Schiffen
angereisten Argentinier bemüht. Dass dies im Jahr 2021 immer noch der
Fall ist, illustriert die Weigerung, die Geschichte unseres Landes so
zu betrachten, wie sie stattgefunden hat: mit Blut und Feuer, mit
Massakern an Ureinwohner*innen und der Kontinuität des Sklavenhandels.
Die Schiffe brachten nicht nur Europäer*innen, sondern auch versklavte
Menschen aus Afrika. Fernández' Äußerung ist eine Beleidigung für die
Geschichte Argentiniens und des gesamten Kontinents. Eine eilig
versendete Entschuldigung via Twitter reicht da nicht aus. Die
historische Wiedergutmachung gegenüber den indigenen Völkern ist
längst überfällig und kann nicht länger warten.


Die Ermordung und Vertreibung von Indigenen gehört weiterhin
zum Alltag

Am Tag nach der Äußerung von Präsident Fernandez wurde der junge Qom
José Lago [1] im Chaco von der Polizei getötet. Der Staat tritt durch
polizeiliche Gewalt in Erscheinung, weigert sich jedoch beharrlich,
die in nationalen und internationalen Gesetzen verankerten Rechte zur
Kenntnis zu nehmen. Die Regierung hingegen fördert "Investitionen"
multinationaler Unternehmen. Ein Euphemismus, hinter dem sich die
Plünderung und Verseuchung von Gebieten verbirgt, die seit Hunderten
und Tausenden von Jahren von indigenen Völkern bewohnt werden. Dazu
Mapuche-Oberhaupt Mauro Millán: "Diese rassistischen Aussagen
erklären, warum wir Mapuche Tehuelche systematisch vom Staat und der
Justiz verfolgt werden bis hin zur Ermordung, und warum Morde wie der
an Rafael Nahuel [2] ungestraft bleiben. Albertos Satz verurteilt
unsere Kämpfe um das Gebiet und deckt die rassistischen Grundlagen
auf, mit denen er die Kriminalisierung unserer Kämpfe und Forderungen
nach Rechten rechtfertigt".


Die Gründung des argentinischen Staats: eine schmerzhafte
Tragödie

Die Empörung über Fernández' Äußerung ließ nicht lange auf sich
warten: "Wir Indigenen sind nicht unter einem Stein, aus dem Regenwald
oder irgendeinem Gebirge hervorgekrochen. Wir waren schon vor
tausenden von Jahren hier, mitsamt unseren eigenen Regeln, Strukturen
und Kenntnissen über die Welt, in der wir leben. In diesem Gebiet gab
es mehr als fünf Millionen von uns, als man mit Booten kam und unsere
Lebensweise unterjochte", kommentiert Millán einen Tag später die auf
Mythen und Vorurteilen beruhende Konstruktion des Nationalstaats. "Der
argentinische Staat wurde auf der Grundlage von Regeln, Strukturen,
Sprache, Religion und Ideologien gegründet, die aus Europa stammen.
Doch dieser Gründungsakt resultierte in einer der schmerzhaftesten
Tragödien, die sich je auf diesem Gebiet ereignet haben:
Hunderttausende ermordete, verschleppte, versklavte und ihrer Heimat
beraubte Indigene. Dies geschah keineswegs als Vereinbarung zwischen
der indigenen Bevölkerung und den hier geborenen Europäer*innen. Wenn
also davon gesprochen wird, dass Argentinien ein demokratischer Staat
sei, wird die Existenz von Rassismus und Überlegenheitsgefühlen
geleugnet. Denn das Problem ist nicht, dass Europäer*innen in unser
Gebiet gekommen sind, mit einer anderen Hautfarbe und anderer
Identität. Das Schreckliche ist, dass eine Ideologie des Hasses
mitgebracht und hier etabliert wurde: eine Ideologie, die auf
Ausbeutung, Invasion, Aneignung und Privileg beruht."

Der Präsident vermittelt sehr deutlich seinen Standpunkt, das Projekt
des "weißen Argentinien" unterstützen zu wollen; ein Projekt, das ohne
permanente Gewalt an den indigenen Gruppen nicht realisierbar ist. An
uns Indigenen, die überlebt haben und auf unserem Boden wieder
aufgestanden sind, wie es die Geschichte der Mapuche besagt. Die
Äußerungen des Präsidenten offenbaren die politischen Absichten uns
gegenüber und verdeutlichen, warum wir nicht auf der Agenda der
Diplomatie, wohl aber auf der Agenda von Justiz und Sicherheit stehen.
Egal, ob rechts, Mitte oder Mitte-links: die Ideologie der Verleugnung
ist die gleiche. Offensichtlich spielt die Dekonstruktion kolonialer
Gedankenstrukturen in den Köpfen der Machthaber*innen dieses Landes
und derer, die unser Schicksal in der Hand haben, keine Rolle. Unsere
nationale Identität wurde nicht abgestimmt, sondern aufgezwungen, und
der erste Gründungsakt des argentinischen Staats war die Aneignung
unserer Gebiete.


Sie sprechen von "unsere Ureinwohner". Wer ist das
"Wir"?

In Fernández' Entschuldigung auf Twitter heißt es, Mitte des 20. Jh.
seien mehr als fünf Millionen Immigrant*innen aus Europa und anderen
Teilen der Welt, wie Asien oder dem Mittleren Osten, nach Argentinien
gekommen. Die Migrant*innen hätten mit "unseren ursprünglichen
Bevölkerungsgruppen zusammengelebt", sogar von "Stolz auf diese
Vielfalt" ist die Rede. Dazu Millán: "Erstens gehören wir niemandem.
'Unsere Indigene' oder 'unsere ursprünglichen Bevölkerungsgruppen'
impliziert eine paternalistische Perspektive, die im fortschrittlichen
Menschenrechtssektor sehr weit verbreitet ist und die wir bereits mehr
als leid sind. Zweitens gab es Mitte des 20. Jahrhunderts kein
sogenanntes Zusammenleben. Von den 1920er bis zu den 1950er Jahren
fanden systematische und sehr gewaltsame Vertreibungen statt. Wir
hatten gerade einen Ausrottungsversuch erlitten, und dennoch waren wir
dabei, unsere Wirtschaft wieder aufzubauen und unsere alte Kultur zu
stärken, als der Staat erneut eine Welle von Vertreibungen auslöste.
Für uns Mapuche Tehuelche waren diese Jahrzehnte der 'Mitte des 20.
Jahrhunderts' eine Katastrophe; es waren Jahre voller Traurigkeit. Mit
der Ausweitung der Viehzucht und der Ankunft von Migrant*innen
legitimierte der Staat massive Vertreibungen von Tehuelche
Mapuche-Gemeinschaften und anderen indigenen Gruppen im Rest des
Landes."


Sind Freiheit und Gerechtigkeit kompatibel mit der Macht von
Konzernen?

Die spanische Eroberung und Kolonisierung basiert auf der Leugnung des
minderen Anderen. Unwissenheit und die Angst vor dem Anderen sind
Ursprung von Rassismus, dem ideologischen Freibrief für Überlegenheit
und Unterjochung. Können wir heute ein freies, gerechtes und
souveränes Land sein, während Grundbesitzer, multinationale Konzerne
und Finanzunternehmen die Territorien beherrschen und die Wirtschaft
kontrollieren? Die so genannte volksnahe Regierung rühmt sich ihrer
Wohlfahrtspolitik, die die Besitzlosesten begünstigen soll, während
die Reichen immer reicher werden. Dass die Vermögenssteuer ihnen etwas
von ihrem Reichtum nimmt, wird keine Änderung zur Folge haben. Um
gegen Ungleichheit und galoppierende Verarmung vorzugehen, müssen wir
die Grundlage der Privilegien revolutionieren. Die Verteilung des
Reichtums ist ein unausweichlicher Imperativ.


Auf ein Wort, Herr Präsident

Es ist nicht Ihre Schuld, dass Sie europäisch erzogen wurden. Ihre
Erziehung geht auf Präsident Faustino Sarmiento zurück, ein Mörder und
Rassist, der Massaker an der indigenen Bevölkerung in Auftrag gab und
damit die Geschichte des Siegers begründete, die heute in den Schulen
gelehrt wird. So wie Sie, Herr Präsident, sich als "Europäer"
bezeichnen, taten das auch vor Ihnen auch schon Carlos Menem, Cristina
Fernandez und der ultrarechte Mauricio Macri. Leider denkt ein
beträchtlicher Teil der Bevölkerung, dass wir Argentinier*innen
Nachfahren von Europäer*innen sind, und das muss sich ändern. Sie
brauchen sich nicht zu entschuldigen, Herr Präsident, solch eine
banale Geste hilft uns nicht weiter. Was wir brauchen, ist, dass unser
Staatsoberhaupt die Geschichte unseres Landes kennt. Wir erwarten,
dass Sie sich bilden; wie alle anderen Beamt*innen sind auch Sie dazu
verpflichtet. Dass Sie realitätsfremde und beleidigende Phrasen
dreschen und damit die indigenen Völker sowie alle von Armut
betroffenen Teile der Gesellschaft verletzen, ist inakzeptabel.


Ein plurinationaler Staat ist keine Utopie

Die indigenen Völker und ihre legitimen Forderungen nach Rückgabe
ihrer Territorien und historischer Wiedergutmachung für die
Völkermorde werden weiterhin ignoriert. Die systematische
Unterdrückung und Ermordung von indigenen Anführer*innen und
Jugendlichen setzt sich fort. Die Gefängnisse sind voll von Menschen
nicht-europäischer Herkunft. Die Rückgabe der Territorien an die
Indígenas, verbunden mit einer Agrarreform könnte ein Anfang sein.
Millionen Menschen, die in den Elendsvierteln leben, hätten Zugang zu
Land, Ernährungssouveränität und einem würdigeren Leben. Ein
plurinationaler Staat ist keine Utopie. Das Zusammenleben
verschiedener Kulturen in diesem riesigen Land namens Argentinien ist
der Traum von Millionen. Stumpfsinnige, kurzsichtige und ignorante
Äußerungen wie die des Präsidenten zeigen, dass der argentinische
Staat zunehmend in Konflikt mit der Bevölkerung gerät, die ihre
Grundrechte einfordert. Wenn die Regierungen nicht auf das historische
Mandat reagieren, wird es Aufgabe des Volkes sein, sie auszuführen.


Nilo Cayuqueo schreibt für die Zeitung ANRed. Mauro Millán
ist Lonko Mapuche des Lof pillan mawiza.


Anmerkungen:

[1] https://www.barricadatv.org/?p=16716

[2] https://violenciapolicial.org.ar/historias/rafael-nahuel/
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Peru 

Pedro Castillo: Für den Aufbau einer multiethnischen Demokratie

Von Alberto Pascal
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Das multiethnische Regierungskonzept Pedro Castillos orientiert
sich an den Ideen des großen lateinamerikanischen Schriftstellers José
María Arguedas.

(Lima, 6. Juni 2021, ANRed) - José María Arguedas (1911-1968), einer
der großen Schriftsteller Lateinamerikas, hat als Dichter, Pädagoge,
Anthropologe, Ethnologe, Übersetzer, Journalist und Musiker die
peruanische Kultur wesentlich mitgeprägt. Er übertrug in Quechua
verfasste Gedichte und Erzählungen ins Spanische und förderte damit
die Wahrnehmung und Neubewertung der indigenen Kultur, insbesondere
der Musik und des traditionellen peruanischen Tanzes (huayno).
Arguedas' Romane und Geschichten berichten von seinen Erfahrungen mit
der indigenen Welt und der Anden-Kultur. Er verfasste im Laufe seines
Lebens mehr als 400 literarische und anthropologische Schriften. In
Arguedas' Werken wird Realität weniger reflektiert, sondern vielmehr
neu interpretiert; die daraus entstehende Sicht ist tonangebend bei
seinen Berichten. Bis zu seiner Befassung mit der indigenen
Anden-Kultur erfolgte die gesamte Wissensvermittlung im Umfeld der
Riten und Zeremonien ausschließlich durch mündliche Überlieferung.
Mehr als an der Bewahrung künstlerischer Traditionen war Arguedas
jedoch daran gelegen, die gesellschaftliche Ungerechtigkeit zu
dokumentieren. Sein Bestreben, die ungerechte Ordnung mit dem Mitteln
der Literatur zu unterlaufen, brachte ihm den Beinamen "Held der
Kultur" ein. Neben dem weltbekannten Schriftsteller Cesar Vallejo gilt
José María Arguedas als einer der wichtigsten Vertreter der
peruanischen Literatur.


Ethnische und kulturelle Konflikte in Peru

Wiederkehrendes Thema im Werk Arguedas' ist der Konflikt zwischen den
beiden wichtigsten Kulturen in Peru: der Anden-Kultur mit ihren
Quechua- und Aymara-Ursprüngen und der westlichen, mit der
Kolonisierung ins Land gekommenen Kultur. Die mit diesem Konflikt
verbundenen großen Probleme, Schrecken und Hoffnungen stehen im
Zentrum seiner Werke. Der besondere Umstand, mit beiden kulturellen
Traditionen aufgewachsen zu sein, sowie die ausgeprägte Sensibilität
des Autors erlaubten es ihm, wie kein anderer peruanischer
Intellektueller die komplexe Realität der Indigenen zu verstehen und
auszudrücken, mit der er sich durch und durch identifizierte.


Todas las sangres - die Vision einer gerechten Gesellschaft


Die ungleiche Behandlung von Angehörigen der westlichen Kultur und
Indigenen erlebte Arguedas als schmerzliche Erfahrung. Er kämpfte ein
Leben lang gegen die Diskriminierung der indigenen Bevölkerung. Sein
Beitrag markierte innerhalb der peruanischen Gesellschaft ein "Zuvor"
und ein "Danach" und beeinflusste das Denken vieler Peruaner*innen und
Intellektueller. Die Mutter Erde, die "Mamapacha" und die Natur
spielen in der indigenen Kultur eine zentrale Rolle. Arguedas' Arbeit
griff viele der ökologischen Fragestellungen auf und galt somit als
visionär. 1964 erschien sein Roman "Todas las sangres" ("Alle Völker
vereint"), ein erzählerisches Meisterwerk, das ihm nicht allein unter
künstlerischem Aspekt viel Beachtung einbrachte. Hier skizziert
Arguedas seine wichtigste Wunschvorstellung und Vision für die Zukunft
Perus. Er beschreibt die ganze ethnische Vielfalt der peruanischen
Bevölkerung und die internen kulturellen und sozialen Konflikte und
entwirft das Ideal einer gerechten und integrativen Gesellschaft für
das multiethnische und multikulturelle Land.


Pedro Castillo: "Todas las sangres" als Regierungskonzept


Das Regierungskonzept Pedro Castillos kommt der Vision Arguedas' sehr
nah. In der Rede "Peru zur Zweihundertjahrfeier - ein Land ohne
Korruption" zum 200. Jahrestag der Unabhängigkeit Perus von der
spanischen Krone heißt es: "Unser Land befindet sich heute an einem
wesentlichen Scheitelpunkt in seiner Geschichte. Hier entscheidet
sich, ob wir einen gesellschaftlichen Wandel hin zu mehr Demokratie,
mehr Frieden wagen, der die verschiedenen Stimmen unseres Landes
berücksichtigt, insbesondere die Stimmen derjenigen, die in all diesen
Jahren unsichtbar gemacht und zum Schweigen gebracht wurden. [...]
Unsere Vision bündelt die Hoffnung der Völker auf Veränderung und
beschreitet einen Weg des schrittweisen, aber tiefgreifenden
demokratischen Wandels, basierend auf der Idee von Rechten und Chancen
für alle, von Gerechtigkeit und Frieden."


Die Rückkehr der Fujimori-Diktatur verhindern

"Unser Konzept für den Wandel [...] richtet sich an diejenigen, die
sich einen Wandel zum Wohle aller Menschen in Peru wünschen [...], und
wir rufen alle, die sich nach diesem Wandel sehnen, dazu auf, ihn
gemeinsam zu gestalten. Zum 200-jährigen Jubiläum der Unabhängigkeit
verdient unser Land eine Regierung, die die langersehnten
Veränderungen in die Praxis umsetzt, eine Regierung des Volkes und für
das Volk. [...] Es ist höchste Zeit, dass wir mit dem Wiederaufbau
unserer Institutionen beginnen: auf der Grundlage von Gerechtigkeit,
Gleichheit und Solidarität. [...] Es ist höchste Zeit, dass die
Demokratie ihren alten Stellenwert wiedererlangt. Die Souveränität des
Volkes und der Dialog - nicht Zwang oder Gewalt - müssen die Grundlage
bilden für einen neuen gesellschaftlichen Konsens, der unser Land nach
vorne bringt. [...] Die Verfassung der Diktatur mit ihrer kolonialen
Matrix übergeht die politischen und kulturellen Institutionen der
indigenen Völker und bäuerlichen Gemeinschaften. Deshalb muss sie
einer neuen demokratischen Verfassung weichen, die von ALLEN STIMMEN
UND ALLEN VÖLKERN ausgearbeitet wurde. Die neue Verfassung, entstanden
aus dem Willen des Volkes, wird die Farbe und den Geschmack des Volkes
haben. [...]

Heute rufen wir alle unsere Schwestern und Brüder auf, sich uns in
unserem Kampf gegen die Korruption anzuschließen. Jeder und jede wird
gebraucht, um an der Neugestaltung unseres Landes mitzuarbeiten. Nur
ein gut organisiertes und wachsames Volk kann die Rückkehr der
Fujimori-Diktatur zu verhindern. [...] Ich hätte niemals gedacht, dass
ein Landschullehrer und Bauer so heftig attackiert werden würde, nur
weil er eine Botschaft der Hoffnung zum Ausdruck bringt und für die
Wiedergewinnung der Souveränität zum Wohl seines Landes und aller
peruanischen Brüder und Schwestern plädiert. Am 28. Juli werden wir
mit dem Vertrauen, das Sie mir entgegenbringen, den Grundstein für ein
souveränes Heimatland legen, in dem wir alle in Frieden, Freiheit,
sozialer Gerechtigkeit und Rechtssicherheit leben können, auf dass wir
unseren Nachkommen frei von Scham ins Gesicht blicken können ...".
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Chile

Plurinationalität ist Kernforderung für indigene Abgeordnete



Welche Positionen wollen die indigenen Völker in die neue
Verfassung einbringen? Vier indigene Mitglieder des
Verfassungskonvents erläutern ihre Ideen.

(Santiago, 4. Juni 2021, medio a medio) - Im Gespräch mit den
Radiosendern Ayni und JGM erläutern vier gewählte Vertreter*innen der
Quechua, Aymara, Diaguita und Kawésqar Themen, die sie in die Debatte
über die neue Verfassung einbringen wollen. Mit dabei: die
Quechua-Vertreter*innen Isabella Mamani und Wilfredo Bacian, Ivanna
Olivares, Abgeordnete der Lista de los Pueblos aus dem Volk der
Diaguita, und Kawésqar-Vertreterin Margarita Vargas. Wiederkehrende
Stichworte sind die Organisierung der indigenen Völker und die
Notwendigkeit, das wirtschaftliche Entwicklungsmodell vom
extraktivistischen Rohstoffgewinnungsprinzip zu entkoppeln. Alle vier
betonten ihre Verpflichtung, die Wünsche und Anregungen der
Gemeinschaften, denen sie angehören, in die Verfassung einzubringen.
"Als indigene Vertreter*innen tragen wir im Vergleich zu anderen
Abgeordneten die doppelte Verantwortung. Wir müssen unser Volk
repräsentieren, und wir müssen die Territorien als politische Kraft
wieder mehr ins Spiel bringen", erklärt Mamani.


Schwerpunkt Plurinationalität

Die derzeitige Verfassung spricht vom einheitlichen Charakter des
Staats, ohne die indigenen Völker auch nur ein einziges Mal zu
erwähnen. Hier müsse dringend nachgearbeitet werden, finden die vier
Indigenen-Vertreter*innen. Der plurinationale Charakter des
chilenischen Staats und die Koexistenz mehrerer Nationen auf dem
chilenischen Staatsgebiet gehöre definitiv in die neue Verfassung,
wobei die bloße Aufnahme des Begriffs der Plurinationalität
selbstverständlich nicht ausreiche und von entsprechenden Maßnahmen
begleitet werden müsse.

Dazu Wilfredo Bacian: "Plurinationalität darf kein bloßer Slogan sein,
allein das Wort wird keine magische Veränderung herbeiführen.
Plurinationalität hat mit der Umverteilung von politischer Macht zu
tun. Hier geht es um die rechtlich garantierte Rückgabe von Gebieten,
von Gewässern und vor allem um die Anerkennung indigener Institutionen
innerhalb der staatlichen Struktur." Die Wahlkreisabgeordnete Ivanna
Olivares ergänzt: "Echte Plurinationalität beinhaltet die Rückgabe der
indigenen Territorien durch den Staat, die exakte Abgrenzung der
Gebiete und ihre dauerhafte Kontrolle durch die indigenen
Gemeinschaften, das Recht auf politische Selbstbestimmung, auf
politische Souveränität innerhalb der Territorien, die Achtung des
Gewohnheitsrechts unserer Vorfahren, der traditionellen Autoritäten
und unserer innenpolitischen Strukturen sowie das Recht zu
entscheiden, welche wirtschaftlichen Aktivitäten innerhalb unserer
Gemeinschaften stattfinden dürfen."

Dazu Mamani: "Ich mag die Formulierung in der bolivianischen
Verfassung, aber die tatsächliche indigene Präsenz innerhalb der
Gesetzgebung ist in der Praxis doch sehr begrenzt. Das wollen wir in
unserer neuen Verfassung gern anders haben. Das Konzept des
plurinationalen Staats und die Selbstbestimmung aller First Nations
soll in jeder Hinsicht spürbar sein: rechtlich, politisch, sozial,
kulturell... Wir wollen eine Stimme, und wir wollen, dass sie auch
gehört wird." Kawésqar-Vertreterin Margarita Vargas fügt hinzu: "Die
jetzige Verfassung spricht von einem einheitlichen Staat. Wir möchten,
dass stattdessen von einem plurinationalen Staat die Rede ist, der
unsere Muttersprache anerkennt, und dass entsprechende Gesetze
erlassen werden, die die politische Förderung einer umfassenden
indigenen Entwicklung ermöglichen".


Ein neues Entwicklungsmodell

Immerhin drei der Befragten nannten als weitere wichtige Punkte die
Kritik am extraktivistischen Entwicklungsmodell und den Wunsch nach
einer Politik, die die Umwelt und die Beziehung zur Natur stärker in
den Fokus rückt. Dazu Bacian: "Wir glauben, dass ein nachhaltiges
Wirtschaftsmodell praktikabel ist, bei dem die kapitalistische
Ausrichtung durch eine Kosmozentrische ersetzt wird, und das in der
Lage ist, ausreichend Ressourcen zu erzeugen, so dass alle Völker auf
dem chilenischen Territorium in Würde und mit uneingeschränktem
Respekt ihrer Grundrechte leben können. Es darf nicht sein, dass der
Staat seine Nachlässigkeit bei der Gewährleistung gesellschaftlicher
Rechte durch die Ausweitung des extraktivistischen Modells
auszugleichen sucht".


Vorschläge und Allianzen

"Der Erhalt des Lebens und das Gleichgewicht des Ökosystems müssen
Vorrang vor sämtlichen Entwicklungsmodellen haben, denn nur so können
wir die Koexistenz und das Überleben der künftigen Generationen auf
dem chilenischen plurinationalen Territorium sicherstellen", erklärt
Ivannia. "So müssen wir zum Beispiel darauf achten, dass die Nutzung
unserer Gewässer auch den Schutz der Flussläufe, des Grundwassers und
der Gletscher, ob Schnee oder Fels, einbezieht." Dazu Mamani: "Wir
wollen selbst entscheiden, wie wir unsere Umwelt schützen. Das
derzeitige Wirtschaftsmodell steht im Widerspruch zu unserer
Kosmovision, zu unserer Beziehung zu den Elementen. Wir müssen ein
Modell entwickeln, das ohne Extraktivismus auskommt und die Umwelt
schützt, ein Modell, das weder unserer Mutter Erde noch dem Wasser
schadet. Die Pachamama muss zum Rechtssubjekt erhoben werden."


Sonstige Themen

Historische Schuld: Laut Wilfredo Bacian "muss der chilenische Staat
aufgrund der historischen Schuld gegenüber der indigenen Bevölkerung
Schadenersatz leisten. Die Schuld muss in Zahlen transformiert werden,
damit festgestellt werden kann, wie hoch dieser Schaden beziffert
werden muss. Hier geht es nicht nur um die unrechtmäßige Vereinnahmung
von Land und Wasser, sondern auch um den Verlust von Menschenleben,
vor allem im südlichen Teil des Landes."

Dezentralisierung: "Die indigenen Gebiete müssen ihre
Entscheidungsgewalt und Souveränität wiedererlangen. Dazu gilt es, die
übermäßige Zentralisierung dieses hyper-präsidentiell strukturierten
Staats schrittweise abzubauen", erklärt Olivares. Das Prinzip der
Dezentralisierung solle auch auf die Regionen angewendet werden,
ergänzt Bacian: "Für die Regionen sollen ja demnächst Gouverneur*innen
gewählt werden, die über eine gewisse Autonomie verfügen. Für die
Entwicklung der abgelegeneren Gemeinden wäre eine erweiterte
Unabhängigkeit sicher auch förderlich. So können alle teilhaben an der
Entwicklung und ihre Erfahrung und traditionelles kulturelles Wissen
beisteuern."

Politische Teilhabe: Um mit dem Umbau der Demokratie voranzukommen,
müssten "neue partizipative Mechanismen der politischen Teilhabe
etabliert werden, die Raum für Stellungnahmen und Beratung lassen",
findet Olivares. "Wir wollen, dass die Bürger*innen und die
Territorien ihre Macht zurückbekommen".

Kinder und Jugendliche: Die Rechte von Kindern und Jugendlichen seien
in ihrer Fraktion "La Lista del Pueblo" ebenfalls ein wesentlicher
Aspekt der Transformationsbestrebungen, fährt Olivares fort. "Kinder
sind der Schatz dieser Gesellschaft, wir müssen ihren Schutz
gewährleisten und uns für ihre Autonomie und Möglichkeiten zur
Partizipation einsetzen und ihre Ideen und Träume ernst nehmen."

Gesellschaftliche Entwicklung der indigenen Gemeinden: Margarita
Vargas will sich verstärkt für grundlegende Veränderungen der Ley
Indígena, des "Indigenengesetzes" engagieren. Dort werde
beispielsweise das Volk der Kawésqares nicht als indigenes Volk,
sondern nur als Community definiert. Es sei außerdem wichtig, eine
zweisprachige interkulturelle Erziehung zum Standard zu erheben und
dafür zu sorgen, dass die gesellschaftpolitische Entwicklungsförderung
tatsächlich an der Lebensrealität der Indigenen ansetzt. "Das
Indigenengesetz spricht im Zusammenhang mit dem Volk der Mapuche immer
nur vom Land als Element der Entwicklung. Das Meer als zentrales
Entwicklungselement der Völker Patagoniens bleibt hingegen unerwähnt."


Bündnispolitik und umstrittene Zweidrittelmehrheit

Einer der meistdiskutierten Punkte der letzten Wochen ist die für
Beschlüsse im Verfassungskonvent notwendige Zweidrittelmehrheit, die
im November 2019 in Vorbereitung auf den Verfassungsprozess
beschlossen wurde. Mamani und Olivares sprachen sich dafür aus, die
Bestimmung zu ändern. Aymara-Vertreterin Mamani erklärte, einfache
Mehrheiten seien doch ausreichend; zumindest solle das Quorum je nach
Diskussionsgegenstand variabel sein. Olivares, Wahlkreisabgeordnete
des Distrikts 5, erklärte: sie wünsche sich, dass "im Parlament der
politische Wille besteht, diese antidemokratische Regel umzuwandeln".

Unabhängig davon, ob es gelingt, das Quorum zu ändern oder nicht,
steht fest, dass die Wähler*innen Allianzen bilden müssen, um
Unterstützung zu sammeln, damit ihre Themen in die Verfassung
einfließen. Wilfredo Bacian setzt auf einen offenen und transparenten
Dialog mit den anderen Mitgliedern des Konvents, um Unterstützer*innen
zu gewinnen und Ideen anderer mitzutragen, die er überzeugend findet,
insbesondere im Zusammenhang mit gesellschaftlichen Rechten. "Wie gut
wir miteinander reden und uns auf Positionen einigen können, wird
letztendlich darüber entscheiden, welche Allianzen die indigenen
Völker aufbauen, wobei ich heute nicht sagen könnte, welche das im
einzelnen sein werden", so Bacian.

Isabella Mamani kommt zu einem ähnlichen Schluss: "Am besten wäre,
wenn wir 17 gewählten indigenen Vertreter*innen uns zu einer Fraktion
zusammenschließen und auch noch die drei Genossen mitnehmen könnten,
die als Volksvertreter gewählt wurden, aber auch Indígenas sind. Was
uns eint, ist die große und wichtige Forderung nach Anerkennung und
Respekt. Wir mögen zwar unsere Differenzen haben, aber wir werden
versuchen, als stabiler Block in die Diskussion um die neue Verfassung
zu gehen."

Mamani zeigt sich optimistisch, auch unter den nicht-indigenen
Volksvertreter*innen Unterstützung für ihre Forderungen zu bekommen.
Margarita Vargas betrachtet die Vielfalt der im Konvent vertretenen
Standpunkte als bereichernd und versichert, dass ihr viel daran
gelegen sei, die verschiedenen politischen Positionen und Ideologien
zusammenzubringen: "Wenn wir unsere persönlichen Unterschiede nicht
respektieren, wird es schwierig sein, Einigungen zu erzielen. Wir
vertreten ein Volk, daher kann ich nicht einfach nach meiner
persönlichen politischen Meinung gehen. Wir alle müssen die Themen auf
den Tisch bringen, die die indigenen Völker betreffen, insofern gehe
ich einfach mal davon aus, dass wir viele ähnliche Forderungen haben
werden."


Übersetzung: Lui Lüdicke
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KRIEG/1795: Ein alter Krieg - im Raum der Medien ... (SB)



Man würde hier jene Kälber sehen, die ihren Metzger selber
wählen, wäre der Geruch vieler dieser Kälber nicht gerade der von
Metzgern. Seltsam aber auch, zu was die Mitte derart fähig wurde; die
bisher dumpfste Schicht dampft. Man sieht Antriebe, so roh und irr,
so wenig bürgerlich, daß sie kaum mehr menschlich sind. Hier will
etwas seinen Sprung tun. Weiß nicht, woher er kommt, wo er landet,
was er in die Zähne nimmt.

Ernst Bloch: Sprung zurück (1935) [1]

Kein Artikel, aber auch kein Buch kann dem ganzen Ausmaß
schmerzhafter Erlebnisse, die der zweite Krieg Deutschlands gegen die
Sowjetunion im 20. Jahrhundert freigesetzt hat, auch nur annähernd
gerecht werden. Wie ansonsten nur bei der Vernichtung der
europäischen JüdInnen durch das NS-Regime stellt sich die Frage eines
angemessenen Gedenkens mit einer Dringlichkeit, der durch die
absichtsvolle Ignoranz der Bundesregierung und des Bundestages zu
entsprechen den geschichtspolitischen Charakter des damit zum
Nichtereignis erklärten Anlasses erkennen lässt. 80 Jahre nach dem
Beginn des weit im Voraus konzipierten und geplanten Angriffs am 22.
Juni 1941 soll dieser genozidale Feldzug dem Vergessen anheimgegeben
werden. Noch zu Lebzeiten der letzten Zeitzeugen sind sich
Bundesregierung und die Regierungsmehrheit im Bundestag einig darin,
dass den 27 Millionen Menschen, die in der Sowjetunion im Verlaufe
der Kampfhandlungen und bei planmäßigen Vernichtungsaktionen
gestorben sind, zu diesem runden Jahrestag in ihren Hallen kein
staatsoffizieller Trauer- oder Gedenkakt gewidmet sein soll.

Wenn die Monstrosität des Geschehens im umgekehrten Verhältnis zu
ihrer Würdigung 80 Jahre später durch den Rechtsnachfolger des
Aggressors steht, dann liegt der Schluss nahe, dass das Gelöbnis
"Niemals wieder", das der Bundesrepublik im Umgang mit der Shoah
weltweit Anerkennung und Respekt verschafft hat, in diesem Fall einen
zu hohen Preis hat. Die Rede ist von der ungebrochenen Absicht, der
Russischen Föderation als Kerngebiet der 1991 untergegangenen
Sowjetunion mit Mitteln zu Leibe zu rücken, die zwar noch nicht das
Stadium offener Kriegführung erreicht haben, aber die Handschrift
eines Imperialismus erkennen lassen, der im Fall der deutschen
Ostkolonisation eine besonders lange und grausame Geschichte hat.
Wenn die Unvereinbarkeit von offiziell anerkannter Kriegsschuld und
expansiver deutsch-europäischer Interessenpolitik in Richtung Osten
so wenig auffallen wie möglich soll, dann können umfassende
Überlegungen zu diesem epochalen Krieg nur stören.

Ein Gedenken, das den Status einer Pflichtübung hinter sich
zurückgelassen und einen ernstzunehmenden Neubeginn in den
deutsch-russischen Beziehungen in Aussicht gestellt hätte, verlangte
denn auch eine andere Gesellschaft. Ein Staat, der auf permanenten
Nachschub nicht in den eigenen Grenzen vorhandener Ressourcen
dringend angewiesen ist und für dessen finanzkapitalische
Akkumulationspraxis Kapitalexporte in alle Welt unverzichtbar sind,
kann die Option militärischer Expansion niemals aufgeben. Deutschland
ist ein hochindustrialisiertes und rohstoffarmes Land, das sich nicht
zuletzt mit der permanenten Aufrüstung der Bundeswehr zu einem
globalen Kriegsakteur auf die Verteilungskämpfe der durch die
Klimakrise überschatteten Zukunft vorbereitet. Wenn ein solcher Staat
uneingedenk bereits angerichteter Zerstörungsakte den damaligen
Kriegsgegner einer fortgesetzten Delegitimierung inklusive
materieller Maßnahmen wie Wirtschaftssanktionen aussetzt, deren
offizielle Begründung angesichts vergleichbarer Praktiken eigener
Bündnispartner jeder Glaubwürdigkeit entbehrt, dann ist eine solche
Schlussfolgerung zumindest nicht ganz von der Hand zu weisen.

Der Anwurf, mit derartiger Kritik werde der russische Präsident
Vladimir Putin aufgewertet, hat als Konterargument wenig
Überzeugungskraft. Zum einen reproduziert er das Denken in
Nationalkategorien, dessen aggressives Potential zu überwinden gerade
Ausgangspunkt einer emanzipatorischen Kritik sein sollte, zum andern
relativiert er den Bruch internationalen Rechts insbesondere durch
die USA, aber auch der EU etwa im Falle der völkerrechtswidrigen
Abtrennung des Kosovo von Serbien. Wenn jede Bevölkerung die
Aggressionen der eigenen Regierung in Frage stellte, um Schlimmeres
zu verhindern, wäre allen Beteiligten mehr gedient als durch den
Rückgriff auf ein revanchistisches Aufrechnen, der allein das Ziel
hat, eingenommene Offensivpositionen zu legitimieren. Den deutschen
Angriff auf die Sowjetunion mit einer staatlichen Gedenkpolitik zu
thematisieren, die sich Praxis und Theorie der Aufarbeitung des
Holocaustes annäherte, wäre schon deshalb erforderlich, weil die an
den europäischen JüdInnen vollzogene Vernichtungspolitik des
NS-Staates integraler Bestandteil des Krieges gegen die Sowjetunion
war. Beide Genozide sind unauflöslich miteinander verknüpft, was den
großen Unterschied bei ihrer Aufarbeitung um so frappanter als, am
eigenen Anspruch gemessen, disparates Regierungshandeln erkennen
lässt.

Wer in der Bundesrepublik in den 1950er Jahren geboren und in der
Schule weder über den Holocaust noch über den Vernichtungskrieg gegen
die Sowjetunion aufgeklärt wurde, während zur Führung der 1955
gegründeten Bundeswehr zahlreiche in diesem Krieg aktive Offiziere
gehörten, hat allen Grund, diesem epochalen Ereignis große
Aufmerksamkeit zu schenken. Gleiches gilt für die darauf folgenden
Generationen - wer mit dem Privileg ausgestattet ist, in einer Ära
relativen Friedens aufgewachsen zu sein, ohne damit behelligt zu
werden, das dessen Erwirtschaftung andernorts mit Tod, Hunger und
Zerstörung zu Buche schlägt, kann die Fähigkeit zu Analyse und
Kritik mit dem Studium der deutschen Hegemonialpolitik und ihrem
historischen Werdegang nur verbessern.

Wo vor dem Hintergrund diverser globaler Krisen unruhige Zeiten
bevorstehen, ist die Möglichkeit neuer Kriege unter deutscher
Beteiligung nicht auszuschließen. Dem zu widerstehen wäre der
produktivste Nutzen einer Gedenkpolitik, die nicht von
geostrategischen und systemapologetischen Zwecken bestimmt ist.
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Sowjetische Kriegsgefangene - der vergessene Massenmord

Frank-Walter Steinmeier hat am 18. Juni im Deutsch-Russischen Museum
Berlin-Karlshorst, dem Ort, an dem die Oberbefehlshaber der Wehrmacht
in der Nacht vom 8. zum 9. Mai 1945 vor Vertretern der Sowjetunion,
der USA, Großbritanniens und Frankreichs die bedingungslose
Kapitulation Deutschlands unterzeichneten, eine Gedenkrede gehalten.
Sie war der Eröffnung der Ausstellung "Dimensionen eines Verbrechens.
Sowjetische Kriegsgefangene im Zweiten Weltkrieg" gewidmet, stellt
also keinen offiziellen Gedenkakt zum 80. Jahrestag des 22. Juni 1941
dar. Der Massenmord an 3,3 der 5,7 Millionen sowjetischen
Kriegsgefangenen stand denn auch im Mittelpunkt seiner Rede.

So sehr der Versuch, der jahrzehntelangen Vernachlässigung dieser
Opfergruppe Rechnung zu tragen, zu begrüßen ist, so sehr verweist er
auf eine Leerstelle, die mit dieser Gedenkfeier und der mit ihr
eröffneten Ausstellung kaum zu füllen ist. Wer sich vor Augen führt,
mit welcher Brutalität das NS-Regime die völkerrechtlich ihrer Obhut
unterliegenden Gefangenen systematisch vernachlässigte und ermordete,
ahnt vielleicht, warum darüber so wenig bekannt ist. Wie der
Historiker Erich Später in seinem Buch "Der dritte Weltkrieg" [2]
ausführt, waren bereits im Frühjahr 1942 2 Millionen sowjetische
Kriegsgefangene nach ihrer Gefangennahme verhungert, erfroren oder an
medizinischer Vernachlässigung und Seuchen gestorben. Sie wurden
nicht nur in Lagern hinter der Front, sondern auch im besetzten Polen
oder im Reichsgebiet umgebracht. So starben von den 361.000
Gefangenen, die nach Polen transportiert wurden und bei denen es sich
meist um junge und gesunde Männer handelte, bis Ende
Dezember 1941 etwa 250.000.

In den "Richtlinien für das Verhalten der Truppe in Rußland" wurde
die massenhafte Tötung sowjetischer Soldaten, die sich ergeben
hatten, ideologisch vorbereitet. Der Gegner sei "Todfeind des
nationalsozialistischen deutschen Volkes", der ohne "rücksichtloses
und energisches Durchgreifen gegen bolschewistische Hetzer,
Freischärler, Saboteure, Juden und restlose Beseitigung jedes aktiven
oder passiven Widerstandes" nicht bekämpft werden könne. Gegenüber
Gefangenen sei "äußerste Zurückhaltung und schärfste Achtsamkeit
geboten, da mit heimtückischer Kampfesweise zu rechnen ist". [3]

Darauf, dass die Sowjetunion die Einhaltung der Haager
Landkriegsordnung, der sie nicht beigetreten war, angeboten hatte,
reagierte die NS-Führung mit der unter den Soldaten der Wehrmacht
verbreiteten Behauptung, in sowjetischer Kriegsgefangenschaft drohe
ihnen der willkürlich beigebrachte Tod, was die Bereitschaft zum
brutalen Umgang mit wehrlosen Gegnern weiter erhöhte. Für diesen
Krieg neuen Typs hatte die deutsche Führung alle Verpflichtungen
internationalen Rechts wie etwa der von der Sowjetunion
unterzeichneten Genfer Verwundetenkonvention von 1929 aufgehoben. Sie
wollte sich keinen politischen und juristischen Beschränkungen
unterwerfen, um maximale Freiheit bei der eigenen Kriegsführung zu haben.

Die schon Ende 1941 über 3 Millionen gefangengenommenen sowjetischen
Soldaten stellten eine logistische wie materielle Belastung dar,
sollten doch die 3 Millionen deutschen Soldaten und ihre 800.000
Verbündeten aus den Beständen des eroberten Gebietes ernährt und
versorgt werden. Da schon die russische Bevölkerung der von der
Wehrmacht besetzten Gebiete in großem Ausmaß dem Hungertod
preisgegeben wurde, war für die Gefangenen erst recht keine
Versorgung vorgesehen. Schon ihr Transport von der Front in die Lager
wurde von Massenerschießungen begleitet. Wer zu erschöpft war und
nicht mehr gehen konnte, wurde in Tausenden Fällen kurzerhand
ermordet. In einer 2001 veröffentlichten Untersuchung gehen russische
Historiker davon aus, dass bis zu 250.000 Soldaten auf den
Todesmärschen in die Gefangenschaft getötet wurden. Das war nicht nur
der Willkür einzelner Soldaten geschuldet, sondern wurde von den
Kommandeuren der jeweiligen Heeresverbände ganz offiziell befohlen.

Wie Erich Später berichtet, betrug die im Juli und August 1941 im
Bereich der Heeresgruppe Mitte vorgesehene Kalorienzahl für
sowjetische Kriegsgefangene ein Viertel des Existenzminimums. Ihre
Versorgung durch die Bevölkerung wurde in den meisten Fällen von
deutschen Lagerkommandanten unter Schusswaffengebrauch verhindert. Im
Reich erging es den Gefangenen häufig nicht besser. Die drei
Gefangenenlager in Wietzendorf, Oerbke und Bergen-Belsen in der
Lüneburger Heide verfügten nicht einmal über einfachste Unterkünfte,
so dass die Gefangenen in Erdhöhlen und Laubhütten wohnen mussten.
Weil sich das Gesicht des Feindes in seinem ganzen Elend nahtlos in
die NS-"Untermenschen"-Propaganda fügte, strömte die einheimische
Bevölkerung so zahlreich zu den Lagern, dass an Wochenenden
Absperrmaßnahmen ergriffen werden mussten. Dennoch starben bis Ende
Februar 1942 fast 40.000 Menschen in diesen Lagern an Unterernährung,
Krankheiten und Misshandlung. Wer dieses Schicksal nicht teilte, wurde
später ins KZ Neuengamme überstellt, wo das Sterben weiterging.

Die geringsten Überlebenschancen hatten die politischen Offiziere der
Roten Armee. Sie waren durch den berüchtigten Kommissarbefehl zur
direkten Erschießung vorgesehen. Laut sowjetischen Quellen gelten
42.000 dieser Offiziere als vermisst, wobei die meisten vermutlich
ermordet wurden. Jüdische SoldatInnen wurden eigens von Polizei und
SS ausfindig gemacht, was in etwa 50.000 Fällen zu ihrer Ermordung
führte. Andere Offiziere und SoldatInnen wurden in
Konzentrationslager im Reich deportiert, wo sie in gesonderten
Erschießungsanlagen ermordet wurden. Am 3. September 1941 kam es zum
ersten experimentellen Einsatz von Zyklon B in Auschwitz-Birkenau.
Dazu wurden etwa 600 russische Kriegsgefangene, Offiziere und
Kommissare in dicht versiegelte Zellen eingesperrt und dem Gift
ausgesetzt, was häufig erst nach Stunden zum Tod geführt haben soll.

Unbedingt erwähnenswert ist auch die von Karl Heinz Roth in seinem
1977 veröffentlichten Buch "Die 'andere' Arbeiterbewegung"
geschilderte Strategie der Klassenspaltung, die schon mit der
offiziellen Einteilung aller nichtdeutschen ArbeiterInnen in fünf
Kategorien vorgegeben war: Ausländer allgemein, Polen, Ostarbeiter,
Kriegsgefangene und Juden". Deutsche ArbeiterInnen gelangten bei der
Ausbeutung der ZwangsarbeiterInnen in Befehls- und
Aufsichtspositionen, mit denen sie wie von selbst in die Ziele des
NS-Regimes eingebunden wurden, so fern sie es nicht ohnehin schon
waren. Während angeworbene ArbeiterInnen aus besetzten oder mit
Deutschland verbündeten Ländern in der deutschen Industrie reguläre
Lohnarbeit verrichten konnten, wurden auch Kriegsgefangene aus
westeuropäischen und skandinavischen Ländern häufig in eine
zivilrechtliches Arbeitsverhältnis überführt.

Polnische und sowjetische Kriegsgefangene jedoch wurden der
unbegrenzten Ausbeutung durch die jeweiligen Arbeitskommandos
ausgesetzt, das galt auch für sogenannte Ostarbeiter, die aus Polen
und der Sowjetunion zur Zwangsarbeit ins Reich verschleppt wurden.
Unterhalb all dieser Gruppen wurden JüdInnen und Sinti und Roma
angesiedelt, ihnen wurde praktisch jeglicher Menschenstatus
aberkannt. All dem lag die in der Denkschrift "Für die Behandlung des
Fremdvölkischen im Osten" propagierte Absicht zugrunde, "daß wir
nicht nur das größte Interesse daran haben, die Bevölkerung des
Ostens nicht zu einen, sondern im Gegenteil in möglichst viele Teile
und Splitter zu zergliedern".
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Wo keine Empörung hinreicht ...

Zwar hat der Bundespräsident an seiner Empörung über die Misshandlung
und Ermordung der sowjetischen Gefangenen keinen Zweifel gelassen.
Ausmaß und Schwere dieses Verbrechens wurden ausgiebig gewürdigt,
doch der Krieg als solcher entrückte in die Dimension eines fast
mythischen Geschehens, für das es keine Erklärung zu geben scheint.
Erinnern, wenn es auch schwer fällt, sei eine "Verpflichtung, und der
Welt ein Mahnmal". Der Krieg wurde begangen "mit einer nie
dagewesenen Brutalität und Grausamkeit", angetrieben von
"nationalistischem Wahn", in dem "alle Zivilisation, alle Grundsätze
der Humanität und des Rechts" geschändet wurden. Eine "mörderische
Barbarei", in der "die Entfesselung von Hass und Gewalt, die
Radikalisierung eines Krieges hin zum Wahn totaler Vernichtung"
stattfanden, "getrieben von Hass: von Antisemitismus und
Antibolschewismus, von Rassenwahn gegen die slawischen und
asiatischen Völker der Sowjetunion."

Diese Schuld, die nicht diejenige heutiger oder künftiger
Generationen sei, laste dennoch mit ihrem moralischen Gewicht "auf
uns", unter anderem deshalb, weil "wir den Opfern im Osten unseres
Kontinents viel zu lange Anerkennung, auch Anerkennung durch
Erinnerung, verwehrten". So macht der Bundespräsident sich zum
Sprachrohr einer "Versöhnung", die Deutschland seitens der russischen
Bevölkerung als "Geschenk" gegeben wurde, woraus für das Land "große
Verantwortung" erwachse. "Wir wollen und wir müssen alles tun, um
Völkerrecht und territoriale Integrität auf diesem Kontinent zu
schützen, und für den Frieden mit und zwischen den Nachfolgestaaten
der ehemaligen Sowjetunion zu arbeiten." [4] 

Die gute Absicht wird überschattet durch die Sanktionen, die die
Bundesrepublik gegen die Russische Föderation aufgrund der durch die
Bevölkerung der Krim mehrheitlich gutgeheißene Eingliederung der
Halbinsel in ihr Territorium erwirkt hat. Dennoch oder gerade
deswegen warnt Steinmeier vor einer Instrumentalisierung der
Geschichte als Waffe. Wen auch immer er damit adressiert, so legt der
reumütige Tenor seiner Rede nahe, dass das eigene Land in dieser
Angelegenheit zwar viel Schuld auf sich gehäuft habe, aber durch
dieses Bekenntnis zugleich von aller sich daraus ergebenden
Verpflichtung geläutert sei. So erfüllt der geschichtspolitische
Charakter seines Gedenkens, wovor zugleich ausdrücklich gewarnt wird.

Das gilt auch für die unterstellte Irrationalität des NS-Krieges in
Osteuropa. Dessen hintergrundslose Pathologisierung entlastet von
einer historischen Schuld, deren Rechnung vor allem dazu aufgemacht
zu sein scheint, die beanspruchte moralische Definitionsmacht in einen
Aktivposten nationaler Legitimationsproduktion zu verwandeln. Das mag
angesichts dessen, dass Steinmeier bei der Aufarbeitung der
Geschichte des deutschen Krieges gegen die Sowjetunion eine
vergleichsweise positive Rolle spielt, überspitzt erscheinen, fällt
die geschichtswissenschaftlich widerlegte These von einem angeblichen
Präventivkrieg des NS-Staates gegen die Sowjetunion doch vor allem in
der Neuen Rechten nach wie vor auf fruchtbaren Boden. Allein die
Schilderung der an sowjetischen Gefangenen begangenen Gräuel reicht
jedoch nicht so weit, als dass daraus der Imperativ hervorträte: Nie
wieder Krieg, nie wieder Faschismus!

Steinmeier hebt den Absolutheitsanspruch dieser Forderung schon auf,
wenn er ruft: "Nie wieder ein solcher Krieg!" Waffengänge etwa
zwischen NATO und Russland bleiben eine zwar nicht wünschenswerte,
aber auch nicht prinzipiell abzulehnende Option. Der Bundespräsident
richtet sich an die "vielen, vielen Menschen in Polen und den
baltischen Staaten, in der Ukraine, in Belarus und in Russland (...),
in allen Nachfolgestaaten der Sowjetunion" mit der Aufforderung:

Lassen Sie und lassen wir nicht zu, dass wir einander von neuem
 als Feinde begegnen; dass wir den Menschen im Anderen nicht mehr
 erkennen. Lassen wir nicht zu, dass die das letzte Wort haben, die
 der nationalen Überheblichkeit, der Verachtung, der Feindschaft, der
 Entfremdung das Wort reden. Die Erinnerung soll uns einander
 näherbringen. Sie darf uns nicht von Neuem entzweien.


Dem numinosen Charakter der Entstehungsgründe des
NS-Vernichtungsfeldzuges in Osteuropa gemäß wird die Bringschuld für
eine friedliche Zukunft nun wieder auf beiden Schultern verteilt. Ein
verbrecherisches Regime hat großes Unrecht begangen, nun sollen auch
die davon Betroffenen dafür sorgen, dass sich derartiges nicht
wiederholt. Bei aller emphatischen Schilderung der begangenen
Grausamkeiten bleibt unterm Strich übrig, dass das heutige
Deutschland rein gar nichts mehr mit dem vor 80 Jahren begonnenen
Massenmord zu tun habe. Um diese durchaus subtil vorgetragene Negation
eigener Verantwortung vollziehen zu können, ist die Auslassung des
rationalen Kerns nationalsozialistischer Eroberungspolitik Programm.
Diese in ihrer kolonialistischen, kriegsökonomischen, administrativen
und modernisierungsaffinen Logik greifbar zu machen bleibt also auch
in Zukunft eine wichtige Forderung für den antimilitaristischen und
antikapitalistischen Widerstand.
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Langfristige Kriegsplanung

Hitler wollte den Krieg von Anfang an. Es ging ihm um die
Herstellung eines germanischen Imperiums, um die globalen
Auseinandersetzungen vor allem mit den USA führen zu können.
Zugleich verfolgte er im Prozess einer vorgezogenen und dann
offenen Kriegsökonomie sein zweites grundsätzliches Ziel: Die
innere Formierung einer deutschen Gesellschaft an den
Leitvorstellungen der Homogenität, der Erschließung aller
zugänglichen Begabungs- und Leistungsreserven, der Reinigung und
Effektivierung des Humankapitals und der Eliminierung der Juden
durch Vertreibung und schließlich Vernichtung. [5]


Was schon 1933 erklärte Absicht des NS-Regimes war, sollte sich nicht
nur zu einem militärischen Geschehen ganz neuer Art entwickeln,
sondern kann auch als Großereignis des europäischen Kolonialismus
verstanden werden, mit dem Deutschland allen anderen europäischen
Kolonisatoren an rassistischer Brutalität und mit kriegsindustriellen
Mitteln erwirkter Genozidalität den Rang ablief. Der ideologische
Impetus der erklärten Absicht, den "jüdisch-bolschewistischen
Kommunismus" mit jedem Mittel "ausrotten" zu wollen, dokumentiert den
weltanschaulichen Gehalt der Aggression. Sie weist zudem Züge einer
Modernisierungskonkurrenz auf, deren paradigmatischer Charakter
seitens Deutschlands niemals aufgegeben wurde, auch wenn es auf der
anderen Seite keine RepräsentantInnen eines zukunftsfähigen
Kommunismus mehr gibt.

Vom Treffen Adolf Hitlers mit der Generalität der Reichswehr in der
Berliner Wohnung des Chefs der Heeresleitung, Kurt von
Hammerstein-Equord, am 3. Februarar 1933 sind mehrere Aufzeichnungen
erhalten, die zum Teil als Gedächtnisprotokolle, aber auch als
Mitschriften des Gesagten zustande kamen. Daraus geht hervor, dass der
gerade zum Reichskanzler ernannte Hitler die militärische
"Germanisierung" Osteuropas zur Bewältigung des angeblichen
"Raumproblems" Deutschlands im Zusammenhang mit der "Überwindung" des
bei den Generalen verhassten "Marxismus" beabsichtigte. Dass es um
territoriale Expansion mit kriegerischen Mitteln ging, darüber ließ
Hitler die militärische Führung nicht im Zweifel: "Es ist ein ewiges
Problem, die Zahl der Deutschen in Verhältnis zu bringen zum Boden.
Sicherung des notwendigen Raumes. Keine geklügelte Gescheitheit hilft
hier, Lösung nur mit dem Schwert. Ein Volk, das die Kraft nicht
aufbringt zum Kampf, muss abtreten." [6] 

Nach Beginn des Krieges schwelgte Hitler im Oktober 1941 geradezu in
den Vorstellungen, worauf die Ostexpansion einmal hinauslaufen
sollte:

Das Gebiet muß den Charakter der asiatischen Steppe verlieren,
 europäisiert werden! Dazu bauen wir jetzt die großen Verkehrsstränge
 an die Südspitze der Krim, zum Kaukasus; an diese Verkehrsstränge
 reihen sich, wie an eine Perlenschnur, die deutschen Städte, um diese
 herum liegt die deutsche Siedlung. Die zwei, drei Millionen Menschen,
 die wir dazu brauchen, haben wir schneller als wir denken; wir nehmen
 sie aus Deutschland, den skandinavischen Ländern, den Westländern und
 Amerika. Ich werde es ja wohl nicht mehr erleben, aber in zwanzig
 Jahren wird das Gebiet schon 20 Millionen Menschen umfassen. In
 dreihundert Jahren wird es eine blühende Parklandschaft von
 ungewöhnlicher Schönheit sein! [...] Es gibt nur eine Aufgabe: eine
 Germanisierung durch Hereinnahme der Deutschen vorzunehmen und die
 Ureinwohner als Indianer zu betrachten. [7]


Für die in diesem Gebiet bereits lebenden Menschen waren, wie der
Seitenhieb auf die Westexpansion der Vereinigten Staaten und die
dabei erfolgende Dezimierung der indigenen Bevölkerung andeutete,
Vertreibung und/oder Vernichtung in einer Dimension vorgesehen, die
etwa die Hälfte der unter deutscher Besatzung verbliebenen 60
Millionen BürgerInnen der Sowjetunion betraf. Schon vor dem Angriff
auf die Sowjetunion am 22. Juni 1941 freute sich Joseph Goebbels in
Aussicht auf ein "großes Kolonialreich", dessen Rohstoffe
insbesondere an Erdöl für die Kriegführung unverzichtbar waren. Zwei
Jahre später wurde er konkreter, werde dieser Krieg doch "für
Getreide und Brot, für einen vollgedeckten Frühstücks-, Mittags- und
Abendtisch" geführt und drehe sich ansonsten "um Gummi, um Eisen und
Erze". [8]

Erste Schritte, dieses Kolonialreich zu verwirklichen, hatte das
NS-Regime bereits mit der Eroberung Polens 1939 unternommen. Die
Effizienz der dazu ergriffenen administrativen Maßnahmen hatte zwar
nicht ganz die massenmörderische Dimension erreicht, mit der die
deutschen Verbände in der Sowjetunion vorgingen, hatte aber in ihrer
kulturellen Zerstörungskraft und der Absicht, die polnische
Bevölkerung zu vertreiben oder zu germanisieren, Vorbildcharakter.
Die nicht zur Annexion für das Reich vorgesehenen Gebiete wurden als
"Generalgouvernement" einer strikten Besatzungspolitik unterworfen,
die die Bevölkerung einer umfassenden Politik der Umsiedlung,
Vertreibung und - insbesondere im Falle der JüdInnen - Vernichtung
aussetzte. Mehrere Zehntausend Mitglieder der polnischen Eliten
wurden in den ersten Monaten der Okkupation umgebracht und durch
deutsche Funktionäre und Beamte ersetzt.

Im westlichen Teil Polens, der ins Reichsgebiet einverleibt werden
sollte, verbot man die polnische Sprache, polnische Familien-,
Straßen- und Ortsnamen wurden "germanisiert" und Kulturbestände und
-denkmäler aller Art zerstört oder geraubt. Das polnische Kultur- und
Geistesleben wurde systematisch unterdrückt. Wer sich nicht
"eindeutschen" ließ, wurde ins Generalgouvernement vertrieben, das
als eine Art Reservat für nichtassimilierbare PolInnen fungierte. In
fünf Jahren deutscher Verwaltung gelang auch dort ein fast
vollständiger Elitenwechsel in allen wichtigen gesellschaftlichen und
behördlichen Positionen. Die kulturelle Führungsschicht fiel
verschiedenen "Säuberungswellen" zum Opfer, in denen die ÄrztInnen,
WissenschaftlerInnen, JuristInnen, KünstlerInnen, Priester,
LehrerInnen und Beamte, wenn nicht direkt erschossen, dann in KZs
ermordet wurden oder an Entbehrungen starben. Bis zu einem Drittel
der akademischen und pädagogischen Intelligenz ging dem Land dadurch
verloren.

Dem "deutschen Kulturwillen", der Polen heimsuchte, wurde mit der
Denkschrift des Reichsführers SS Heinrich Himmler, der als
Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums (RKF) an
zentraler Stelle die Bedingungen deutscher Besatzungspolitik
diktierte, vom Mai 1940 unter dem Titel "Einige Gedanken über die
Behandlung der Fremdvölkischen im Osten" zur Durchsetzung verholfen.
Wer als "rassisch wertlos" abgestempelt wurde, sollte bis auf
unentbehrliches Grundwissen nichts lernen, was eine eigene kulturelle
Identität begründen könnte. Die Kinder der "minderwertigen
Bevölkerung" sollten "zu Gehorsam, Fleiß, bedingungsloser
Unterordnung und zu Ehrlichkeit gegenüber den deutschen Herren"
erzogen werden, um schließlich als "führerloses Arbeitsvolk" der
deutschen Wirtschaft und Verwaltung für die Ausbeutung und
Vernichtung durch Arbeit zur Verfügung zu stehen.

Um den Zynismus seiner Planung für Polen auf die Spitze zu treiben,
behauptete Himmler, all dies sollte nur zum Besten der Betroffenen
sein, werde die Bevölkerung des eroberten und besetzten Landes doch
"selbst dabei mehr zu essen und zu leben haben als unter polnischer
Herrschaft und bei eigener Kulturlosigkeit unter der strengen,
konsequenten und gerechten Leitung des deutschen Volkes berufen sein,
an dessen ewigen Kulturtaten und Bauwerken mitzuarbeiten und diese,
was die Menge der groben Arbeit anlangt, vielleicht erst
ermöglichen". [9] Dazu hatten polnische ZwangsarbeiterInnen reichlich
Gelegenheit, allerdings legten ihre deutschen Herren vor allem beim
Knüpfen von Henkerschlingen und Durchführen von Genickschüssen einen
Beweis ihrer kulturellen Leistungsfähigkeit ab.

Tatsächlich sollte nach dem Angriff auf die Sowjetunion nun auch das
sogenannte Generalgouvernement für das Reich annektiert werden. Diese
Veränderung in der offiziellen Planung hatte insbesondere für die
dorthin verbrachten und in Lagern wie Ghettos konzentrierten JüdInnen
furchtbare Konsequenzen. Da alle annektierten Gebiete vollständig
"entjudet" werden sollten, markiert der Beginn des Krieges gegen die
Sowjetunion auch den Beginn der offenen Vernichtungspolitik an den
europäischen JüdInnen. 
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Ostkolonisation und Modernisierungsoffensive

Mit dem "Generalplan Ost" wurde ein programmatischer Entwurf der
deutschen Ostkolonisation verfasst, der insbesondere von dem 2016
verstorbenen Historiker Dietrich Eichholtz erforscht wurde. Für ihn
handelt es sich um das Zeugnis eines "'modernen' Imperialismus
durchaus 'moderner' kapitalistischer Staaten", an deren erster Stelle
Deutschland stehe. Die geringe Beachtung, die das Thema in der
Öffentlichkeit finde, schrieb er einer von den
Geschichtswissenschaften wie Medien betriebenen Vermeidungsstrategie
zu. In jedem Fall handelte es sich bei Entstehung und Umsetzung des
"Generalplans" um ein rassenideologisches Konzept, das seine Urheber
auch angesichts des nicht immer "arischen" Personals der Achsenmächte
vor einige Schwierigkeiten stellte. Angesichts des rein quantitativen
Problems, genügend als deutsch identifizierte Menschen für die
Besiedlung des Ostraumes heranzuführen, stieß die von Adolf Hitler
erhobene Forderung, möglichst keine "Eindeutschung" zu betreiben,
absehbar an enge Grenzen.

Interessanter für die konkrete Durchsetzung kolonialer Interessen
sind die Forderungen des Kapitals und der Umgang der
Wirtschaftsführer mit den rassenpolitischen Zielen des NS. So stellte
sich die Reichsgruppe Industrie laut Eichholtz offen gegen den
"Primat des Rassismus, d.h. der Siedlungspolitik des Reichskommissars
für die Festigung deutschen Volkstums (Himmler)" und propagierte als
Gesamtziel die Kompromissformel: "Rassisch gesunde Menschen auf
wirtschaftlich gesunder Grundlage. [...] Gesund ist die Wirtschaft im
Osten nur dann, wenn sie auf die gesamtdeutsche Wirtschaft abgestellt
ist und wenn die gesamtdeutsche Wirtschaft blüht." Während der
antisemitische und antislawische Rassismus des NS zur Erschließung
von Arbeitskräftereservoirs durchaus geschätzt wurde, sollten der
Expansion deutschen Kapitals keine Hindernisse rassenpolitischer Art
in den Weg gelegt werden. Für Eichholtz handelt es sich bei der
rassenbiologischen Doktrin des NS um ein integratives Element der
Ostexpansion, das es zu nutzen galt etwa für die umfassende
Versklavung von Menschen für die Zwangsarbeit in den Fabriken und auf
den Feldern des Reiches wie in den von der Wehrmacht besetzten
Gebieten.

Zusammenfassend beurteilt der Historiker die wichtigsten
Interessenstränge des Generalplans Ost so:

- die politische und militärische "Sicherung" des Eroberten auf
 lange Sicht durch "Aussiedlungen" und "Germanisierung des Bodens"
 (besondere Erscheinungsformen: "Wehrbauern"-Idee; Vernichtungsabsicht
 gegenüber den "kommunistisch verseuchten" sowjetischen Groß- und
 Industriestädten),


- das sozialimperialistische Interesse an der dauerhaften
 Festigung der sozialen Massenbasis des Regimes durch "Siedlung", d.
 h. durch die Schaffung umfangreicher, regimeabhängiger,
 wirtschaftsstarker Schichten von deutschen und "volksdeutschen"
 Bauern und größeren Grundbesitzern sowie durch Agglomeration
 deutscher städtischer Mittelschichten (unter Bevorzugung von
 "Frontkämpfern")


- die Expansion des Großkapitals, verbunden mit ökonomischer
 "Modernisierung" (gerichtet vor allem auf a) industrielle und
 agrarische Rohstoffe [Erdöl, Mangan, Baumwolle usw.], b)
 unerschöpfliche Absatzmärkte und c) billige, aber effektive
 Arbeitskräfte),


- das Interesse an unbegrenzten Nahrungsmittelquellen bzw.
 -Überschüssen (nicht nur kurzfristiges Kriegsinteresse, sondern
 langfristig verknüpft mit den vorgenannten Interessensträngen). [10]


Diese sehr konkreten Interessen begründen die Ratio eines
imperialistischen Krieges, der im Falle der Sowjetunion, die die
Hauptlast deutscher Aggression bewältigen musste, zu extremer
Vernichtungsgewalt auflief. Für Eichholtz war der "Generalplan Ost"
in seiner genozidalen Gewalt einzigartig: "Der extreme,
biologisch-darwinistisch definierte Rassismus, seit jeher Kern der
NS-Ideologie und seit 1933 an deutschen Juden, Sinti und Roma und
anderen ausgegrenzten Gruppen eingeübt, ist hierbei zweifellos der
wesentliche Faktor, der die Gewalt erst bis zum Genozid weitertrieb."

Zu erinnern ist dabei auch an Vernichtung der europäischen Sinti und
Roma wie die systematische Ermordung behinderter Menschen durch das
NS-Regime. Sie hatten im sozialeugenischen Entwurf einer
international erfolgreichen Volksgemeinschaft ebenso wenig Platz wie
nomadisierende, sich staatlicher Kontrolle entziehende Gruppen oder
KommunistInnen, denen die Gleichheit aller Menschen Gebot und
Verpflichtung war. Für den sozialrevolutionären Autor Detlef
Hartmann, der den "Generalplan Ost" auch als "Projekt großräumiger
Agrarrationalisierung" versteht, handelte es sich bei den treibenden
Kräften dieses Eroberungszuges um "Avantgarden innovativer Gewalt",
die "in alle Dimensionen des europäischen Großraums" griffen.

Sie bemächtigten sich seiner Unternehmen, Produktionsmittel,
 Rohstoffe, Waren, Werte durch Raub, aber vor allem durch subtile
 finanztechnische Innovationen der Aneignung. Sie unterwarfen sich die
 bestehenden Arbeitsressourcen, sie zerstörten soziale Gefüge und
 Mentalitäten, um sich neue Ressourcen zu erschließen. Sie
 vernichteten durch Hungerpolitik, Massen- und Völkermord die in ihren
 Augen "Überflüssigen". Sie speisten alles in die Kriegsökonomie ein,
 um damit die Produktivität der industriellen Kerne hochzurüsten und
 ihnen zugleich einen inneren Markt in einer neuen europäischen
 Ordnung von Produktion und Finanz zu verschaffen, die sich mit den
 USA messen konnte. (...) Im Kern dieses Griffs nach dem Großraum lag
 der Völkermord an den Jüd*innen. Es war der energetische Kern auch
 der Massenmorde, die im Vollzug der Politik von Deportation,
 ethnischer Neuordnung, Säuberung, sozialer Mobilisierung,
 Atomisierung, Homogenisierung und Rationalisierung, von Terror und
 Gewalt im Betrieb des Gesamtprojekts durchgeführt wurden. Er war
 zugleich Drohung und Einladung in die Teilhabe. 


Wie die Analyse des Zusammenhangs von genozidalem Antisemitismus und
gesellschaftlicher Zurichtung zeigt, die Hartmann im größeren Kontext
dieser Textstelle vornimmt, besteht durchaus die Möglichkeit, die
monströse Dimension des "Unternehmens Barbarossa" auf die Füße eines
Gesellschaftsprojekts zu stellen, dessen Produktivität durch die
Entfesselung besonders destruktiver Energien auf Weltmachtniveau
gesteigert werden sollte. Der im Namen des Ostfeldzugs angelegte Auftrag,
einen Kreuzzug gegen einen Gesellschaftsentwurf namens Kommunismus zu
führen, der zumindest vom Anspruch her eine emanzipatorische Absicht
verfolgt und befreiende Perspektive aufzeigt, betrifft den
notwendigen Antagonisten deutschnationaler Suprematie, maskuliner
Dominanz und eines biologisch reinen Volkskörpers, der weißer als
weiß, nämlich arisch sein sollte. Dass das Feindbild des
Kommunismus jüdisch konnotiert war, entsprach dem universellen
Gleichheitsanspruch, der JüdInnen von FaschistInnen zu Last gelegt
wurde und wird. Der als Jude aus Deutschland in die USA geflohene
Historiker Arno J. Mayer hat in seinem 1989 veröffentlichten Buch
"Der Krieg als Kreuzzug - Das Deutsche Reich, Hitlers Wehrmacht und
die Endlösung" den Begriff des "antisemitischen Antikommunismus"
geprägt, um die Gründe für die Vernichtung der europäischen JüdInnen
historisch-materialistisch zu deuten. 

Das verdeutlicht auch den imperialistischen Charakter der deutschen
Eroberungspläne, die auch als Modernisierungskonkurrenz mit den USA
wie der Sowjetunion vor dem Hintergrund einer kriegsökonomischen
Entfaltung der Produktivkräfte greifbar werden, die mit Ende des
Zweiten Weltkriegs nicht aufgehört hat. So lassen sich
Kontinuitätslinien aufzeigen, die von der Kriegführung des NS-Staates
zu den geostrategischen und strukturökonomischen Erfordernissen
kapitalistischen Krisenmanagements heute führen können, was die
relative Missachtung der der Sowjetunion abverlangten Opfer im
geschichtspolitischen Diskurs der Bundesrepublik um so verständlicher
macht.
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Mörderische Großraumpolitik

Das zwei Jahre zuvor eroberte Polen wurde nun zum wichtigen
Aufmarschgebiet und logistischen Hinterland für den Angriff auf die
Sowjetunion am 22. Juni 1941. 3,6 Millionen Soldaten inklusive der
Truppen verbündeter Staaten, 3.500 Panzern, 600.000 motorisierten
Fahrzeugen, 7.000 Geschützen und 2.700 Flugzeugen bildeten die größte
Streitmacht der an derartigen Rekorden nicht armen Geschichte
des 20. Jahrhunderts. Angespornt durch Ankündigungen, laut denen im
"Kampf gegen den Bolschewismus (...) mit einem Verhalten des Feindes
nach den Grundsätzen der Menschlichkeit oder des Völkerrechts nicht
zu rechnen" sei, richtete sich die militärische Gewalt von Anfang an
in jeder Konsequenz auch gegen die Zivilbevölkerung. Wo der
Kommissarbefehl die sofortige Erschießung politischer
FunktionsträgerInnen der Roten Armee verlangte, ermächtigte der
Kriegsgerichtsbarkeitserlass Offiziere ab Batallionskommmandeur
aufwärts dazu, Massenerschießungen von Geiseln und das Niederbrennen
von Ortschaften anzuordnen.

Der Entfesselung militärischer Gewalt an der Front entsprach der
Verzicht auf jegliche offizielle Kriegserklärung oder anders
gearteter Forderungen an die Sowjetunion. Den Bruch des
Nichtangriffspaktes, von dem sich Stalin nach dem vergeblichen
Versuch, mit Großbritannien und Frankreich ein Bündnis gegen
Deutschland einzugehen, zumindest eine Verzögerung des deutschen
Angriffes erhofft hatte, sei laut Hitler notwendig geworden, "diesem
Komplott der jüdisch-angelsächsischen Kriegsbrandstifter und der
ebenso jüdischen Machthaber der bolschewistischen Moskauer Zentrale
entgegenzutreten." Den konkreten Kriegsplanungen, die ein Jahr vorher
begannen, ist allerdings kein Hinweis auf einen bevorstehenden
sowjetischen Angriff zu entnehmen.

Ganz im Gegenteil, seine mörderische Absicht tat Hitler schon in einer
Rede vor 250 hohen Offizieren der Wehrmacht im März 1941 kund. Es gelte,
den Krieg gegen die Sowjetunion als Krieg zweier Weltanschauungen zu
verstehen und als Vernichtungskrieg zu führen, in dem soldatische
Ehrbegriffe keinen Platz hätten. Im Mai 1941 ging aus der konkreten
Planung der Wehrmacht hervor, dass ihrer Führung vollständig bewusst
war, dass die Ernährung der deutschen Soldaten für drei Jahre aus den
eroberten Gebieten zwingend zum Hungertod von vielen Millionen
Menschen führen musste. Auch bei der systematischen Dezimierung der
einheimischen Bevölkerung durch Hunger gingen Kriegführung und Shoah
Hand in Hand - wurden JüdInnen nicht erschossen oder aufgehängt, dann
verhungerten sie in Konzentrationslagern. 

Der offenkundigen Mittäterschaft der deutschen Generalität lag laut
Erich Später ein breiter Konsens der Machteliten in Wirtschaft,
Bürokratie und Militär zur Unterwerfung und Zerschlagung der
Sowjetunion schon in der Weimarer Republik zugrunde. Darin spiegelte
sich auch das Interesse führender Wirtschaftsverbände und
Industrieller wider, eine Art autarke Großraumwirtschaft zu
etablieren, bei der der eroberten Sowjetunion die Rolle eines
Ressourcenlieferanten, Absatzmarktes und Reservoirs von Sklavenarbeit
zukommen sollte. Ein solches kontinentaleuropäisches Imperium sollte
Deutschland in den Stand einer Weltmacht versetzen, die es mit den
USA aufnehmen könnte. Die Verschleppung von drei Millionen
sowjetischer ZwangsarbeiterInnen, die auf unterster Stufe der
rassenbiologisch hierarchisierten deutschen Gesellschaft lebten und
noch in den letzten Kriegstagen zu Zehntausenden ermordet wurden,
zeugt davon, dass Sklaverei länger Bestand hatte und hat, als ihre
historische Abschaffung glauben macht.

So wurde das Territorium der Sowjetunion bis zur Linie
Archangelsk-Astrachan, an der der Vormarsch der Wehrmacht
Halt machen sollte, zum Expansionsgebiet des deutschen
Siedlerkolonialismus erklärt. Dem lag ein rassenbiologischer
Volkstumsgedanke zugrunde, laut dem längst nicht jeder Mensch zur
"Germanisierung" geeignet war, also vertrieben oder umgebracht werden
musste, um Platz für ReichsbürgerInnen oder sogenannte Volksdeutsche
zu machen. Schon in "Mein Kampf" hatte Hitler der von ihm als jüdisch
identifizierten Welthandels- und -finanzwirtschaft eine Absage
zugunsten einer "Bodenpolitik der Zukunft" erteilt, für deren
Verwirklichung er die Sowjetunion auserkoren hatte. "Das Riesenreich
im Osten ist reif für den Zusammenbruch. (...) Wir sind vom Schicksal
ausersehen, Zeugen einer Katastrophe zu werden, die die gewaltigste
Bestätigung für die Richtigkeit der völkischen Rassentheorie sein
wird." (Mein Kampf, 2. Band, 14. Kapitel.)

Dieser Theorie gemäß kenne die nationalsozialistische Bewegung "kein
Germanisieren oder Deutschisieren, wie dies beim nationalen Bürgertum
der Fall ist, sondern nur eine Ausbreitung des eigenen Volkes. Sie
wird im unterworfenen, sogenannten germanisierten Tschechien oder
Polen niemals eine nationale oder gar völkische Stärkung erblicken,
sondern eine rassische Schwächung unseres Volkes." [12] Einer solchen
Ideologie bloße Wahnhaftigkeit zuzuschreiben könnte dazu führen, die
Mobilisierungsfähigkeit völkischen Denkens zu unterschätzen und den
ihr eigenen Sozialdarwinismus zu verkennen. Die rassistische
Vernichtungslogik war von der politisch-ökonomischen
Modernisierung des NS-Staates nicht zu trennen, nur so konnten die
sogenannten Volksgenossen trotz eigener Benachteiligung zu
überzeugten TeilhaberInnen eines kollektiven Beutezugs werden, der
nur mit äußerster Gewalttätigkeit zum Erfolg geführt werden konnte.

Es ging bei der Ostkolonisation um nichts Geringeres als die Eroberung
und Beherrschung eines Gebiets, das fast zwei Mal so groß wie das
Reichsgebiet vor 1939 war. Innerhalb von 5 Monaten, so Erich Später,
eroberte die Wehrmacht ein Gebiet von über 1 Million
Quadratkilometer, in dem vor dem Krieg fast 80 Millionen Menschen
lebten und das die wichtigsten Industriegebiete der Sowjetunion wie
die produktivsten Agrarflächen umfasste. 45 Prozent der
Getreideerzeugung, 60 Prozent der Stahlproduktion, 65 Prozent der
Kohleförderung und 40 Prozent des Eisenbahnnetzes waren in den
besetzten Gebieten konzentriert. Nur der Tatsache, dass es der
sowjetischen Führung gelang, bis zu 2000 Industriebetriebe und bis zu
10 Millionen FacharbeiterInnen nach Osten zu evakuieren und so dem
Griff der Wehrmacht zu entziehen, ist der erfolgreiche Widerstand bis
zum letztlichen Sieg über den NS-Faschismus geschuldet.

Bis dahin fielen insbesondere die sowjetischen JüdInnen der erklärten
Absicht zum Opfer, so vollständig wie möglich vernichtet zu werden.
Allein bis März 1942 wurden 600.000 JüdInnen ermordet. Sie wurden von
eigens damit beauftragten "Einsatzgruppen" der SS, des SD, der
Polizei und anderer Gewaltorgane zusammengetrieben und in teilweise
tagelangen Aktionen zu Zehntausenden erschossen. Dafür wurden häufig
Schluchten und Gräben ausgesucht, die sich anschließend durch
Sprengungen leicht zuschütten ließen.

Insgesamt betrugen laut Erich Später die zivilen Opfer der
Sowjetunion 15,2 Millionen Menschen, darunter 2,4 Millionen
sowjetische JüdInnen. Mindestens 500.000 vor allem Frauen und Kinder
wurden als PartisanInnen ermordet. Unter den SoldatInnen der
Sowjetunion beliefen sich die Verluste bis Kriegsende auf 11,4
Millionen Menschen. Die Wehrmacht, die 80 Prozent ihrer Einheiten an
der Ostfront eingesetzt hatte, verlor dort während des gesamten
Krieges 2,7 Millionen Soldaten, was etwa die Hälfte der deutschen
Verluste im Zweiten Weltkrieg betrifft. 1.700 Städte und Zehntausende
Dörfer wurden weitgehend zerstört nicht nur während der Offensiven,
sondern auch beim Rückzug der Wehrmacht, die der Sowjetunion mit der
Politik der "Verbrannten Erde" und der systematischen Plünderung des
Landes einen Schaden zufügte, von dem sich das Land jahrzehntelang
nicht erholen sollte, was wiederum den Aufstieg Deutschlands zum
Hegemon der EU begünstigte.

Da in der Roten Armee 1 Million Frauen, die zu Kriegsende etwa 10
Prozent ihres Personals stellten, auch direkt an der Front oder im
Cockpit eines Kampfflugzeuges gekämpft hatten, soll deren häufig
übersehener Beitrag zur Verteidigung der Sowjetunion auch sprachlich
in Erscheinung treten. Daher ist an dieser Stelle bei der Roten Armee
von SoldatInnen die Rede, was um so mehr für die PartisanInnen gilt,
die zu einem weit höheren Prozentsatz von Frauen gestellt wurden. Da
die Wehrmacht keine Frauen für den direkten Kampfeinsatz zuließ, wenn
auch an der sogenannten Heimatfront zahlreiche Flakhelferinnen aktiv
waren, gilt in ihrem Fall das Maskulin. Wenn sie in die Hände der
Deutschen gerieten, wurden Rotarmistinnen häufig direkt erschossen
oder ins KZ deportiert.
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Antimilitarismus weiterhin geboten

Die in diesem Krieg begründeten und beendeten soldatischen Karrieren
waren häufig Thema der in der Bundesrepublik beliebten, von 1957 bis
2013 kontinuierlich produzierten Heftromanserie "Der Landser". Die
Glorifizierung angeblicher deutscher Kriegshelden, darunter
zahlreiche für die Teilnahme am Krieg gegen die Sowjetunion
hochdekorierter Offiziere, trug wesentlich dazu bei, den Widerstand
gegen die Wiederbewaffnung der BRD 1955 zu schwächen. Das Ansehen der
Wehrmacht als vermeintlich nicht für die genozidale Politik des
NS-Regimes verantwortlich zu machende Institution war dem
militaristischen Tenor des "Landsers" immanent. Wenn ein
Luftwaffengeneral wie Wolfram von Richthofen in der Sonderserie
"Ritterkreuzträger" verewigt wurde, dann wurde damit eben jenes
Mitglied der Legion Condor gewürdigt, das 1937 die unverteidigte
baskische Stadt Guernica im ersten Flächenbombardement auf
ZivilistInnen der Kriegsgeschichte vernichten ließ und den Anblick
aus luftiger Höhe in seinem Kriegstagebuch als "einfach toll"
festhielt.

Beim Angriff auf die südrussische Stadt Stalingrad, mit der die
endgültige Wende des Vormarsches der Wehrmacht eingeleitet wurde, war
Richthofen als Chef der Luftflotte 4 dafür verantwortlich, dass
insgesamt eine Million Bomben im Gesamtgewicht von 100.000 Tonnen auf
die Industriemetropole an der Wolga abgeworfen wurden. Eingeleitet
wurde dieses Bombardement mit Luftangriffen, die vom 23. bis 25.
August zur Eröffnung der Schlacht um die Stadt andauerten. 600 Bomber
warfen mehr als 1000 Tonnen Spreng- und Brandbomben auf die in der
Sommerhitze knochentrockene Stadt ab, die daraufhin wie eine
Riesenfackel brannte. Mindestens 40.000 EinwohnerInnen kamen schon zu
Beginn der blutigsten Schlacht des Zweiten Weltkriegs dabei ums
Leben.

Neben der zweieinhalbjährigen Belagerung Leningrads, die von der
Wehrmacht nach der Anweisung Hitlers, die großen Metropolen der
Sowjetunion mit ihrer revolutionären Tradition und ihren besonders
linientreuen BürgerInnen zuerst auszuschalten, systematisch
ausgehungert wurde, was 1 von 3 Millionen EinwohnerInnen das Leben
kostete, war der Kampf um Stalingrad von besonderer Grausamkeit
geprägt. Wie Erich Später berichtet, wurden dort etwa 3000 Zivilisten
von deutschen Soldaten exekutiert und rund 60.000 BürgerInnen zur
Zwangsarbeit nach Deutschland deportiert.

Angesichts der kriegsentscheidenden Bedeutung des Ausgangs der
Schlacht um Stalingrad und ihrer anfangs sehr geschwächten
Verteidigung verhängte die sowjetische Führung die Todesstrafe für
Rückzug ohne Befehl, für Desertion, Selbstverstümmelung und
versuchtes Überlaufen. Sie galt auch für SoldatInnen, die nicht auf
eigene Truppen schießen wollten, die sich derartiger Dinge schuldig
machten. Im Verlauf der 5monatigen Schlacht sollen etwa 13.500
sowjetische SoldatInnen von eigenen Truppen exekutiert worden sein.
Doch auch die weiter kämpfenden Einheiten erlitten kaum vorstellbare
Verluste, so Erich Später in "Der Dritte Weltkrieg". So verlor die
zur Verstärkung herangeführte 13. sowjetische Gardeschützendivision,
die den deutschen Angriff zum Halten brachte und den kriegswichtigen
Hafen von Stalingrad sicherte, in den ersten 24 Stunden bereits 30
Prozent ihres Mannschaftsbestandes. Von den 10.000 Soldaten der
Division blieben bis zum Ende der Schlacht nur 320 am Leben.

Die mit der Eroberung Stalingrads beauftragte 6. Armee ist ein gutes
Beispiel für den erst mit der Wehrmachtsausstellung, deren erste
Version seit 1995 zu sehen war, widerlegten Mythos einer Wehrmacht,
die lediglich Befehle ausgeführt habe, jedoch für die genozidalen
Verbrechen des Aggressors nicht verantwortlich zu machen sei. Sie
war, wie Erich Später schreibt, als Eliteeinheit der Wehrmacht in der
Heeresgruppe Süd beim Vormarsch durch die Ukraine und Südrussland an
zahlreichen Massakern beteiligt oder hat diese erst möglich
gemacht. So folgten nur mit wenigen Dutzend Männern besetzte
Sonderkommandos der 6. Armee durch das eroberte Gebiet, um JüdInnen
und KommunistInnen zu ermorden. Um ein Ergebnis wie die bis zum 30.
November 1941 ermordeten 59.018 Menschen nach Berlin melden zu
können, waren diese Einheiten auf die enge Zusammenarbeit mit der 6.
Armee angewiesen.

Einheiten der 6. Armee waren auch am Massaker von Babyn Jar, einem
Tal auf dem Gebiet der ukrainischen Hauptstadt Kiew, zugegen. Dort
wurden nach offiziellen Zahlen der deutschen Einsatzgruppen am 29.
und 30. September 1941 33.771 JüdInnen ermordet wurden. Die Betroffenen
mussten sich bäuchlings auf die Leichen der bereits Ermordeten legen
und wurden vom Rand der Schlucht aus ebenfalls erschossen. Soldaten
der 6. Armee bewachten das Gelände des Massakers, anschließend
sprengten Pioniere die Ränder der Schlucht, was für noch lebende
Opfer den Erstickungstod bedeutete. Auf dem Rückweg von Stalingrad
versuchten SS und Polizei, mit Hilfe von 327 Gefangenen aus einem
nahegelegenen KZ die Leichen zu verbrennen, um die Spuren des
Massakers zu verbergen. Einige der Zwangsarbeiter, die anschließend
als Mitwisser erschossen wurden, konnten entkommen, so dass die
Vertuschungsaktion nach dem Krieg bekannt wurde.

Dass diese "genozidale Organisation", wie Erich Später die 6. Armee
nennt, nicht nur für die massenhafte Ermordung von Zivilisten
verantwortlich war, sondern auch zahlreiche eigene Soldaten
hinrichten ließ, hat der 2015 verstorbene antimilitaristische
Schriftsteller und Wehrmachtsdeserteur Gerhard Zwerenz zum Anlass
genommen, zu der von einem Kriegsberichterstatter angegebenen Zahl
von 364 Todesurteilen, die in 8 Tagen im Bereich von 4 Divisionen in
Stalingrad unter anderem wegen des Diebstahls von Brot vollstreckt
wurden, einige Fragen zu stellen:

Woher nahmen die Herren Kriegsrichter wohl die Soldaten der
 Erschießungskommandos? Hatten die Erschießer mehr zu esssen und waren
 vor Brotdiebstahl so geschützt wie die Militärjuristen? Braucht eine
 Armee nur wenige Tage vor ihrem ruhmlosen Ende noch wohlgenährte
 Juristen und Exekuteure, um halbverhungerte, ausgemergelte, kraftlose
 Frontsoldaten ins Jenseits zu befördern? Und mit welchem Recht wird
 der Infanterist, der sich hundert Meter zurückzieht, wegen Feigheit
 erschossen, wenn der Oberbefehlshaber der Armee, der die Urteile
 bestätigt, sich wenig später, ohne einen Schuß abzugeben, in
 Gefangenschaft begibt? Für den Kleinen eine Ladung Blei ins Herz, für
 den Großen das Automobil, das ihn, samt Gepäck, Ordonnanz und
 Stiefelputzer in die Sicherheit einer geradezu luxuriös zu nennenden
 Gefangenschaft befördert.


Daheim aber versammeln sich die trauernden Hinterbliebenen und
 gedenken "unserer Gefallenen", und kein Luftzug von Aufklärung
 streift die Köpfe, denn der Ungeist der alten Kommandeure herrscht
 auf Jahrzehnte weiter im Milieu.


Frage: Die dreihundertvierundsechzig vollstreckten Todesurteile
 beziehen sich auf nur vier geschrumpfte Divisionen im Verlaufe von
 acht Tagen. Setzen wir die reduzierte Divisionsstärke auf ca. 5.000
 Mann, kommen wir auf 20.000 Soldaten. In Stalingrad eingeschlossen
 waren etwa eine Viertelmillion. Wenn also von 20.000 Mann in einer
 Woche 364 Mann erschossen worden sind, wie viele Soldaten wurden dann
 von ca. einer Viertelmillion Soldaten in acht Wochen exekutiert und
 wie viele gehorsame Exekuteure brauchte man dazu? Die Rechnung ist
 derart exorbitant, daß ich sie anheimstelle. [13]


Der Befehlshaber der 6. Armee und spätere Oberbefehlshaber der
Heeresgruppe Süd, Generalfeldmarschall Walter von Reichenau, zeigte
sich am 10. Oktober 1941 in einem an alle Dienstgrade verlesenen
Armeebefehl als ideologisch nicht minder integer als die Offiziere
der Waffen-SS:

Das wesentlichste Ziel des Feldzuges gegen das
 jüdisch-bolschewistische System ist die völlige Zerschlagung der
 Machtmittel und die Ausrottung des asiatischen Einflusses im
 europäischen Kulturkreis. (...) Der Soldat ist im Ostraum nicht nur
 ein Kämpfer nach den Regeln der Kriegskunst, sondern auch Träger
 einer unerbittlichen völkischen Idee und der Rächer für alle
 Bestialitäten, die deutschem und artverwandtem Volkstum zugefügt
 wurden. [] Deshalb muß der Soldat für die Notwendigkeit der harten,
 aber gerechten Sühne am jüdischen Untermenschentum volles Verständnis
 haben. Sie hat den weiteren Zweck, Erhebungen im Rücken der
 Wehrmacht, die erfahrungsgemäß stets von Juden angezettelt wurden, im
 Keime zu ersticken. [14] 


Aus den Reihen an der Ostfront bewährter Offiziere rekrutierte sich
auch der Kern der militärischen Führung der Bundeswehr. Bei ihrer
Gründung 1955 waren die US-Allierten sehr einverstanden damit, im
Krieg gegen die Sowjetunion erfahrene Militärs für den nächsten Krieg
gegen den kommunistischen Feind auf der eigenen Seite zu wissen. Ab
1960 bildeten 12.360 Wehrmachtsoffiziere und 300 Führer der Waffen-SS
das personelle Rückgrat der bundesdeutschen Streitkräfte, so Erich
Später.
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Zwei Daten, eine Katastrophe
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Der unterschlagene Antislawismus

Wie unentbehrlich Rassismus und Antisemitismus für die Mobilisierung
der deutschen Bevölkerung und zahlreicher Kollaborateure in
osteuropäischen Ländern im Krieg gegen die Sowjetunion waren, zeigt
die im Schlagwort vom "jüdischen Bolschewismus" hervortretende
Amalgamisierung von Judenfeindlichkeit und Antikommunismus. Um so
erstaunlicher wirkt auf den ersten Blick, dass des 80. Jahrestages
dieses epochalen Blutbades, das die gegen JüdInnen gerichtete
Vernichtungswut vollends von allen Fesseln befreite, in der BRD
bestenfalls beiläufig gedacht wird.

Wesentlich für das Verständnis der aggressiven Triebkräfte, mit der
Deutschland die Sowjetunion heimsuchte, ist die Leerstelle des
Antislawismus. Diese Form des Rassismus erhält wenig Beachtung, weil
sie nicht an der Hautfarbe orientiert ist, sondern weiße Menschen
jeden Aussehens und Geschlechts betreffen kann. Sie scheint im
geschichtspolitischen Diskurs der Bundesrepublik aber auch deshalb
unpopulär zu sein, weil sie etwas über die Kontinuität der
Ostexpansion des deutschen Imperialismus verrät, die bis heute nicht
aufgegeben wurde. Die Geschichte der nationalen wie kulturellen
Abwertung slawischer und osteuropäischer Menschen lässt sich
mindestens bis ins Zeitalter bürgerlichen Aufklärung zurückverfolgen.
Sie folgt im wesentlichen dem Bild einer angeblich zivilisatorischen
und kulturellen Überlegenheit Westeuropas gegenüber dem Osten des
Kontinents, der als dunkel und rückständig konnotiert wurde. [15]

Da die westliche und insbesondere deutsche Kultur Licht in dieses
Dunkel bringe, sei es ihr quasi natur- oder gottgebenes Recht,
Osteuropa zu zivilisieren und zu kolonisieren - Herrschaftspraktiken,
die im Duktus des europäischen Kolonialismus seit jeher in eins
fielen. Die Unterstellung, die riesige kontinentale Landmasse stehe
praktisch zur Landnahme frei, entsprach der irrigen Vorstellung der
klassischen europäischen Kolonialmächte, jenseits des Atlantiks
erstreckten sich riesige unbesiedelte Gebiete, die nur auf ihre
Besiedelung warteten. Die dennoch dort anzutreffenden Menschen wurden
schlicht auf eine niedrigere Kulturstufe gestellt, wenn nicht gar als
tierähnlich identifiziert, wodurch sie jedes Recht verwirkt hatten,
die Wünsche der christlichen Kolonisatoren zu missachten.

Wie der Antislawismus im NS-Staat zu eliminatorischer Hochform
auflief, hat der Theologe und Publizist Peter Bürger am Beispiel
einer vom Reichsführer-SS herausgegebenen Broschüre mit dem Titel
"Der Untermensch" ausgeführt [16]. Die von ihm präsentierten
Textbeispiele belegen die menschenverachtende Gesinnung des NS in
einer Deutlichkeit, die die Frage aufwirft, ob es überhaupt möglich
war, das breit propagierte Feindbild des slawischen "Untermenschen"
mit dem Sieg über das NS-Regime 1945 ungeschehen zu machen. Wie sich
Vorbehalte dieser Art artikulierten und dabei ein stets
wiederkehrendes Stereotyp hervorbrachten, hat der Autor dieser Zeilen
in der BRD der 60er und 70er Jahre ausgiebig erleben können.
Antislawischer Rassismus und antikommunistische Staatsräson gingen in
der alten Bundesrepublik eine giftige Mischung ein, die noch einmal
im Vorfeld des Überfalls und während der Angriffe der NATO auf
Restjugoslawien ihre Giftwirkung entfaltete. Schauergeschichten über
serbische Grausamkeiten, die zumindest zum Teil frei erfunden waren,
wiesen eine nicht zu leugnende Nähe zu den Legenden über die Rohheit
und "Vertierung" bolschewistischer "Untermenschen" auf.

Schon dem Eingangszitat der Broschüre "Der Untermensch" ist zu
entnehmen, das JüdInnen für das Böse selbst stehen sollen, waren sie
für den Reichsführer SS Heinrich Himmler doch als erste dafür
verantwortlich zu machen, dass Deutschland in einem angeblichen
Existenzkampf stehe:

Solange es Menschen auf der Erde gibt, wird der Kampf zwischen
Menschen und Untermenschen geschichtliche Regel sein, gehört
dieser vom Juden geführte Kampf gegen die Völker, so weit wir
zurückblicken können, zum natürlichen Ablauf des Lebens auf
unserem Planeten. Man kann beruhigt zu der Überzeugung kommen, daß
dieses Ringen auf Leben und Tod wohl genauso Naturgesetz ist wie
der Kampf des Pestbazillus gegen den gesunden Körper. [17]


Im weiteren Verlauf dieses mit zahlreichen Bildern, die den
angeblichen "Rasse"-Unterschied zwischen den Menschen im Westen und
Osten Europas dokumentieren sollen, illustrierten Machwerks heißt es
als Kommentar zu vier Fotos sowjetischer Politkommissare: "Diesmal
wollte der Jude ganz sicher gehen. Er machte sich selbst zum
Offizier, zum Kommissar, zum ausschlaggebenden Führer der
Untermenschen."

Angesichts dieses engen Zusammenhangs von Antisemitismus und
Antislawismus ist nicht einzusehen, dass die gegen Menschen aus
Osteuropa gerichtete Form des Rassismus weniger Beachtung findet als
der Kampf gegen Antisemitismus. Gleiches gilt für die kapitalistische
Ratio der deutschen Ostexpansion. Dieser zentrale Faktor der von
rassenbiologischer Indoktrination befeuerten Ostkolonisation bildete
denn auch die Basis dafür, dass schon kurz nach 1945 der sogenannte
Kalte Krieg gegen die Sowjetunion eröffnet wurde, in dem die von
NS-Eliten durchsetzte Führung der BRD neue Wertschätzung durch die
Westallierten erfuhr.

Auch Peter Bürger zieht eine Parallele zwischen dem Verschweigen "des
eliminatorischen Antislawismus mit 20 oder 30 Millionen Opfern", das
"im Kontext einer viele Millionen Familien betreffenden Täterschaft
und einer jahrzehntelangen interessegeleiteten Erinnerungs- bzw.
Verdrängungspolitik ab 1945" erfolgte. Es werde zudem "befördert
zugunsten gegenwärtiger außenpolitischer Paradigmen, wobei
Geschichtsvergessenheit, Unachtsamkeit bzw. Gedankenlosigkeit,
Berechnung und schäbige Gesinnung oft das gleiche Ergebnis zuwege
bringen."
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Nie wieder Krieg, nie wieder Faschismus ...
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Hat der Zweite Weltkrieg jemals aufgehört?

Bis heute wird der Zweite Weltkrieg als Vorlage für sogenannte
humanitäre Interventionen oder andere Formen einer Kriegführung, die,
wie etwa im Fall Afghanistans, lediglich als "Einsatz" tituliert
wird, in Anspruch genommen. Er dient als Legitimationsbasis für
vermeintlich gerechte Kriege, bei denen imperialistisch agierende Staaten die
Negativschablone Hitlerdeutschlands zur Reinwaschung ihres
Hegemonialstrebens missbrauchen. Ein regelrechter Klassiker
dieser Praxis ist die Rechtfertigung des Überfalls der NATO auf die
Bundesrepublik Jugoslawien durch den deutschen Außenminister Joseph
Fischer, dem es angeblich darum ging, ein neue Auschwitz zu
verhindern.

Doch auch die Eroberung des Iraks durch die USA und die sogenannte
Koalition der Willigen war von Motiven dieses Krieges bestimmt, was
in der Gleichsetzung des irakischen Diktators Saddam Hussein mit
Adolf Hitler gipfelte. Das veranlasste nicht wenige gestandene Linke
in der Bundesrepublik, sich für die Bombardierung des Iraks
auszusprechen. Einige der sogenannten Antideutschen, die Jahrzehnte
nach dessen Tod zum Widerstand gegen Hitler auf den Kommandohöhen der
NATO und US-Streitkräfte aufriefen, sind inzwischen im Lager der
Neuen Rechten angekommen, wo sie die gegen Flüchtende, MigrantInnen
und MuslimInnen gerichteten völkischen Energien anzapfen.

In ideologischer Reinkultur prägte Bundeskanzler Gerhard Schröder am
20. Juli 1999 bei einer Rekrutenvereidigung im Hof des Berliner
Bendlerblocks, wo im Widerstand gegen Hitler aktive Soldaten des 20.
Juli 1944 hingerichtet worden waren, eine zukunftsweisende Losung für
die Bundeswehr: "Verantwortung für die Menschenrechte zu übernehmen -
auch und gerade dort, wo deutsche Armeen in der Vergangenheit Terror
und Verbrechen über die Völker gebracht haben." [18]

Diese unheilige Koalition von Kapitalismus, Krieg, Menschenrecht und
liberaler Werteordnung kritisierte der 2012 verstorbene Publizist und
marxistische Philosoph Robert Kurz als "Allzweckwaffe einer durch und
durch verlogenen demokratischen Feindbild-Konstruktion, um die
kapitalistische Herrschaft zu legitimieren und die Nazi-Barbarei
gewohnheitsmäßig auf alles Missliebige zu projizieren". Ihm ging es
bei seiner Kritik um die Schwächung des durch diese Projektion
hintertriebenen Widerstands gegen den Kapitalismus und dessen
Relevanz für die Entstehung faschistischer Bewegungen. So habe die
Gleichsetzung von Sowjetunion und Hitlerdeutschland im Rahmen der
sogenannten Totalitarismustheorie einen "ideologischen Dauerbrenner
der Pax Americana" geschaffen, "der nun auch für die
Weltordnungskriege nach dem Epochenbruch herhalten soll, um die
kapitalistischen Ursachen der Weltkrise systematisch zu verdrängen".

Diese affirmative Strategie hat Robert Kurz sogar in der Kritischen
Theorie verortet:

Obwohl Horkheimer und Adorno mit der 'Dialektik
 der Aufklärung' die Analyse des inneren Zusammenhangs von
 Nazi-Barbarei und bürgerlicher Aufklärung, von Antisemitismus und
 demokratisch-kapitalistischer Vernunft eröffnet hatten, wurde genau
 dieser Ansatz nicht weiter geführt - von den in demokratischer
 Seichtigkeit abdriftenden Habermasianern sowieso nicht; aber auch die
 Schüler und Enkel der alten Kritischen Theorie traten in dieser
 Hinsicht lieber auf der Stelle, um den Rubikon nicht überschreiten
zu müssen, der sie endgültig von der bürgerlichen Welt getrennt
hätte. [19]


Heute verschafft sich die deutsche Führung, nachdem sie das damals
unvollendet gebliebene Kriegsziel einer west- und mitteleuropäischen
Hegemonialposition erreicht hat, Beinfreiheit im Umgang mit Russland.
Allerdings ist die Russische Föderation nicht mehr, wie bei der
Sowjetunion der 1930er Jahre vermutet, ein die industrielle
Entwicklung Westeuropas nachholender Agrarstaat, sondern die
zweitgrößte Atommacht der Welt, deren Vernichtungspotential die
Bundesrepublik innerhalb kürzester Zeit in eine Todeslandschaft
verwandeln könnte. Höchste Zeit, die innige Verbindung von Krieg
und Kapitalismus zum Gegenstand emanzipatorischer Kritik und
widerständiger Bewegung zu machen. Bis zur vollständigen Anerkennung
der an der Sowjetunion begangenen Verbrechen und einem
dementsprechend zurückhaltenden Umgang mit dem ehemaligen
Kriegsgegner kann die "Versöhnung" nicht gelingen, daher bleibt es
wohl bis auf weiteres bei "Kein Vergeben, kein Vergessen".
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Landesverteidigung mit allen Mitteln
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REPRESSION/1713: Die türkisch-paragenozidale Kurdenfrage ... (SB)



Uns schockiert, dass es zur Begründung des Ausreiseverbots hieß,
man wolle deutsch-türkische Beziehungen nicht gefährden. Selbst wenn
Deutschland sich trotz des völkerrechtswidrigen Krieges der Türkei als
deren wichtigster Partner in der EU geriert, hätten wir nicht gedacht,
dass die Bundesregierung so weit gehen würde, um sich dem türkischen
Despoten Recep Tayyip Erdogan anzudienen. Es ist skandalös, die
Ausreise von Angehörigen deutscher Nichtregierungsorganisationen nach
Erbil zu verhindern, die sich dort für den Frieden einsetzen wollen.


Sina Reisch (Mitglied des "Kurdischen Frauenbüros für Frieden" Ceni
und Aktivistin von "Ende Gelände") berichtet aus Erbil [1]
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Die Farben kurdischen Widerstands
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Insofern auch Menschenrechte zu ihrer Durchsetzung eines staatlichen
oder überstaatlich formierten Gewaltmonopols bedürfen, führt die
daraus resultierende Verschränkung mit der Staatsräson zwangsläufig zu
ihrer Instrumentalisierung als integrale Komponente der
Kriegsmaschine. Wenngleich sie durchaus als angeblich universelle
Rechte im Munde geführt werden, heißt das in der praktischen Umsetzung
des moralisch-ethischen Postulats noch lange nicht, dass sich die
Verdammten dieser Erde, um mit Frantz Fanon zu sprechen, wirkmächtig
darauf berufen könnten. Das gilt insbesondere dort, wo ein
Gesellschaftsentwurf wie der kurdische in Rojava aufgrund seines
emanzipatorischen Potentials den Vernichtungsfuror des Erdogan-Regimes
auf den Plan ruft, das sich dabei der Rückendeckung deutscher
Regierungspolitik sicher sein kann.

Die kurdische Selbstverwaltung steht für ein antipatriarchales,
antistaatliches und basisdemokratisches Projekt, das wehrhaft ist und
ezidischen, arabischen und christlichen Flüchtlingen Zuflucht
gewährt. Für despotische Regime und erzreaktionäre islamistische
Gruppierungen in dieser Weltregion ein verhasstes Feindbild, sind die
Autonomiegebiete auch aus Perspektive der Großmächte und der EU
allenfalls für gewisse Fristen wie im Kampf gegen den IS ein in
Anspruch genommener Partner. Sie verkörpern jedoch in
gesellschaftlicher Theorie und Praxis eine zukunftsweisende
Entwicklungsoption, die auch nach dem Willen der westlichen Mächte von
der Bildfläche verschwinden soll. Die unmittelbarste Bedrohung stellen
die Angriffe türkischer Streitkräfte und der mit ihnen verbündeten
islamistischen Milizen dar. Erdogan will die Kurdinnen und Kurden im
eigenen Land wie auch in Syrien und im Irak militärisch unterwerfen,
im Zuge einer ethnischen Säuberung vertreiben und an ihrer Stelle
syrische Flüchtlinge und arabische Milizionäre ansiedeln. Er ist
bestrebt, den kurdischen Widerstand zu brechen, die sozialen
Zusammenhänge zu zerstören und die kurdische Kultur zu vernichten.
Nach dem Angriff der hochgerüsteten Armee verrichten die mordenden,
folternden, vergewaltigenden, raubenden und plündernden islamistischen
Banden ihr Werk, die eine Zwangsherrschaft der Scharia errichten. Dann
folgt die Administration, um in den okkupierten Gebiete Verwaltung,
Amtssprache und Schulunterricht zu türkisieren, was den dauerhaften
Charakter des expansionistischen Übergriffs unterstreicht.

Indem sich Recep Tayyip Erdogan dabei in Unterjochung jeglicher Kritik
und Gegnerschaft des allseits etablierten Terrorbegriffs bedient,
beruft er sich auf eine Maxime legalistischer Repression, die sich im
Prinzip mit der aller anderen Staaten deckt. Emanzipatorischer und
noch dazu bewaffneter Widerstand wird überall als staatsfeindlich
verfolgt, weshalb Erdogan fest darauf bauen kann, dass seine
Drangsalierung der kurdischen Bewegung auch von anderen Regierungen
gebilligt und in ihrer Zielsetzung geteilt wird, selbst wenn dabei auf
der Oberfläche bisweilen gewisse Unwuchten auftreten sollten. So wird
die kurdische Arbeiterpartei (PKK) auch in Deutschland unter dem
Feindstrafrecht als Terrororganisation eingestuft und verfolgt,
obgleich sie hierzulande schon vor Jahrzehnten jegliche militanten
Aktivitäten eingestellt hat. Erdogans permanenter Vorwurf, Deutschland
stelle der kurdischen Arbeiterpartei nicht konsequent nach, rennt
offene Türen ein. Die PKK ist hierzulande seit 1993 verboten, im März
2017 wurde das Verbot noch einmal verschärft. Seither steht auch das
öffentliche Zeigen von Symbolen und Porträts des seit 1999
inhaftierten Abdullah Öcalan unter Strafe. Zudem gehen Bund und Länder
strafrechtlich in aller Schärfe gegen mutmaßliche Unterstützer der PKK
vor.

In deutschen Gefängnissen sitzen diverse politische Gefangene der
kurdischen und türkischen radikalen Linken teils sogar in
Isolationshaft. Die beiderseitigen Geheimdienste tauschen ihre
Erkenntnisse über die kurdische Bewegung aus, und deutsche Gerichte
haben kein Problem damit, Aussagen zu verwerten, die in der Türkei
durch Folter erzwungen oder von offenkundig fabrizierten Kronzeugen
geliefert worden sind. Zudem ist bekannt, dass der einflussreiche
türkische Geheimdienst MIT in der Bundesrepublik in erheblichem Maße
spioniert und auch jenseits der kurdischen Gemeinde Menschen bedroht,
die mit ihr sympathisieren.

Der lange Arm Ankaras reicht weit über das eigene Land hinaus, werden
doch immer häufiger Oppositionelle aus dem Ausland entführt. Mehr als
hundert solcher Fälle haben die Vereinten Nationen bisher gezählt, die
zuständigen UN-Sonderberichterstatter beklagen eine systematische
Praxis staatlich betriebener extraterritorialer Entführungen und
gewaltsamer Rückführungen türkischer Staatsbürger aus anderen Ländern.
Die Opfer werden demnach im Gastland ausgespäht und dann entführt,
worauf sie wochenlang verschwunden bleiben, bevor sie deportiert
werden. In dieser Zeit sind sie Nötigung, Folter und Erniedrigung
ausgesetzt, um ihre Zustimmung zur Verbringung in die Türkei zu
erzwingen oder ihnen Geständnisse abzupressen, mit denen sie in der
Türkei vor Gericht gestellt werden. Dabei wird ihnen der Zugang zu
medizinischer Versorgung und anwaltlichem Beistand verweigert, und
ihre Familien werden nicht informiert. Die Opfer berichten von
anhaltender Folter durch Geheimdienstagenten, vorwiegend durch
Schlafentzug, Prügel, Waterboarding und Elektroschocks.

Ankara bestreitet die Entführungen nicht, ganz im Gegenteil werden die
Aktionen in der Türkei öffentlich verkündet und von den
Regierungsmedien gefeiert. Die Opfer werden in Handschellen
vorgeführt, bevor sie im Kerker verschwinden. Was Verschleppungen
angeht, ist die Türkei nicht nur weltweit führend, sondern brüstet
sich sogar offen damit. Obgleich diese Entführungen gut dokumentiert
sind, spielen sie keine Rolle in den bilateralen Beziehungen selbst zu
den wichtigsten Verbündeten wie den USA, Frankreich oder Deutschland.
Dass das Thema nie auf den Tisch kommt, bestärkt Ankara darin, diese
Praxis auszuweiten. Standen zunächst vor allem Anhänger der
Gülen-Bewegung im Fadenkreuz der türkischen Agenten, so werden
inzwischen auch kurdische und linke Aktivisten im Ausland ergriffen
und in die Türkei verschleppt. [2]
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Kriegsherr an inneren und äußeren Fronten

Der türkische Machthaber verschränkt eine Gemengelage innen- und
außenpolitischer Ziele zu einem Eroberungs- und Vernichtungszug, der
ihm in zunehmendem Maße die Möglichkeit eines Rückwegs abgeschnitten
hat. Er wird daher in bedrängter Lage wie immer die Flucht nach vorn
antreten und die nächstgrößere Grausamkeit exekutieren, da er nur um
den Preis seines Untergangs zulassen kann, den Würgegriff um
oppositionelle Bestrebungen zu lockern und womöglich für seine Taten
zur Rechenschaft gezogen zu werden. Sein nationalistischer,
rassistischer und repressiver Entwurf hausiert mit der
imperialistischen Vision, die Türkei von einem Schwellenland in den
Rang der führenden Regionalmacht zu katapultieren, die offensiv und
eigenständig zwischen den Großmächten navigiert.

Mit seinen Übergriffen in die Nachbarländer verfolgt Erdogan
neoosmanische Expansionspläne, auf deren Landkarte die Türkei weit
über ihr gegenwärtiges Staatsgebiet hinausreicht. Dieser Lesart
zufolge endet sie nicht an den aktuellen Landesgrenzen, sondern
schließt Gebiete in Syrien, im Nordirak, in der Ägäis, auf dem Balkan
wie auch im Mittelmeer, wenn nicht gar in Libyen ein, die dem
osmanischen Reich oder der türkischen Republik geraubt worden seien.
Das sind keine bloßen Hirngespinste eines revanchistischen Geistes,
sondern längst in Angriff genommene "Korrekturen" des beanspruchten
Territoriums, wie die Präsenz in Syrien und im Irak, die Offensive zur
See oder die Intervention im libyschen Konflikt wie auch in
Bergkarabach zeigen.

Kurz nach dem gesteuerten Putschversuch im Juli 2016 hatte Erdogan in
einer Rede unterstrichen: "Wir haben unsere derzeitigen Grenzen nicht
freiwillig akzeptiert. Unsere Gründungsväter wurden außerhalb dieser
Grenzen geboren." Damit spielte er auf den Widerstand gegen den
Vertrag von Lausanne an, der unter anderem die heutigen Grenzen der
Türkei festlegte. Nach der Niederlage im Ersten Weltkrieg war von dem
untergegangenen Osmanischen Reich nicht mehr viel übriggeblieben, was
Erdogan in revanchistischer Manier nicht hinnehmen will. Die Rückkehr
zu alter Größe spricht als nationalistisches Wunschbild erhebliche
Teile der Bevölkerung an, wie im Internet kursierende Karten belegen,
die das Land in den vermeintlichen Grenzen von 1920 zeigen. Dies wird
von offizieller Seite gefördert, da selbst staatlich kontrollierte
Sender gelegentlich solche Schaubilder zeigen, auf denen auch
nördliche Teile Syriens und des Iraks, darunter die Städte Aleppo und
Mossul, zur Türkei gehören. Mit Blick auf diese beiden Nachbarländer
erklärte der damalige Premierminister Binali Yildirim, es sei
"seltsam, in dieser Region Pläne ohne die Türkei zu machen". Ankara
verfolge "keine expansionistische Politik", sondern sei dort, "um
Probleme zu lösen, die uns schmerzen".

Ein zentrales Moment in den strategischen Plänen des Regimes ist die
Verfolgung, Vertreibung und kulturelle Vernichtung kurdischer
Lebenszusammenhänge, die in vielfacher Hinsicht einen Gegenentwurf zu
dem auf die aggressive Spitze getriebenen Türkentum Erdogans
darstellen, mit dem dieser die Widersprüche der Klassengesellschaft
mittels einer völkisch-religiösen, protofaschistischen und
kriegstreibenden Agenda zugunsten konsolidierter Herrschaft
entscheiden und festschreiben will.

Der Expansionismus ist natürlich auch ökonomischen Erwägungen
geschuldet, da die Energieversorgung der Türkei in hohem Maße von
Importen abhängt. Daher stehen die beanspruchten Vorkommen von Erdöl
und Erdgas im Mittelmeer wie auch das Vorhaben, zur regionalen
Drehscheibe der Weiterleitung russischer Lieferungen zu werden, im
Zeichen angestrebter Unabhängigkeit des türkischen Energiesektors.
Darunter fällt auch der Bau eines Kernkraftwerks und damit
perspektivisch die Verfügung über Atomwaffen, die Erdogan, vorerst
noch als Drohgebärde, durchaus ins Gespräch gebracht hat.

Wie jede Kriegführung stellt auch die türkische zudem einen Versuch
dar, sowohl die Krise des einheimischen Kapitals als auch wachsenden
Widerstand einer unter sozialem Druck stehenden Bevölkerung offensiv
aus dem Feld zu schlagen. Erdogan verdankte die beträchtliche
Zustimmung der Wählerschaft im Zuge seines Aufstiegs zur Macht des
Präsidialsystems in hohem Maße der größtenteils unzutreffenden
Propaganda, er habe den Lebensstandard insbesondere der einfachen
Leute beträchtlich angehoben. Was als wachsender Wohlstand tatsächlich
eintrat, war eine Folge rasanten Wirtschaftswachstums, das aus
befristeten Quellen des Schwellenlandes gespeist war, das sich als
Rohstofflieferant oder Werkbank der höherentwickelten Industriestaaten
verdingte wie auch das Strohfeuer ungezügelter Bauwirtschaft anheizte.
Erdogan setzte sich als guter Sultan in Szene, der paternalistisch
Geschenke an sein Volk verteilt. Dass es sich dabei nicht so sehr um
Sozialleistungen oder Infrastruktur an der Basis, als vielmehr
monströse Großprojekte über, auf und unter dem Bosporus, gigantische
Flughafen- und Kanalentwicklungen, triumphale Moscheen und nicht
zuletzt einen überdimensionierten Präsidentenpalast handelte, nahmen
viele Menschen unter der trügerischen Annahme in Kauf, der Herrscher
gebe ihnen auf imposante Weise ihre Würde und Ehre zurück.

Die systemischen Schwächen der nationalen Ökonomie wie auch die
internationalen Krisen der Kapitalverwertung ließen die Türkei nicht
ungeschoren. In immer schnellerer Taktfolge häuften sich
Hiobsbotschaften, das Land stehe am Abgrund einer Finanz- und
Wirtschaftskrise. Die Talfahrt bekamen zuerst und vor allem die
ärmeren Bevölkerungsteile zu spüren, was die Regierung mit
verbilligt ausgegebenen Grundnahrungsmitteln zu kaschieren versuchte
und allenfalls notdürftig kompensieren konnte. So schien es nur eine
Frage der Zeit zu sein, bis Erdogans Rückhalt schwände und er mit
legalistischen Mitteln aus dem Amt entfernt werden könnte.

Innenpolitisch steht der Präsident unter Druck, einen erneuten
Zusammenschluss der Opposition verhindern. Zu diesem Zweck ist der
Krieg gegen die kurdische Bewegung eine Trumpfkarte, die er immer
wieder zieht, um die kemalistische CHP von der prokurdischen HDP zu
spalten. Die mit der Gründung der Türkei als laizistische
parlamentarische Demokratie durch Mustafa Kemal Atatürk im Jahr 1923
festgeschriebene Staatsdoktrin, wonach es in diesem Land nur eine
Identität, Sprache und Flagge gebe, nämlich die türkische, gilt auch
säkularen Nationalisten im Zweifelsfall mehr als ein Zweckbündnis mit
der kurdischen Opposition zum Sturz Erdogans. So erweist sich "die
kurdische Frage" oftmals als effizientes Mittel, um einen Keil ins
Lager der Regierungsgegner zu treiben. Dessen Erfolg bei den letzten
Kommunalwahlen wäre ohne die kurdischen Stimmen nicht möglich gewesen.
Auch bei nationalen Urnengängen hat die Opposition ohne Unterstützung
der HDP keine Aussicht auf eine Mehrheit.

Die Opposition witterte Morgenluft und gewann die Kommunalwahlen in
den größeren Städten, insbesondere aber in Ankara und Istanbul.
Möglich gemacht hatte diese vermeintliche Wende die Popularität des
kemalistischen Kandidaten, vor allem aber die Bereitschaft der
pro-kurdischen HDP, zugunsten der CHP auf eigene Kandidaturen zu
verzichten und so die oppositionellen Stimmen zusammenzufassen. Die
weit verbreitete Hoffnung, damit sei Erdogans Ende eingeläutet, erwies
sich als trügerisch, da sie der Gewaltbereitschaft des Präsidenten und
seinen Machtmitteln nicht Rechnung trug, aber auch den Zusammenhalt
der Opposition überschätzte. Als Erdogan zum Feldzug gegen Afrin rief,
um die kurdischen Errungenschaften zu zerschlagen und den Keil tiefer
zwischen die nordsyrischen Autonomiegebiete zu treiben, waren die
Kemalisten Feuer und Flamme. Auch bei der Militäroffensive in
Nordostsyrien gegen die Volks- und Frauenverteidigungseinheiten
(YPG/YPJ) im Herbst 2019 und bei den folgenden Interventionen in
Syrien und im Irak unterstützten die CHP und die kleine
nationalistisch-säkulare IYI-Partei den Angriffskrieg im Parlament.

Der Krieg eint das Volk, oder besser gesagt jene Teile der
Bevölkerung, die dieses Konzept für sich reklamieren, weil sie ihr
Heil in der Unterwerfung jeglicher Minderheiten und benachbarter
Völkerschaften sehen. So gelang es Erdogan mittels der Kriegszüge,
seine Schwäche an der Heimatfront wettzumachen. Wenngleich er auch
dabei repressiv zu Werke ging und jede Kritik an diesen Feldzügen
unter das Terrorverdikt stellte, war es doch vor allem die
Bereitschaft der Kemalisten, nach ihrem Wahlsieg mit Hilfe der HDP der
kurdischen Bevölkerung umgehend in den Rücken zu fallen, die das
Regime wieder in die Offensive brachte. Wer fragt heute noch, ob die
armen Leute in Istanbul und anderswo genug zu essen haben oder was
Polizei und Armee im Südosten der Türkei und in den Nachbarländern
treiben? Selbst das Schicksal Rojavas scheint inzwischen den
westlichen Leitmedien keine Zeile mehr wert zu sein, die gebannt das
vermeintliche Schachspiel der Mächte verfolgen, wie es einst
Brzezinski als Herrschaftsdiskurs in die Welt gesetzt hat. Während
alle zu Geostrategen werden, die mitwetten dürfen, was Erdogan, Putin,
Assad und Biden an Zügen ausbrüten, fällt zwangsläufig unter den
Tisch, die Kriege und Konflikte als Auseinandersetzungen in
Klassengesellschaften und zwischen denselben aufzufassen und
entsprechende Konsequenzen daraus zu ziehen.
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Deutsch-türkische Waffenbrüderschaft ungebrochen

In einer Verschmelzung von aggressivem Instinkt und machtpolitischem
Kalkül positioniert sich der türkische Staatspräsident in
halsbrecherischer Manier inmitten des Hauens und Stechens
rivalisierender Groß- und Regionalmächte, heizt Konflikte an und reizt
die Karte des Krieges aus. Dabei bedient er sich der eskalierenden
Verwerfungen im Konglomerat internationaler Beziehungen, deren
Grenzverläufe zunehmend verschwimmen und in einen Flächenbrand
unablässiger Waffengänge unter Beteiligung regulärer Streitkräfte,
militärischer Dienstleister sowie einer Vielzahl irregulärer Milizen
übergehen. Wie eine Konstante in diesen Turbulenzen liegt die
ungebrochene deutsch-türkische Waffenbrüderschaft so nah wie eh und
je. Was immer germanische und osmanische Großmannssucht einander in
theatralischen Zornesausbrüchen vor den Latz knallen mögen, könnte die
Einigkeit doch nicht größer sein, wenn es ans Eingemachte massiver
Aufrüstung geht.

Wie passt es zusammen, dass die EU Sanktionen gegen die Türkei
verhängen will, weil sich diese vor Zypern unter Einsatz ihrer
Kriegsmarine ein Stück vom Kuchen der immensen Erdgasvorkommen unter
den Nagel zu reißen hofft, aber die Bundesrepublik zugleich in großem
Umfang Komponenten für den Bau von U-Booten an Ankara liefert? Dass
hier die Freund-Feind-Kennung versagt hätte oder eine Hand nicht
wüsste, was die andere tut, kann naiverweise nur argwöhnen, wer den
geübten Spagat der Berliner Regierung mit Politikversagen verwechselt.
Auch von Doppelmoral kann keine Rede sein, reicht doch die eine Maxime
zur Erklärung vollkommen aus, dass Waffengewalt und Wirtschaftsmacht
unschlagbare Argumente sind. Das predigen die hiesigen Eliten durch
alle Wechselfälle deutscher Geschichte, das glaubt das Volk
geschichtsvergessen immer wieder gern, solange ihm Fleischtöpfe in
Aussicht stehen, deren Inhalt anderen von den Knochen geschnitten
wird.

Dass Erdogan den Führer gibt und seine sukzessive Machtübernahme die
Frage zeitgenössisch beantwortet, wie das damals hierzulande geschehen
konnte, hindert deutsche Politik und Wirtschaft nicht im geringsten
daran, mit ihm beste Geschäfte zu machen und seine Kriege nach innen
und außen mit Spitzenerzeugnissen aus hiesigen Rüstungsschmieden ins
Rollen zu bringen. Deutschland ist der wichtigste Handelspartner der
Türkei und nach den Niederlanden der zweitgrößte ausländische Investor
am Bosporus. Die Zahl deutscher Unternehmen bzw. türkischer
Unternehmen mit deutscher Kapitalbeteiligung in der Türkei ist
inzwischen auf weit über 7.000 gestiegen. Zugleich erhält die
türkische Regierung Kriegswaffen für Hunderte Millionen Euro aus
Deutschland und ist damit wichtigstes Empfängerland unter den
NATO-Partnern. Wen wundert's, dass die Bundesrepublik bei Beratungen
der EU über Strafmaßnahmen gegen Ankara stets kräftig auf die Bremse
tritt.

Dass in deutschen und türkischen Gefängnissen politische Gefangene
derselben Provenienz sitzen, weil man sich beiderseits einig ist, die
radikale türkische und kurdische Linke mit dem Terrorverdikt zu
überziehen, sagt mehr als tausend doppelzüngige Klagen in
Sonntagsreden und Journaille, man möge dem Sultan mit seinen
neoosmanischen Träumen gehörig die Leviten lesen. Verknüpft mit der
Warnung, man dürfe den Gesprächsfaden aber keinesfalls abreißen
lassen, weil man andernfalls alle Einflussmöglichkeiten preisgebe und
die türkische Opposition im Stich lasse, zieht dies die Würgeschlinge
um den Hals der Opfer des Regimes mit vereinten Kräften zu. Erdogan
weiß, dass er sich auch für die Deutschen die Hände blutig und
schmutzig macht, wenn er die kurdische Bevölkerung diesseits und
jenseits der Grenze massakriert und geflohene Menschen einkassiert.
Dieses Blatt reizt er gnadenlos aus, zumal er die Abgründe von
Kumpanei und Verrat intensiver studiert und durchwandert hat, als die
auf der überlegenen westeuropäischen Produktivität reitende
Politikerkaste, der er wahlweise die osmanische Ohrfeige androht oder
türkischen Honig um den Bart schmiert.

Das irrlichternde Gebaren des Machtmenschen in seinem pompösen
Präsidentenpalast, der erwiesenermaßen zu jeder Greueltat an seinen
Gegnern fähig ist, ändert nichts an der prinzipiellen Überlegenheit
des hochentwickelten Industriestaats Bundesrepublik im Verhältnis zum
Schwellenland Türkei, das am Rande des ökonomischen Zusammenbruchs
steht. Selbstverständlich könnte die Bundesregierung gerade in dieser
Situation enormen Druck auf die türkische Führung ausüben und ihr die
Unterstützung auf allen Ebenen entziehen. Das wird jedoch aus freien
Stücken keinesfalls geschehen, haben doch deutsche Regierungen noch
nie Probleme damit gehabt, mit Diktaturen und anderen repressiven
Regimen zusammenzuarbeiten, sofern das geopolitisch opportun war. Wer
sonst könnte die Interessen der Bundesrepublik nachhaltiger
durchsetzen, als Machthaber, die fest im Sattel sitzen, hochdotierte
Waffengeschäfte tätigen und für sonstige deutsche Wirtschafts- wie
auch Sicherheitsinteressen aufgeschlossen sind, solange nur genug Geld
in ihre Taschen fließt und Berlin sie als Staatschefs anerkennt!

Während die EU also im Streit um die ergiebigen Gasvorkommen im
östlichen Mittelmeer ansatzweise ihre Muskeln spielen lässt, behandelt
sie den Krieg des Erdogan-Regimes gegen die kurdische Bevölkerung in
der Türkei, in Syrien und dem Irak ebenso als innere Angelegenheit des
NATO-Partners wie die Massenverhaftungen, Folter in den überfüllten
Gefängnissen, Gleichschaltung von Justiz und Presse wie auch viele
weitere repressive Maßnahmen des autokratisch geführten Staates mehr.
Und solange die Bundesregierung keinen umfassenden Rüstungsexportstopp
gegen die Türkei verhängt, der sowohl die Genehmigungen als auch die
Ausfuhr bereits genehmigter Waffengüter umfasst, bleiben alle
Lippenbekenntnisse zu Menschen- und Bürgerrechten Makulatur. Und mehr
noch: Sie flankieren als gezielt eingesetztes Feigenblatt die
ideologische Reinwaschung eines Konglomerats deutscher Teilhaberschaft
an der Ausbeutung und Unterdrückung in der Türkei Erdogans.
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Des Gotteskriegers Vision

Wie die Lebensgeschichte Recep Tayyip Erdogans zeigt, trug seine
religiös begründete reaktionär-repressive Weltsicht maßgeblich zu
seinem Aufstieg an die Spitze des Staates bei, wo er sein
protofaschistisches Regime je nach Bedarf als weltmännischer
Präsident, paternalistischer Landesvater, neoosmanischer Despot,
Oligarch, Kriegsherr, Kerkermeister und Folterknecht wie auch Geißel
jeglicher Opposition exekutiert. Dass zu diesen Facetten des
Machtmenschen spezifisch türkischer Provenienz auch die Persona des
genuin frommen Muslimen gehört, dem alle aus seiner Sicht abweichenden
Lebensweisen Teufelswerk sind, wird angesichts dieser Fülle seiner
Übergriffe und Greueltaten mitunter fast übersehen. Hier geht es
wohlgemerkt nicht um Glaubensfragen und "den Islam" an sich, wohl aber
um einen berüchtigten Autokraten, der sich von Gott zu seinen Untaten
berufen wähnt.

Der von Kindheit an tief gläubige Erdogan besuchte nach der
Grundschule eine Imam-Hatip-Schule, also ein religiös orientiertes
Fachgymnasium. Die Schulausbildung schloss er mit einem Fachabitur für
Imame ab, worauf ein Studium an der Istanbul Iktisadi ve Ticari
Ilimler Akademisi folgte. 1972 hatte Necmettin Erbakan die Nationale
Heilspartei (MSP) gegründet, die dem Spektrum der
religiös-konservativen Rechten zugeordnet wird und bis Ende der 1970er
Jahre an drei Koalitionsregierungen beteiligt war. 1984 rückte Erdogan
in den Vorstand der inzwischen gegründeten Nachfolgepartei auf, der
Wohlfahrtspartei (RP), und wurde stellvertretender Vorsitzender.

Die Wohlfahrtspartei nominierte Erdogan 1994 gegen den Willen Erbakans
als Kandidaten für das Amt des Oberbürgermeisters von Istanbul, und er
gewann überraschend die Wahl. Er verfolgte zunächst eine konservative
Politik, die der Ausrichtung seiner Wählerschaft entsprach. So wird
seit seiner Amtszeit in städtischen Lokalen kein Alkohol mehr
ausgeschenkt, wobei dies jedoch in der privaten Gastronomie weiterhin
möglich ist. In einer vielzitierten Aussage erklärte er, dass es nicht
möglich sei, laizistisch und gleichzeitig ein Moslem zu sein. In einem
Interview mit der Zeitung Milliyet bezeichnete er sich als Anhänger
der Scharia und in einem Gespräch über die Demokratieverbundenheit der
Wohlfahrtspartei erklärte er, dass Demokratie nicht der Zweck, sondern
das Mittel sei. Weitere religiöse Vorhaben betrafen die Einführung
gesonderter Badezonen für Frauen oder getrennter Schulbusse für Jungen
und Mädchen. 1994 äußerte er sich noch gegen einen Beitritt zur EU,
die eine "Vereinigung der Christen" sei, in der die "Türken nichts zu
suchen" hätten. 1998 verbot das türkische Verfassungsgericht die
Wohlfahrtspartei. Ihr wurden Sympathien zum Dschihad und zur
Einführung der Scharia vorgeworfen, was dem staatlichen Grundsatz des
Laizismus widersprach.

Erdogan wechselte daraufhin in die Nachfolgepartei Tugendpartei, in
die fast alle Abgeordneten der bisherigen Wohlfahrtspartei eintraten.
Zwischen dieser Partei und der türkischen Armee herrschte tiefes
gegenseitiges Misstrauen, sah sich die Armee doch als Hüterin der
laizistischen Ordnung und Wahrerin der Prinzipien von Staatsgründer
Mustafa Kemal Atatürk, also einer strikten Trennung von Religion und
Staat. Erdogan hingegen verbittet sich jegliche Einmischung in
politische Angelegenheiten und stellt klar, dass der Generalstab der
Befehlsgewalt des Regierungschefs unterstehe.

Am 21. April 1998 wurde Erdogan vom Staatssicherheitsgericht Nr. 3 in
Diyarbakir wegen Aufstachelung der Bevölkerung zu Hass und Feindschaft
unter Hinweis auf Unterschiede der Religion und Rasse zu zehn Monaten
Gefängnis und einer Geldstrafe verurteilt. Im März 1999 trat er die
Strafe an und wurde nach vier Monaten wieder aus der Haft entlassen.
Als die Tugendpartei am 22. Juni 2001 aus den gleichen Gründen wie
ihre Vorgängerin verboten wurde, sammelte Erdogan demokratische
Reformkräfte unter den Religiösen und gründete wenig später die
Gerechtigkeits- und Aufschwungpartei (AKP), die sich von den
politischen Überzeugungen Erbakans deutlich absetzte.

Dass Erdogan von seinen reaktionären Auffassungen nicht abgerückt war,
zeigte seine Ankündigung im Mai 2012, das seit etwa 30 Jahren in der
Türkei geltende liberale Abtreibungsrecht zu verschärfen, wobei er
Schwangerschaftsabbrüche als "Mord" bezeichnete. Im November 2014
sprach er sich gegen eine völlige Gleichberechtigung von Mann und Frau
aus. Frauen könnten aufgrund ihrer "zierlichen Statur" nicht dieselbe
Arbeit verrichten wie Männer und während der Schwangerschaft oder der
Zeit des Stillens nicht unter gleichen Bedingungen wie diese arbeiten.
Der Islam habe für Frauen die Rolle der Mutter vorgesehen. Im Mai 2016
verkündete er im Fernsehen: "Wir wollen viel mehr Nachkommen haben.
Andere reden über Verhütung. Keine muslimische Familie sollte so etwas
tun." Niemand könne Gottes Werk beeinflussen. Wenig später sprach er
sich dagegen aus, dass Frauen arbeiten gehen, wenn sie dafür
Mutterschaft und Hausfrauentum ablehnten.

Dies sind nur einige Schlaglichter aus seiner sehr konservativen, um
nicht zu sagen repressiven Auslegung der Glaubenslehre, die er nie
abgelegt, sondern opportunistisch-machtbewusst nach außen hin
verschleiert hat. Im größeren politischen Kontext steht Erdogan der
Muslimbruderschaft nahe, zu deren Schutzpatron er sich aufzuschwingen
versuchte, bis ihm die Machtübernahme der Militärs in Ägypten einen
Strich durch die Rechnung machte. Bekanntlich hat die türkische
Regierung den IS unterstützt, wie sie sich nach wie vor islamistischer
Milizen derselben Couleur bei ihrer Kriegsführung bedient.

Die türkische Religionsbehörde Diyanet ist unter der AKP-Regierung zu
einer der einflussreichsten Institutionen des Landes avanciert. Ihr
Etat übersteigt den vieler Ministerien, knapp 130.000 Menschen
arbeiten für sie. Dazu zählen auch die rund 1000 in Deutschland in den
Moscheen der Ditib tätigen Imame, die an die Weisungen der
Religionsbehörde gebunden sind. Der Theologieprofessor Ali Erbas gilt
als enger Vertrauter Erdogans und wurde von diesem 2017 zum
Präsidenten der Religionsbehörde berufen. Erbas, dessen Behörde dem
Staatspräsidenten direkt untersteht und der als Vorsitzender für
religiöse Angelegenheiten diesbezüglich als höchste Instanz im Staat
gilt, ist wiederholt durch homophobe Äußerungen aufgefallen: So
bezeichnete er den CSD als "Ketzerei" und erklärte, es sei die Pflicht
aller, "Kinder und junge Menschen vor solch abartigen Konzepten zu
schützen". Der Islam verdamme Homosexualität, die zu Krankheiten führe
und "Generationen verrotten" lasse. Zudem kritisiert er sexuelle
Beziehungen zwischen Unverheirateten: Hunderttausende Menschen würden
außereheliche Beziehungen pflegen und sich mit dem HI-Virus
infizieren. Es sei "wissenschaftlich erwiesen", dass "dieser und
ähnliche Viren" durch Schmutz verbreitet würden; daher erkläre der
Islam die Reinlichkeit zu einem wichtigen Glaubensgebot.

Solche aggressiven Bezichtigungen riefen empörte Reaktionen seitens
LGBTIQ+-Vereinigungen, Menschenrechtsgruppen und Kreisen der
sozialdemokratischen CHP sowie der prokurdisch-linken HDP auf den
Plan, die Erbas Volksverhetzung vorwarfen. Er habe ein Hassverbrechen
begangen und das Tor für Diskriminierung geöffnet, so der Grundtenor.
Die Anwaltskammer Ankara erklärte, Erbas falle bekanntermaßen dadurch
auf, Frauenhass religiös zu legitimieren und Kindesmissbrauch zu
bagatellisieren. "Es sollte niemanden verwundern, wenn Ali Erbas bei
seiner nächsten Rede das Volk dazu auffordern würde, auf öffentlichen
Plätzen Frauen als Hexen zu verbrennen."

Bald ermittelte sogar die Staatsanwaltschaft, aber nicht gegen den
Präsidenten der Religionsbehörde, sondern gegen die Anwaltskammer
Ankara wegen des Verdachts der "Herabwürdigung religiöser Werte".
Schließlich mischte sich auch Erdogan in die Debatte ein und erklärte:
"Die Bewertung wurde unter Berücksichtigung des Islams und des Korans
vorgenommen." Die Aussage des Diyanet-Chefs sei "von vorne bis hinten
korrekt", aber nur für Muslime bindend. Für alle anderen handle es
sich lediglich um eine Meinungsäußerung. An die Adresse der
Anwaltskammer Ankara drohte er: "Das ist kein Thema, das in die
Kompetenz der Anwaltskammer fällt. Jeder soll seinen Platz kennen,
jeder soll seine Grenzen kennen. Ein Angriff auf den Präsidenten der
Religionsbehörde ist ein Angriff auf den Staat." Bezeichnenderweise
fehlen die schlimmsten Tiraden von Erbas in der Wiedergabe seiner
Predigten auf der deutschen Webseite der Diyanet, während sie in
anderen Sprachversionen enthalten sind. Aus den Augen, aus dem Sinn,
scheint die Bundesregierung das Täuschungsmanöver zu goutieren, hat
sie es doch bislang abgelehnt, die Äußerungen des Präsidenten der
türkischen Religionsbehörde zu kritisieren.

Welche Verhältnisse der türkischen Gesellschaft kraft dieses Regimes
zugedacht sind, zeigt der Kurs Erdogans seit 2014 in aller
Deutlichkeit. Hatte er bis dahin Kreide gefressen, um westliche Werte
zu demonstrieren, setzt er seither die Ablehnung und Verfolgung
ethnischer Minderheiten, das Primat eines fundamentalistischen Islams
und den Kampf gegen emanzipatorische Bestrebungen wie insbesondere die
Frauenbewegung auf seine Agenda. 2002 wurde in der Türkei ein Gesetz
verabschiedet, wonach der Ehemann nicht mehr das Oberhaupt der Familie
sei. Seit 2004 steht in der Verfassung: "Frauen und Männer sind
gleichberechtigt; der Staat ist verpflichtet, die Gleichheit zu
verwirklichen." Die türkische emanzipatorische Frauenbewegung kämpft
dafür, dass das nicht nur auf dem Papier steht.

Dagegen baut die AKP die konservative Frauenorganisation Kadem auf,
deren Mitbegründerin und Vizepräsidentin Erdogans Tochter Sümeyye ist.
Um die Gleichstellung von Frauen geht es dabei nicht, denn wie Erdogan
2014 auf einem Kadem-Kongress unter Beifall klarstellte, könne man
Frauen und Männer nicht gleichstellen, da das gegen die Natur sei.
Kadem vertritt die Auffassung, dass die beiden Geschlechter von der
Schöpfung her unterschiedlich seien und daher auch nicht
gleichgestellt sein könnten, sondern einander ergänzen müssten.

Für heftige Kontroversen sorgte ein Gesetzentwurf der AKP, wonach der
Missbrauch von Kindern nicht mehr unter Strafe stehen soll, wenn Opfer
und Täter heiraten. Sexuelle Kontakte zwischen Erwachsenen und
Minderjährigen könnten rückwirkend für straffrei erklärt werden, wenn
der Altersunterschied zwischen den beiden nicht mehr als fünfzehn
Jahre beträgt, das Opfer den Täter nicht angezeigt hat und einer Ehe
zustimmt. Verteidigt wird das Vorhaben damit, dass Tausende Männer im
Gefängnis säßen, weil sie mit einer Minderjährigen verheiratet seien,
da auch in der Türkei das gesetzliche Heiratsalter bei achtzehn Jahren
liegt. Schon seit langem plant die Regierung ein weiteres Gesetz, das
einem Vergewaltiger Strafmilderung zusichert, wenn dieser sein Opfer
heirate, weil dadurch die "Ehre der Frau" wiederhergestellt sei. Das
Gesetz scheiterte trotz mehrmaliger Versuche am Protest der
Frauenorganisationen, steht aber immer wieder auf der Agenda.

Die Türkei ratifizierte 2012 die Istanbul-Konvention, ein umfassendes
Abkommen zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen, dessen Umsetzung
jedoch ausgeblieben ist. Anfang 2020 kündigte Erdogan den Ausstieg aus
der Konvention an, da sie Familien untergrabe und Männer zu
Sündenböcken mache, und die Türkei hat sich nun als erstes Land wieder
aus dem Abkommen zurückgezogen. Dabei steigt die Zahl von Frauenmorden
und häuslicher Gewalt dort dramatisch an. Inzwischen werden binnen
eines Jahres mehr als 300 Frauen von ihrem Partner oder einem
Familienmitglied ermordet, dreimal so viele wie in Deutschland.

Frauen, die gegen Gewalt, Missbrauch und sexuelle Belästigung
protestieren, bezeichnete Erdogan als "unislamisch". Gewalt gegen
Frauen wird durch die Regierungspolitik der AKP befeuert und
legitimiert, Repressionen gegen die Frauenbewegung nehmen zu:
Frauenorganisationen werden verboten, neue Frauenhäuser oder
Krisenzentren für Vergewaltigungsfälle bei der Polizei sind nicht in
Sicht, Berichterstattung über Gewalt gegen Frauen ist unerwünscht. Das
Religionsministerium Diyanet rät Frauen, die häuslicher Gewalt
ausgesetzt sind, "Ruhe zu bewahren", den Mann zu besänftigen und,
statt die Polizei zu rufen, lieber "abends etwas Schönes zu machen".
Das sind die Zustände patriarchaler Ausbeutung, Unterwerfung und
Gewalt, die das Erdogan-Regime allen Frauen im Land als gottgewollte
Ordnung aufzwingen will.
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Repressionswelle gegen die HDP

Erdogan hat die parlamentarische Demokratie de facto beseitigt, eine
Gewaltenteilung existiert nicht mehr, die Exekutive diktiert
Gesetzgebung und Rechtsprechung, die Medien sind nahezu
gleichgeschaltet. Unablässige Wellen von Säuberungen haben
Streitkräfte und Polizei auf Regierungskurs gebracht, der mächtige
Geheimdienst und die Religionsbehörde gehen Erdogan zur Hand. Sein
Präsidialregime lässt sich mit demokratischen Verfahren wie Wahlen
oder Gerichtsurteilen nicht mehr abschaffen. Wo immer es eng zu werden
droht, geht das Regime mit massivsten Mitteln wie der Inhaftierung
oppositioneller Politikerinnen und einem Parteiverbot zu Werke.

Die Regierung erweckt vordergründig den Eindruck, es fänden
demokratische Wahlen statt, um einen Sieg der AKP und MHP
vordergründig zu legitimieren. In der Türkei haben jedoch seit Jahren
keine Urnengänge mehr stattgefunden, die nicht von der Regierung
massiv manipuliert worden wären. Stets wurde die Opposition durch
Propaganda, Verbote, Inhaftierungen und offene Gewalt unter Druck
gesetzt. Dass sie dennoch wie bei den letzten Kommunalwahlen in allen
großen Städten gewann, war zweifellos ein Alarmsignal für das Regime,
die Fortschreibung der Regierungsmacht zu sichern, bevor der Widerstand
gegen die reaktionäre Umgestaltung der Gesellschaft nicht mehr
einzudämmen ist.

Bei der Parlamentswahl 2018 hatte die Demokratische Partei der Völker
(HDP) knapp sechs Millionen Stimmen erhalten, was ihre Verankerung in
der Gesellschaft unterstreicht. Erdogan beschuldigt die
Oppositionspartei unablässig, der politische Arm der kriminalisierten
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) zu sein, was die HDP zurückweist. Die
Regierung geht seit Jahren höchst repressiv gegen sie vor und hat
zahlreiche ihrer Repräsentantinnen und Anhänger ins Gefängnis
geworfen. So wurden die früheren Parteivorsitzenden Figen Yüksekdag
und Selahattin Demirtas bereits 2016 inhaftiert, die zum Zeitpunkt
ihrer Festnahme gewählte Abgeordnete der türkischen
Nationalversammlung waren. Ihnen wird derzeit in Ankara unter dem
Vorwurf der Prozess gemacht, sie seien im Winter 2014/2015 an
Protesten gegen die Belagerung der syrisch-kurdischen Grenzstadt
Kobanê durch den IS und gegen das damalige Agieren der türkischen
Armee beteiligt gewesen. Letztere hatte Kurdinnen und Kurden daran
gehindert, ihren Angehörigen jenseits der Grenze beizustehen. Bei den
Protesten kam es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen
Demonstrierenden, türkischen Einsatzkräften und IS-Sympathisanten
sowie nach Angaben der HDP zu 43 Toten, die überwiegend aus ihren
Reihen stammten. Die Staatsanwaltschaft spricht von 37 Toten und
lastet diese der HDP an. Angeklagt sind Yüksekdag und Demirtas sowie
106 weitere HDP-Mitglieder, wobei seit Monaten von der
Regierungskoalition aus AKP und MHP organisierte Proteste und Hetze
die Stimmung gezielt aufgeheizt haben. So drang eine Gruppe von
Regierungsanhängern mit Türkei-Fahnen in das Gerichtsgebäude in Ankara
ein, in dem der "Kobanê-Prozess" stattfindet. [3]

Überdies hatte die Staatsanwaltschaft im März 2021 wegen
"terroristischer Aktivitäten" einen Verbotsantrag gegen die HDP
eingereicht, um ihre Auflösung zu erwirken. Dieser Antrag musste auf
Beschluss des Verfassungsgerichts "nachgebessert" werden, worauf
Anfang Juni eine Neufassung vorgelegt wurde. Diese überarbeitete Klage
ist inzwischen vom Verfassungsgericht für ein Verbotsverfahren
zugelassen worden. Auf diesem Wege versucht das Regime, der kurdischen
Bewegung einen weiteren schweren Schlag zu versetzen und die
parlamentarische Opposition entscheidend zu schwächen. [4]

Darüber hinaus provoziert die regierungsamtliche Hetzkampagne gegen
die HDP Mordanschläge wie jenen auf die HDP-Zentrale in Izmir am 17.
Juni, bei dem ein bewaffneter Angreifer die 38jährige Kurdin Deniz
Poyraz tötete. Die HDP-Aktivistin war zuerst als Geisel genommen und
dann erschossen worden, der Attentäter hatte zudem Feuer in dem
Gebäude gelegt. Da davon auszugehen ist, dass die Parteibüros rund um
die Uhr von den Sicherheitsbehörden überwacht werden, ist der
Angreifer gewissermaßen unter polizeilicher Aufsicht ungehindert
eingedrungen. Zum Zeitpunkt des Anschlags sollte ursprünglich eine
Vorstandssitzung mit 40 Personen stattfinden, die jedoch kurzfristig
abgesagt worden war. Dass der Attentäter ein Massaker verüben wollte,
zeigte sich am Tatort, da die Räumlichkeiten offensichtlich unter
Dauerbeschuss genommen worden waren, der alle Anwesenden töten sollte.

Nach den bislang bekannten Passagen aus den Protokollen der
polizeilichen Vernehmung des Täters habe dieser "schon seit seiner
Kindheit vorgehabt, PKK-Mitglieder zu töten". Er soll den Anschlag
monatelang geplant und sich für einen Englischkurs in einer
Sprachschule über der HDP-Zentrale eingeschrieben haben, um das
Gebäude besser auskundschaften zu können. Er habe einen Waffenschein
beantragt und bekommen, sich die Tatwaffe besorgt und mit dem Ziel
angegriffen, mehrere Personen vorzufinden. [5]

Videoaufnahmen zeigen, dass die Polizisten den am Tatort
festgenommenen Onur Gencer, den sie freundlich als "lieben Bruder"
ansprachen, höflich aus dem HDP-Gebäude geleiten. Gencer erweist sich
auf seiner Facebook-Seite als Anhänger der faschistischen Grauen Wölfe
und ist vor einer türkischen Fahne zu sehen, die Finger der rechten
Hand zum sogenannten Wolfsgruß gespreizt. Weitere Bilder zeigen den
27jährigen mit einem Sturmgewehr in einer mit Sandsäcken befestigten
Stellung bei der nordsyrischen Stadt Manbidsch. Dort war er im
türkischen Besatzungsgebiet offenbar von der Söldneragentur Sadat
militärisch ausgebildet worden. Die 2012 gegründete Agentur wurde von
Erdogan zum Aufbau paramilitärischer Verbände in der Türkei und von
Söldnertruppen für den Einsatz in Syrien, Libyen und im Kaukasus
engagiert. [6]
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Neue Stufe offener Kollaboration

Als vor wenigen Tagen eine deutsche Delegation von Düsseldorf nach
Erbil fliegen wollte, um die Auswirkungen der Angriffe der türkischen
Armee auf die Grenzregion im Nordirak zu dokumentieren, verweigerte
ihnen die Bundespolizei am Flughafen die Ausreise in den Irak. Die
Mitglieder der Delegation, darunter auch die Fraktionschefin der
Linkspartei in der Hamburger Bürgerschaft, Cansu Özdemir, wurden
mehrere Stunden in einem Raum ohne Fenster eingesperrt und einzeln auf
der Flughafenwache verhört. Die Bundespolizei unterstellte den
Teilnehmenden, sie wollten an Aktionen der PKK gegen die türkische
Armee teilnehmen und junge Menschen für die PKK gewinnen. Eine
Teilnahme deutscher oder europäischer Staatsbürger berühre erhebliche
Belange der Bundesrepublik Deutschland und belaste die Beziehungen mit
dem NATO-Partner Türkei. [7]

Die Delegationsteilnehmer wollten mit kurdischen Zivilisten reden,
deren Dörfer bei den türkischen Angriffen zerstört wurden. Geplant
waren auch Gespräche mit verschiedenen Bürgermeistern und
Organisationen, um einen innerkurdischen Krieg zwischen der
konservativen Barsani-Regierung und der kurdischen Arbeiterpartei PKK
zu verhindern und einen Dialog für einen Frieden zwischen den
beteiligten Akteuren zu ermöglichen. Die Delegationsmitglieder wiesen
darauf hin, dass im Nordirak ein völkerrechtswidriger Angriffskrieg
der Türkei auf nordirakisches Territorium stattfinde, wie dies der
wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages bereits im
vergangenen Jahr hinsichtlich grenzüberschreitender Militäroperationen
der Türkei gegen die PKK bewertet hat. Dass offenbar eine Absprache
zwischen der türkischen Regierung und deutschen Sicherheitsbehörden
stattgefunden hat und auf Anweisung der Bundesregierung selbst
deutsche Parlamentarierinnen an der Reise in das Konfliktgebiet
gehindert werden, zeugt von einer neuen Stufe offener Kollaboration
mit dem Erdogan-Regime.

Nachdem die ersten Gruppen, die sich auf die Reise zur geplanten
Friedenskonferenz gemacht hatten, in Erbil noch durchgekommen waren,
wurden auf Betreiben der Regierungspartei PDK weitere rund 40 Menschen
aus elf Ländern unter miserablen Bedingungen im Transitbereich des
Flughafens Erbil festgehalten und schließlich abgewiesen. Der Berliner
Abgeordnete Hakan Tas, der ebenfalls der Friedensdelegation angehörte,
wurde in Erbil fünfzehn Stunden lang im Flughafen festgehalten. Er
wurde zweimal von Sicherheitsbehörden verhört, durfte sich nicht
waschen und wurde nicht mit Lebensmitteln versorgt, bis er schließlich
doch noch einreisen konnte. Etwa 80 Aktivistinnen und Aktivisten einer
europäischen Friedensdelegation wurden in einem Hotel festgehalten und
hielten dort eine Pressekonferenz ab.

Die Türkei hat ihre Angriffe auf den Grenzbereich im Nordirak
intensiviert und zahlreiche Militärbasen errichtet. Wie in Nordsyrien
ist ihr Ziel die Vertreibung der kurdischen Bevölkerung aus der
Grenzregion und die Ausbeutung der dort vorhandenen natürlichen
Ressourcen. Seit dem 23. April werden fast täglich Dörfer bombardiert
und von türkischen Truppen eingenommen. Mehr als 1.500 Menschen aus 22
Dörfern wurden aus ihrer Heimat vertrieben und Tausende Hektar
landwirtschaftlicher Nutzfläche durch das türkische Militär verbrannt.
Es gibt zudem Berichte über Giftgaseinsätze. Auch werden Wälder
abgeholzt, und die Barsani-Familie verkauft das Holz an ein
Unternehmen, das es in die Türkei transportiert. Durch dieses Bündnis
der PDK mit Ankara wird die autonome Region, die ohnehin schon rund 90
Prozent der Waren aus der Türkei bezieht, noch tiefer in die
Abhängigkeit getrieben und die Spaltung der kurdischen
Bevölkerungsgruppen vertieft. Die Regionalregierung der Demokratischen
Partei Kurdistans (KDP) unter Führung des feudalistisch strukturierten
Barsani-Clans hat mehrere Peschmerga genannte Kampfeinheiten der KDP
in Regionen verlegt, die von der PKK kontrolliert werden, und schürt
so die Gefahr eines kurdischen Bürgerkriegs.
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Türsteher von Gnaden der EU und NATO

Erdogan exerziert seine Schlüsselfunktion als Türsteher von EU und
NATO, deren Klaviatur er stets aufs Neue virtuos bedient. Wer hält
euch die Flüchtlinge, Islamisten und Russen vom Leib?, changiert er
zwischen den Fronten und reizt die Spannungen exzessiv aus, worauf er
mittels Signalen kehrtwendender Deeskalation bekommt, was er dringend
braucht, ohne den Eindruck des subordinierten Bittstellers zu
erwecken. So drängte Ankara seit Monaten auf eine Aufbesserung des
Flüchtlingsabkommens mit der EU, das in seiner Gesamtheit überdacht
und umfänglich alimentiert werden müsse, sollen die Schleusen
geschlossen bleiben. Heiko Maas nahm die Steilvorlage auf und forderte
seinerseits ein "Update der Migrationszusammenarbeit mit der Türkei".
Bei allen Schwierigkeiten, die man mit der türkischen Regierung habe,
sei doch anzuerkennen, dass das Land eine nicht unerhebliche
Migrationslast übernommen habe. Im Rahmen eines neuen Abkommens müsse
der Türkei auch weiteres Geld von der EU zur Verfügung gestellt
werden. [8] Und dieses Begehren fand umgehend Gehör, als auf dem
jüngsten EU-Gipfel zwar heftige Kontroversen über die Russland-Politik
tobten, aber eine Verlängerung des "Flüchtlingspakts" mit der Türkei
ohne Widerspruch durchgewinkt wurde, wofür eine Ausgleichszahlung von
rund 3,5 Milliarden Euro bis 2024 im Gespräch ist.

Den zweiten brachialen Hebel setzt die Türkei mit ihrer Frontstellung
an der Flanke der NATO an. Auch in diesem Fall ist deutsche
Schützenhilfe zur Stelle, hat doch Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer beim Besuch ihres Amtskollegen Hulusi Akar in Ankara
betont, dass die Türkei ein wichtiger Verbündeter sei und bleibe. Die
NATO müsse sich "von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer" gegen Moskau
formieren, und an einer stabilen Südostflanke sollte auch die Türkei
Interesse haben. Die Bundeswehr beteilige sich auf verschiedene Weise
an Überwachung und Schutz dieser Region und wolle dabei künftig noch
enger mit dem Bündnispartner zusammenarbeiten. Hocherfreut zeigte sich
die Ministerin darüber, dass die Türkei überdies den Schutz des
Flughafens in Kabul gewährleisten will, wofür sie mit Unterstützung
der Partner rechnen könne. Türkische Truppen sichern derzeit den
internationalen Flughafen der afghanischen Hauptstadt, dessen
Infrastruktur aus Sicht der westlichen Mächte nach deren Abgang akut
gefährdet wäre. Was, wenn der Krieg nach dem Abzug der letzten
NATO-Truppen Kabul erreicht, wenn die Taliban womöglich den Flughafen
einnehmen und das verbliebene westliche Botschaftspersonal in der
Falle sitzt? Erdogan hat signalisiert, dass die Türkei dort "viel mehr
Verantwortung" übernehmen könne, und bei seinem Treffen mit
US-Präsident Joe Biden am Rande des NATO-Gipfels Nägel mit Köpfen
gemacht: Dafür sei "diplomatische, logistische und finanzielle
Unterstützung" unabdingbar. Biden betonte, dass er auf die Türkei als
wichtigen Partner nicht verzichten wolle, und Deutschland wird sich
wohl finanziell an der verbleibenden Präsenz beteiligen. [9]

So erweisen sich im sicherheitspolitischen Schulterschluss die
Verwerfungen zwischen Berlin und Ankara als bloßer Theaterdonner fürs
Publikum, der die grundlegenden hegemonialen Interessen Deutschlands
nicht berührt, in deren Kontext die Einbindung der Türkei eine
maßgebliche Rolle spielt. Plötzlich herrscht Tauwetter, das den bösen
Schnee von gestern auf der Promenade der Wiederannäherung fast über
Nacht abschmelzen läßt. Recep Tayyip Erdogan hat sich das Blut von den
Händen gewaschen, um auf den Gipfeln den salonfähigen Staatsmann zu
geben, sein Außenminister Mevlüt Cavusoglu herzt den deutschen
Amtskollegen Heiko Maas als einen "lieben Freund". Die türkische
Führung löst mit ihrer strategischen Charmeoffensive nicht nur in der
Bundesrepublik erleichtertes Aufatmen aus, als sei der losgerissene
Kettenhund von allein nach Hause zurückgekehrt. Dass auch die
Bundesregierung dabei über Leichen geht, müssen die Kurdinnen und
Kurden mehr denn je befürchten.


Fußnoten:
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[2] www.deutschlandfunk.de/der-lange-arm-ankaras-tuerkei-entfuehrt-systematische.795.de.html

[3] www.heise.de/tp/features/Izmir-Mord-unter-staatlicher-Aufsicht-6109862.html

[4] www.jungewelt.de/artikel/404757.repression-in-der-türkei-verbotsverfahren-gegen-hdp.html

[5] www.heise.de/tp/features/HDP-Beim-Anschlag-in-Izmir-sollten-rund-40-Menschen-sterben-6111501.html

[6] www.jungewelt.de/artikel/404414.terror-in-der-türkei-faschistischer-anschlag.html

[7] www.heise.de/tp/features/Deutsche-Friedensmission-im-Nordirak-unerwuenscht-6069788.html

[8] www.zeit.de/politik/ausland/2021-06/heiko-maas-eu-tuerkei-fluechtlingsabkommen-migration

[9] www.jungewelt.de/artikel/404393.nato-erdogans-zweiter-türsteherjob.html
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Argentinien 

Mit der Krise wächst die Armut

Von Eduardo Lucita
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Coronapandemie: mehr Armut und Verschärfung sozialer Diskrepanzen
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Innerhalb von nur drei Jahren ist die Zahl der in Armut lebenden
Menschen um rund zehn Millionen gestiegen. Jedes zweite Kind unter 15
ist betroffen.

(Buenos Aires, 12.06.2021, ANRed) - Jede Krise wird begleitet von
steigender Armut. So wie das Bruttoinlandsprodukt beeinträchtigt wird,
die Arbeitslosenzahlen steigen und das Lohnniveau sinkt, nimmt die
Zahl der Armen und Bedürftigen in der Gesellschaft zu. In Argentinien
leben derzeit 50% der formal beschäftigten Arbeitnehmer*innen mit
ihren Einkünften offiziell unter der Armutsgrenze. Wie die Entwicklung
der letzten Jahrzehnte zeigt, ist Armut bereits zu einem
strukturellen, sich selbst reproduzierenden Merkmal geworden. Aktuell
verschärft sich die Situation durch die Kombination von Gesundheits-
und Wirtschaftskrise. Inzwischen sind keine weiteren temporären
Abhilfen mehr denkbar: Gerade weil sich Armut zu einem strukturellen
Problem entwickelt hat, brauchen wir eine neue Herangehensweise, die
auf eine strukturelle Lösung zusteuert. Seit mehreren Jahrzehnten
beobachten wir die Verfestigung der Armut als strukturelles Problem.
Die seit drei Jahren andauernde Rezession, die Pandemie und ihre
negativen Auswirkungen auf die Wirtschaftstätigkeit, der Verlust von
Arbeitsplätzen, die hohen Lebenshaltungskosten und der Rückgang der
Kaufkraft, der Renten und sonstiger Einkünfte haben die Situation
weiter verschlimmert.


Mehr als die Hälfte der Kinder unter 15 von Armut
betroffen

Laut dem jüngsten Bericht des Statistischen Instituts INDEC (Instituto
Nacional de Estadística y Censos) waren 2020 rund 19 Millionen
Menschen in Argentinien von Armut betroffen, rund drei Millionen mehr
als im Jahr zuvor. Die Zahl der in extremer Armut lebenden Menschen
stieg auf 4,7 Millionen - 1,1 Millionen mehr als in den zwölf Monaten
zuvor. Das bedeutet einen Anstieg der Armutsrate von 35,5 auf 42%. Der
Anteil der in extremer Armut lebenden Menschen stieg von 8 auf 10,5%.
Würde die Armut nicht allein am Einkommen, sondern beispielsweise
auch an den Wohnverhältnissen und dem Zugang zu grundlegenden
Dienstleistungen (Bildung, Gesundheit, sanitäre Einrichtungen,
Kommunikationsmedien) gemessen, wären sogar 47% der Bevölkerung
betroffen, das entspricht 21 Millionen Menschen. Außerdem ist eine
deutliche "Infantilisierungstendenz" der Armut zu erkennen: 57,7% der
Kinder unter 15 sind betroffen. Vergleicht man diese Daten nun mit
denen von 2017 - dem tiefsten Stand seit der Krise von 2002 -, zeigen
die Berechnungen, dass innerhalb von nur drei Jahren 7,7 Millionen
Menschen in die Armut und weitere 2,6 Millionen in die Bedürftigkeit
abgerutscht sind.

Die quantitative Abweichung dieser Indikatoren ist wichtig, aber
vielleicht noch viel wichtiger ist die Geschwindigkeit und ihr
spiralförmiger Anstieg über die letzten drei Jahre. Das
Erschreckendste ist jedoch, dass die verschiedenen Hilfsprogramme der
Regierung die Entwicklung nicht aufzuhalten vermögen; dass die
Armutsindikatoren ohne die Programme vermutlich noch höher wären, ist
dabei eher ein schwacher Trost. Die angegebenen Zahlen sind
Jahresdurchschnittswerte, d.h. wenn wir nur das letzte Quartal 2020
betrachten, sind die Indikatoren weitaus höher, und mit der
Inflationsspirale der vergangenen Monate werden die Zahlen
zweifelsohne weiter nach oben gehen.


Ursachen und Folgen

Armut und Arbeitslosigkeit sind keine natürlichen oder gottgegebenen
Phänomene, sondern Folgen einer Politik, die der Logik von
Akkumulation und Reproduktion von Kapital folgt; das trifft auf alle
historischen Epochen zu. Die Antwort des Kapitals auf die
Weltwirtschaftskrise in den 1970er Jahren bestand aus einer
umfassenden Umstrukturierung des auf Massenkonsum basierenden
Akkumulationsmodells zu einem selektiven und fragmentierten Modell.
Allgemeines Ergebnis waren ein struktureller Rückgang der Löhne und
ein weltweiter Anstieg der Arbeitslosigkeit.

Am Beispiel Argentinien zeigen sich deutlich die Folgen der
Kombination dieser beiden globalen Trends. In den siebziger Jahren lag
die Armutsrate bei 7%. Mitte der achtziger Jahre waren es bereits 18,4
Prozent, in den neunziger Jahren kletterte sie auf 47,5% und in der
Krise 2002 erreichte sie einen Rekordwert von 57,5%. In den Jahren
danach fiel sie 2005 auf 32,2% und 2017 auf 31,8%, bevor sie 2020
wieder auf 42% stieg. Im ersten Quartal dieses Jahres wird die Armut
aufgrund des starken Anstiegs der Inflation auf rund 45% geschätzt.

Die Ursachen dafür sind vielfältig, vielschichtig und bedingen
einander: Unmittelbare Auswirkungen hat die Inflationsspirale
(insbesondere die hohen Lebenshaltungskosten aufgrund der
kontinuierlich steigenden Lebensmittelpreise), aber auch der Verlust
von Arbeitsplätzen, die wachsende Prekarität sowie niedrige Gehälter
und sonstige Einkünfte treiben die Armut in die Höhe. Jede Krise
bringt neue arme und bedürftige Menschen hervor. Für Agustín Salvia,
Direktor des Observatoriums der Sozialschuld der Katholischen
Universität Argentiniens UCA, entwickelt sich die Armut in jeder Krise
entsprechend dem Verhalten des Bruttosozialprodukts, und: "Es gibt
einen gemeinsamen Nenner: Weniger Beschäftigung und geringere Qualität
der Beschäftigung".

Fakt ist, dass jede krisenartige Entwicklung einen großen
Einkommenstransfer mit sich bringt, der wiederum die sozialen
Ungleichheiten verstärkt. Besaßen im Jahr 2017 die reichsten 10% der
argentinischen Bürger*innen noch 17-mal so viel wie die ärmsten 10%,
so war es 2019 bereits das 21-fache. Regierungen kommen und gehen,
aber die Armut bleibt und nimmt sogar zu. Es werden lediglich
Behelfsmaßnahmen ergriffen, um die gröbsten Probleme in Schach zu
halten. Das ist zwar für den Moment in Ordnung, bietet aber keine
Lösung für das mittlerweile chronisch gewordene strukturelle Problem
der sogenannten "sozialen Verwundbarkeit".

Ein strukturelles Problem erfordert jedoch strukturelle Veränderungen.
Der Logik der Akkumulation des gegenwärtigen Kapitalismus folgend,
besteht die globale Tendenz, qualitativ minderwertige und schlecht
bezahlte Arbeit zu schaffen. Die Erhaltungsinvestitionen sind in der
Regel kapitalintensiv und schaffen kaum neue Arbeitsplätze. Auch in
Argentinien ist dieser Trend zu beobachten. In den letzten 50 Jahren
stieg das Bruttoinlandsprodukt jährlich durchschnittlich um 2,4 %.
Grund für dieses geringe Wachstum ist das Fehlen nachhaltiger
reproduktiver Investitionen. Dazu werden dem Produktionsprozess
Milliarden US-Dollar entzogen und Auslandsschulden angehäuft. Nichts
deutet derzeit darauf hin, dass diese Entwicklung sich in den
kommenden Jahren wesentlich ändern wird.

Eine effektive Sofortmaßnahme wäre die Verkürzung der Arbeitstage zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Gewährung eines universellen
bedingungslosen Grundeinkommens. Um für diese Idee die nötigen Mittel
zu beschaffen, bedürfte es jedoch einer konsequenten Steuerreform, die
diejenigen zur Kasse bittet, die am allermeisten besitzen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/mit-der-krise-waechst-die-armut/
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Was gibt es Neues im Fall von Julian Assange?

von FreeAssange.eu, 14. Juni 2021
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Seit dem Urteil von Bezirksrichterin Vanessa Baraitser [1] am 4. Januar
2021 gibt es keine monatlichen "technischen Anhörungen" mehr im Fall von
Assange. Der Grund dafür ist bisher nicht eindeutig bekannt.

Das hat unter anderem zur Folge, dass eine regelmäßige Berichterstattung
über den Inhalt und Verlauf der Anhörungen entfällt, was weniger
öffentliche Aufmerksamkeit für den Fall bedeutet - ein Schelm, wer Böses
dabei denkt.

Julian Assange hat nach wie vor den Status "prisoner on remand" - er wird
lediglich auf Verdacht gefangengehalten, und das seit dem 22. September
2019. Seit diesem Datum hat er eine völlig unverhältnismäßige Haftstrafe
wegen Verstoßes gegen Kautionsauflagen abgesessen.

Am 4. Januar 2021 hatte Bezirksrichterin Vanessa Baraitser eine von den USA
geforderte Auslieferung von Julian Assange einzig und allein aus so
genannten "humanitären Gründen" abgelehnt, da in dem menschenverachtenden
Gefängnissystem der USA ein Suizid höchst wahrscheinlich sei. In diesem
Urteil bestätigte Baraitser jedoch alle 18 Anklagepunkte der USA, die
reguläre Tätigkeiten des investigativen Journalismus als Spionage
darstellen. Sollte dieses Urteil nicht von Assanges Anwälten angefochten
werden, bedeutet dies nichts anderes als eine Kriminalisierung des
Journalismus, wie UN-Experte und Völkerrechtler Prof. Nils Melzer im
Interview mit dem Österreichischen Journalist*innen Club [2]
eindrücklich darlegt.

Die USA kündigten ihrerseits umgehend an, Berufung gegen Baraitsers Urteil
einlegen zu wollen. Dieses Verfahren zieht sich nun schon seit Wochen und
Monaten in die Länge, und derzeit scheint niemand so genau zu wissen, wann
und wie es weitergeht.

Assanges Verlobte Stella Moris berichtete laut Daily Mail am 5.
Juni, dass eine Entscheidung über eine Zulassung oder Abweisung der
US-Berufung kurz bevorstehen könnte [3].

Selbst wenn diese Entscheidung bald fällt, deutet vieles darauf hin, dass
die Behörden sich mit allen weiteren Abläufen extrem viel Zeit lassen
werden.

Es hat ganz den Anschein als wolle man den WikiLeaks-Journalisten [4]
bewusst durch ein maßlos in die Länge gezogenes Verfahren abstrafen und
gleichzeitig andere Journalist*innen damit einschüchtern. Dieser Missbrauch
von Justizverfahren zur Abstrafung von Dissidenten, im Englischen
'Lawfare' genannt, ist ein deutliches Alarmsignal für den Zustand
der hier verantwortlichen Rechtsstaaten, und auch der Rechtsstaaten, die es
sich als schweigende Zuschauer*innen bequem gemacht haben.

Es gibt aber auch positive Entwicklungen: Am 11. Juni wandte sich zu Beginn
des G7-Gipfels in Cornwall eine partei-übergreifende Gruppe von 24
britischen Parlamentarier*innen an US-Präsident Joseph Biden mit dem
dringenden Appell [5], die Anklage gegen Julian Assange fallenzulassen. Der
Abgeordnete Richard Burgon (Labour Party) hielt dazu eine Rede im
britischen Parlament [6].

Am 4. Juni meldete sich in Genf ein starkes Bündnis zu Wort: Die
Journalisten-Organisation Geneva Press Club 7 richtete zusammen mit
dem UN-Sonderberichterstatter Prof. Nils Melzer und der Stadtpräsidentin
von Genf, Frédérique Perler den Genfer Appell [8] für die Freiheit von
Julian Assange an US-Präsident Biden und die britischen Behörden. Auch alle
Staaten, die sich als demokratisch ansehen sowie internationale
Organisationen und die Medien sind aufgefordert, tätig zu werden und
unabhängig, kritisch und mutig über den Fall von Assange zu berichten.

Im Genfer Bündnis ebenfalls vertreten sind u.a. Stella Moris [9],
WikiLeaks-Botschafter Joseph Farrell, Mitglied des Ständerates Carlo
Sommaruga, der Generalsekretär von Reporter ohne Grenzen Christophe
Deloire, der Initiator der Initiative "Humanitäres Visum für Assange" Jean
Rossiaud und der Künstler Davide Dormino. Dorminos mobile Skulptur
"Anything to Say" wurde am 4. Juni in Genf ausgestellt.

Den Genfer Appell kann weiterhin als Petition [10] von Unterstützer*innen
mitgezeichnet werden.

Der Schweizer Blick brachte zu dieser Gelegenheit ein Interview mit
Stella Moris, in dem sie u.a. über die Haftbedingungen [11] ihres Verlobten
Julian Assange berichtet.

Bereits am 19. April 2021 erschien das erschütternde Buch von Prof. Nils
Melzer über den Fall von Julian Assange, publiziert im Piper-Verlag [12].
Ein Bericht darüber wird in Kürze auf dem Blog FreeAssange.eu zu finden
sein. Hervorragende Rezensionen dazu gibt es bereits im Standard [13] und
auf den NachDenkSeiten [14]. Am 20. April stellte Prof. Melzer sein Buch
beim Österreichischen Journalist*innen Club vor [15].

Seit dem 6. Juni sind der Vater und der Halb-Bruder von Julian Assange,
John und Gabriel Shipton auf einer Tour quer durch die USA, unter dem Motto
Home Run 4 Julian [16]. Bis zum 2. Juli reisen sie in verschiedene
Städte, um sich dort mit Aktivist*innen, Politiker*innen und der Presse zu
treffen und mit ihnen ins Gespräch zu kommen.

Gestartet sind sie am 6. Juni in Miami [17], gefolgt von Boston, wo Julian
Assange den Sacco-Vanzetti Award [18] erhielt, der stellvertretend von
seiner Familie entgegengenommen wurde. In New York gab es eine
Podiums-Diskussion [19] mit den Shiptons, Roger Waters (Pink Floyd) und
anderen Gästen. Weitere Stationen sind u.a. Washington, Chicago, Denver,
San Francisco und Los Angeles.

Am 3. Juli schließlich steht der 50. Geburtstag von Julian Assange an.
Erneut wird der Ausnahme-Journalist nicht in Freiheit feiern dürfen,
getrennt von seiner Familie, im Hochsicherheitsgefängnis eingepfercht auf
6 m² in einer winzigen Zelle, die noch nicht einmal genügend Raum für ein
Minimum an sportlicher Betätigung hat. Er kann seine Tage also nur sitzend
verbringen [20]. Das mitten im Mutterland der Demokratie.

Zu seinem Geburtstag werden weltweit wieder zahlreiche Aktionen und
Veranstaltungen stattfinden. Menschen auf der ganzen Welt nehmen die
politische Verfolgung und Folter an Julian Assange nicht hin und stehen
geschlossen dagegen auf, gerade auch in Deutschland. 


Link zum Originalartikel:

https://blog.freeassange.eu/2021/06/13/assange-update/

Anmerkungen:

[1] https://dontextraditeassange.com/hearing-coverage/julian-assange-extradition-hearing-district-court-ruling/

[2] https://www.youtube.com/watch?v=YE53iK6-gPQ

[3] https://www.dailymail.co.uk/news/article-9655389/Julian-Assanges-lawyer-fiancee-says-WikiLeaks-founder-mental-turmoil-Belmarsh.html

[4] https://wikileaks.org/

[5] https://twitter.com/wikileaks/status/1403706842488967174

[6] https://twitter.com/DEAcampaign/status/1403026231415742465

[7] https://pressclub.ch/

[8], [10] https://www.change.org/p/geneva-call-to-uk-and-us-free-assange-gva-freeassange

[9], [11], [20] https://www.blick.ch/schweiz/assange-verlobte-stella-moris-im-interview-ich-erwarte-von-der-schweiz-klare-worte-id16576156.html

[12] https://www.piper.de/buecher/der-fall-julian-assange-isbn-978-3-492-07076-8

[13] https://www.derstandard.de/story/2000126281498/wie-julian-assange-in-england-fuer-die-enthuellung-von-kriegsverbrechen

[14] https://www.nachdenkseiten.de/?p=72191

[15] https://www.youtube.com/watch?v=__lL6JhJHjA

[16] https://assangedefense.org/tour/

[17] https://www.youtube.com/watch?v=NGn3KLMtgZg

[18] https://www.youtube.com/watch?v=Bk3xls9D4mE

[19] https://www.youtube.com/watch?v=-MmFWQTxtVY
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Mit automatischen Waffen gegen Flüchtlinge

Hilfsorganisationen protestieren gegen Hunger und Gewalt in libyschen
Flüchtlingslagern. EU-Behörde Frontex begünstigt Aufgreifen und
Internierung von Flüchtlingen.



BERLIN/BRÜSSEL/TRIPOLIS - Hilfsorganisationen schlagen wegen der
katastrophalen Verhältnisse in libyschen Internierungslagern für
Flüchtlinge zum wiederholten Mal Alarm. Médecins sans frontières (Ärzte
ohne Grenzen) hat kurz vor der Berliner Libyen-Konferenz mitgeteilt, die
ärztliche Versorgung in zwei Lagern in Tripolis wegen des gewalttätigen
Vorgehens des Lagerpersonals einstellen zu müssen; in einem der Lager
hatten Wächter mit automatischen Waffen auf internierte Flüchtlinge
geschossen. Aus einem weiteren Lager wird monatelanger sexueller Missbrauch
16- bis 18-jähriger Frauen gemeldet. Die Lager sind zur Zeit stark
überbelegt, weil die von der EU trainierte und ausgerüstete libysche
Küstenwache immer mehr Flüchtlinge aufgreift - dank systematischer Zuarbeit
der EU-Flüchtlingsabwehrbehörde Frontex. Allein in den ersten sechs Monaten
2021 wurden bereits mehr Migranten von der Küstenwache festgesetzt als im
Gesamtjahr 2020. Der Europäische Auswärtige Dienst lobt, die Küstenwache,
die unerwünschte Flüchtlinge von der EU fernhält, erziele "exzellente
Ergebnisse". Auf der Libyen-Konferenz spielte die Lage der Flüchtlinge
keine Rolle.

Hunger, Enge, Gewalt

Die Hilfsorganisation Médecins sans frontières (MSF, Ärzte ohne Grenzen)
schlägt - einmal mehr - wegen der katastrophalen Verhältnisse in libyschen
Internierungslagern für Flüchtlinge Alarm. Wie die Organisation berichtet,
sind die Lebensbedingungen in den Lagern ohnehin desolat. So erhalten die
internierten Flüchtlinge nur eine oder zwei Mahlzeiten pro Tag -
"gewöhnlich ein kleines Stück Brot mit Käse oder einen Teller Nudeln, den
sich viele teilen müssen".[1] Mitarbeiter von MSF haben beobachtet, dass
manche Lagerinsassen ihren Hunger zuweilen mit Medikamenten zu stillen
suchen. Zudem sind die Internierungslager unzulänglich belüftet und haben
oft kaum natürliches Licht; verlässlicher Zugang zu sauberem Wasser und zu
sanitären Einrichtungen fehlt. Weil die libysche Küstenwache immer mehr
Flüchtlinge auf dem Meer aufgreift, sind die Lager mittlerweile dramatisch
überfüllt. In manchen von ihnen teilen sich bis zu vier Migranten einen
Quadratmeter; das hat zur Folge, dass sie nur in Schichten schlafen können.
Die katastrophalen Verhältnisse sowie körperliche Übergriffe des
Lagerpersonals führen dazu, die ohnehin stets vorhandenen Spannungen in den
Einrichtungen anschwellen zu lassen. Sie entladen sich seit Anfang 2021
zunehmend in Gewalt.

Prellungen, Schnittwunden, Knochenbrüche

So berichtet MSF, am 17. Juni hätten Mitarbeiter der Organisation das Lager
Mabani in Tripolis besucht - und mitansehen müssen, wie Flüchtlinge
willkürlich verprügelt wurden, wenn sie ihre Zellen zur ärztlichen Visite
verlassen wollten. Letztlich konnte MSF 19 Migranten behandeln, die
Prellungen, Schnittwunden und Knochenbrüche erlitten hatten. Wie MSF
erfuhr, hatte es in der Nacht zuvor heftige Auseinandersetzungen zwischen
Flüchtlingen und Wächtern gegeben, die die Internierten zuvor verbal und
körperlich misshandelt hatten. Im Lager Mabani seien mindestens 2.000
Menschen eingesperrt, berichtet MSF.[2] Besuche in einem weiteren Lager in
Tripolis, Abu Salim, seien ab dem 13. Juni für eine Woche nicht zugelassen
worden. MSF fand heraus, dass Wächter dort am 13. Juni mit automatischen
Schusswaffen auf Lagerinsassen gefeuert hatten. Die Zahl der Verletzten war
beträchtlich. Umso schwerer wog es, dass Ärzte der Hilfsorganisation sieben
Tage lang keine Chance erhielten, die Opfer ärztlich zu versorgen. An
diesem Dienstag hat MSF angekündigt, wegen der eskalierenden Gewalt und aus
Sorge um die Sicherheit der Ärzte Besuche in Mabani und Abu Salim ab sofort
bis auf weiteres einstellen zu müssen. Damit bleiben kranke und verletzte
Flüchtlinge in den Lagern vorerst unversorgt.

Sexualisierte Gewalt

Gleichzeitig werden neue Berichte über sexuellen Missbrauch in libyschen
Internierungslagern bekannt. Demnach werden seit Monaten mehrere junge
Frauen aus Somalia im Alter zwischen 16 und 18 Jahren in dem Lager Shara al
Zawiya in Tripolis vom Lagerpersonal vergewaltigt. Das Lager ist - wie
Mabani oder Abu Salim - eines derjenigen, die das libysche Department for
Combating Illegal Immigration (DCIM) betreibt. Dieses wiederum ist
unmittelbar dem libyschen Innenministerium unterstellt, mit dem die EU
offiziell kooperiert. Menschenrechtsorganisationen versuchen seit Wochen,
die Entlassung der jungen Frauen aus dem Lager zu erreichen, haben aber
bislang keinen Erfolg.[3] Dabei wird seit Jahren von systematischem
sexuellem Missbrauch an Flüchtlingen berichtet. "Sexualisierte Gewalt"
werde "straflos von Menschenhändlern entlang den Migrationsrouten verübt",
aber auch in Polizeigefängnissen und in Internierungslagern, hieß es
beispielsweise in einem Bericht der Vereinten Nationen aus dem Jahr
2019.[4] Menschenrechtler weisen darauf hin, dass in den Lagern zwar
meistens Frauen, zuweilen aber auch Männer und Jungen sexualisierter Gewalt
ausgesetzt sind.[5]

Mit Hilfe von Frontex

Auf die Berichte über die Vergewaltigung junger Frauen in Shara al Zawiya
hat eine Sprecherin der EU-Kommission mit der Forderung reagiert, die
Internierungslager müssten "schließen".[6] Die Forderung steht allerdings
in bemerkenswertem Kontrast zu der Tatsache, dass die EU maßgebliche
Verantwortung für die stetige, zuletzt sogar rasch zunehmende Internierung
von Flüchtlingen in den Lagern trägt. Dies zeigen Recherchen über aktuelle
Praktiken der EU-Flüchtlingsabwehrbehörde Frontex. Frontex überwacht das
Mittelmeer zwischen Libyen und Italien respektive Malta nicht mit Schiffen,
sondern mit Flugzeugen, die Flüchtlingsboote aufspüren, die Flüchtlinge
aber natürlich nicht aufnehmen können. Frontex informiert dann sämtliche
Seenotleitstellen - die italienische, die maltesische, aber auch die
libysche -, woraufhin den Recherchen zufolge die italienischen wie auch die
maltesischen Stellen immer wieder untätig bleiben und schließlich die
libysche Küstenwache die Flüchtlinge aufgreift. Dies geschieht auch in
Gewässern, für die eindeutig die europäische Seite zuständig ist.[7] Von
der libyschen Küstenwache zurück nach Libyen an Land gebracht, enden die
Flüchtlinge regelmäßig in Internierungslagern, darunter Lager wie Mabani
oder Abu Salim.

"Exzellente Ergebnisse"

Dabei ist die libysche Küstenwache immer wieder von der EU unterstützt
worden, jüngst etwa im Rahmen eines Pilotprojekts, das die Such- und
Rettungsfähigkeiten der Küstenwache systematisch verbessern sollte. In
diesem Zusammenhang sind Berichten zufolge mehr als 100 Mitglieder der
libyschen General Administration for Coastal Security (GACS) trainiert
worden; zudem trägt mittlerweile die Türkei zur Ausbildung sowie zur
Ausrüstung der Küstenwache bei.[8] Ein interner Bericht des Europäischen
Auswärtigen Diensts stuft die Maßnahmen als äußerst erfolgreich ein: "Die
Effektivität der libyschen Küstenwache", heißt es mit Blick auf die
Entwicklung im zweiten Halbjahr 2020, "konnte gesteigert werden und
exzellente Ergebnisse erzielen".[9] In der Tat ist die Zahl der
Flüchtlinge, die libysche Küstenwächter von ihren Booten holten sowie
zurück nach Libyen brachten, von 9.000 im Jahr 2019 auf fast 12.000 im Jahr
2020 gestiegen; allein zwischen dem 1. Januar und dem 19. Juni dieses
Jahres belief sich ihre Anzahl laut Médecins sans frontières bereits auf
mehr als 14.000.[10] Die Mitwirkung von Frontex stuft die Völkerrechtlerin
Nora Markand von der Universität Münster als "mit dem Völkerrecht
unvereinbar" ein: Es handele sich "im Grunde" um "Beihilfe zu schwersten
Menschenrechtsverletzungen".[11]

Die zweite Berliner Libyen-Konferenz

Auf der gestrigen zweiten Berliner Libyen-Konferenz spielte die Lage der
Flüchtlinge keine Rolle. Die Konferenz beschloss, sämtliche ausländischen
Truppen und Söldner müssten umgehend aus Libyen abziehen; zudem müssten die
für den 24. Dezember angekündigten Parlaments- und Präsidentenwahlen
pünktlich abgehalten werden. Außenminister Heiko Maas feierte die Konferenz
als einen Erfolg. Freilich fehlen Berlin - wie schon nach der ersten
Libyen-Konferenz vom Januar 2020, die faktisch scheiterte - die
Machtmittel, um die Forderungen durchzusetzen. Wie Berliner Experten
bestätigen, fungieren bei den verfeindeten Parteien in Libyen als
"Sicherheitsgaranten" in Wirklichkeit nicht Deutschland und die EU, sondern
die Türkei und Russland (german-foreign-policy.com berichtete [12]). Daran
hat das gestrige Berliner Treffen nichts geändert.


Mehr zum Thema: 

Öl, Lager und Sklaven

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7453/

Das Meer des Todes

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7995/

sowie unsere Video-Kolumne EU - eine Werteunion?

https://www.youtube.com/watch?v=GV_c4TdVTTo
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07322: Buch mit vielen Siegeln (SB)

Gelehrte glauben mitunter zwar an das Buch der Natur, sind in der
Regel jedoch besonnen genug, um zu begreifen, daß es nicht mit dem uns
bekannten Alphabet geschrieben wurde. Warum es überhaupt ein Buch sein
soll ist eine andere Frage, und doch kommen sie zu dem trügerischen
Schluß, daß diese Buchstaben aus Dreiecken, Vierecken, Kreisen und
Kugeln bestehen. Also daß die Wirkungen der Natur mathematisch zu
berechnen seien und so auf einem Umweg doch wieder vom menschlichen
Denken und seinen Voraussetzungen erschlossen werden können. Jeder
liest auf seine Weise, was er glaubt zu sehen. So machen es auch
Schachspieler, wenn sie eine Stellung analysieren, je nach dem Umstand
ihres Vorwissens. In diesem Sinne durchfuhr Grünfeld in seiner Partie
gegen Soltis so etwas wie ein geistvoller Hauch, als er die schwarze
Königsstellung mit 1.Sh4xg6! aufriß. Soltis erkannte jedoch, daß er
nach 1...Kf7xg6 2.Le2-h5+! Kg6-f6 - 2...Kg6xh5 3.Dd3xf5# - 3.Lg3xe5+
einen entscheidenden Materialverlust erleiden würde und zog
daher 1...Dc7-d7. Gewiß, er verlor so kein Material, dafür aber den
Halt in der naturhaften Welt. Also, Wanderer, wie ist der Konflikt mit
der Materie zu lösen im heutigen Rätsel der Sphinx?
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Grünfeld - Soltis

Lone Pine 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Und Beni holte wie ein Schnitter die Ernte ein, und zwar mit dem
kraftvollen Zug 1.Df3-h3!! Weil jetzt nichts mehr half, fügte sich
Schwarzbach ins Unvermeidliche und ließ sich nach 1...Dh6xh3
2.Tg1xg7+Kg8-h8 3.Tg7xf7+ Kh8-g8 4.Tf7-g7+ Kg8-h8 5.Tg7-g8#
mattsetzen.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07321: Unnötiger Aufwand (SB)

Der Empfehlung eines Großmeisters zufolge sollte ein Amateur auf die
Spieler- und Eröffnungsvorbereitung verzichten bzw. den Aufwand dafür
wenigstens weitgehend minieren und so die eingesparte Zeit lieber in
das Training der strategischen Partiephasen investieren. Das macht
Sinn, wenn man bedenkt, daß alle Vorbereitung nur auf gut Glück
funktioniert, nämlich nur dann, wenn sich der Gegner an das erstellte
Profil hält. Weicht er launenhaft oder schlau von seinen eigenen
Erfahrungswegen ab und spielt quasi aus dem Ärmel, ist alle Mühe
dahin, dann muß man doch wieder auf seine eigenen Spielauffassungen
zurückgreifen. Warum also nicht gleich die eigenen Schwächen stärken
und die Stärken weiter ausfeilen? Das Ziel ist doch immer klar
umrissen: den Gegner mit schlagfertigen Manövern in Stellungen zu
treiben, die für einen selbst voller Kombinationen stecken. Meistens
sind Materialopfer die Sendboten dieser Strategie. Im heutigen Rätsel
der Sphinx hatte Beni mit Weiß in seiner Partie gegen Schwarzbach
durch ein Turmopfer offene Linien freigemacht und seinen Figurendruck
maximal erhöht. Der schwarze König geriet in die Bredouille. Was noch
fehlte war die siegreiche Kombination. Also, Wanderer, kannst du die
Zeichen des Untergangs lesen?
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Beni - Schwarzbach

Wien 1969


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Drohungen blicken mitunter düster, sind aber nur dem Anschein nach
gefährlich. Jegin, der einen Turm geopfert hatte, sah sich um den Sieg
geprellt, als Tukmatow mit 1...Td4-g4! den weißen Angriff zerstieb.
Jegin blieb daraufhin nichts anderes übrig, als trübe Verwicklungen
anzustreben. Doch nach 2.Lh6xg7+ Tg8xg7 3.Dg6-h6+ Kg8-h8 4.Dh6-e6+ Kg8-
h7 5.De6-f5+ Kh7-h6+ 6.Df5-e6+ Tg7-g6! war seine Munition verschossen,
und so mußte er sich geschlagen geben.
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/280: UEFA farblos oder wer das Geld hat bestimmt ... (SB)



Entwickelt sich der für staatsrepräsentative und
leistungsideologische Ziele vereinnahmte Spitzensport nun zu einem
Schlachtfeld für politische Symbolhandlungen, um auf unterhaltsame
wie marketingtechnisch perfekt ausbalancierte Weise die Widersprüche
gesellschaftlicher Macht- und Herrschaftsstrukturen noch effektiver zu
verschleiern?

Nationaltorhüter Manuel Neuer durfte während der aktuellen
Fußball-Europameisterschaft mit einer Regenbogenbinde auflaufen. Die
Europäische Fußball-Union (UEFA) gab ihr Plazet dazu. Das
Regenbogen-Symbol gilt gemeinhin als Ausdruck für die Akzeptanz
sexueller und geschlechtlicher Vielfalt. Doch als der Münchner
Stadtrat einhellig die Forderung erhob, die Münchner EM-Arena möge
doch bitte beim Länderspiel der Deutschen gegen Ungarn in den
Regenbogenfarben erstrahlen, war Schluss mit diverser Symbolpolitik.
Wie zu erwarten, lehnte die UEFA, die sich ansonsten gern mit
Toleranz- und Diversitätskampagnen schmückt, das Ansinnen als zu
politisch ab. Die Beleuchtung war nicht nur als Zeichen gegen
Homophobie und Transphobie gedacht, sondern als direkter Protest gegen
Ministerpräsident Viktor Orbán und das ungarische Parlament, das
kürzlich ein Gesetz verabschiedete, das die Informationsrechte von
Kindern und Jugendlichen in Hinblick auf Homosexualität und
Transgeschlechtlichkeit einschränkt. Wäre das offizielle Ansinnen von
Münchens Stadtoberen nicht auch gegen Ungarns rechtskonservativen
Ministerpräsidenten und die Fidesz-Partei adressiert gewesen, hätte
die UEFA vielleicht auch anders entscheiden können. So aber bleibt der
Verdacht im Raum, dass die Lichtspielaktion auf ein programmatisches,
nichtsdestotrotz öffentlichkeitswirksames Scheitern angelegt war.

Glaubwürdig wäre indessen der Münchner Protest gewesen, wenn das
Station des FC Bayern München, der die Nutzungsrechte während des
EM-Turniers an die UEFA abgetreten hat, trotz des Verbotes in bunten
Farben geleuchtet hätte. Für einen solchen Eklat fehlte den hiesigen
Polit- und Sportfunktionären jedoch der Mut. Niemand, der sich
lautstark über die Entscheidung der UEFA empörte, hatte die Chuzpe,
in der Allianz-Arena in Fröttmaning eigenmächtig den Schalter
umzulegen und damit unangenehme Konsequenzen, die den
Brot-und-Spiele-Pakt zwischen Sport und Politik gefährden könnten, auf
sich zu ziehen. Weder Münchens Oberbürgermeister Dieter Reiter (SPD),
der den Entschluss des Kontinentalverbandes als "beschämend"
bezeichnete, noch Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth (Grüne), die
gar meinte, die UEFA maße sich an, "in der Manier von autokratischen
Machthabern zu definieren, was die gesellschaftspolitische Rolle von
Sport und Sportveranstaltungen ist". [1]

Tatsächlich ist diese Anmaßung fester Bestandteil der
kulturindustriellen Sporthegemonie und wird von PolitikerInnen
aller Couleur unterstützt, die aus sicher erwogenen Interessen jedes
Jahr Hunderte Millionen an Steuergeldern in die vermeintlich politisch
neutrale Leistungs- und Medaillenproduktion der Verbände und
Organisationen stecken. Dafür nehmen sie letztlich sogar in Kauf, von
den Monopolverbänden des Sports vertraglich geknebelt, erpresst und
gegeneinander ausgespielt zu werden, wie das Diktat der UEFA zeigt,
in Coronazeiten auf massenhafte Zuschauerzahlen zu bestehen.

Die Regenbogenfarbenappelle arteten dann in ein regelrechtes
Fernduell in Symbolpolitik aus: Während ungarische Vereine
ihre Stadien in den Nationalfarben erstrahlen ließen, um ihre
Solidarität mit der Orbán-Regierung zu demonstrieren, wurden in
Deutschland bei zahlreichen Anlässen bunte Farben und Fahnen
präsentiert. Mehrere deutsche Stadionbetreiber ließen zudem ihre
(leeren) Arenen bunt aufleuchten. Nicht zu vergessen Bayerns
Ministerpräsident Markus Söder (CSU), der forderte, man müsse sich
stark machen gegen Ausgrenzung und Diskriminierung und der ein Selfie
aus dem Münchner Stadion twitterte, das ihn mit Regenbogenmundschutz
zeigt. Nichts erinnerte mehr daran, dass die CSU in der Europäischen
Volkspartei (EVP) jahrelang die konservative und nationalistische
Politik der Fidesz-Partei mitgetragen hatte, ehe es im März 2021 zu
einem Bruch kam.

Der von politischer Protektion und finanzieller Unterstützung
abhängige Spitzensport, dessen Autonomie eine bürgerliche Schimäre
darstellt, wird auch dort vor den Karren der globalen Krisenregulation
gespannt, wo Werte wie Menschenwürde, Gleichberechtigung oder
Meinungs-, Bekenntnis- und Vereinigungsfreiheit weder
allgemeingesellschaftlich noch im Subsystem des Leistungs- und
Wettkampfsports verwirklicht sind. Erst im Februar dieses Jahres
hatte die Europaratskonferenz der für Sport zuständigen Ministerinnen
und Minister eine Entschließung verabschiedet, in der sie mit Blick
auf die vermeintliche "Integrität des Sports" die Mitgliedsstaaten
dazu auffordern, "den Schutz und die Förderung der Menschenrechte
in diesem Bereich weiter zu verbessern sowie den Sport und dessen
vielfältigen sozialen und individuellen Nutzen zu fördern, um die
Widerstandskraft der Gesellschaft gegenüber globalen Krisen zu
stärken". [2] Wer wie die Europäische Union den von Korruption und
Missbrauch zerfressenen Sport zum Resilienzprogramm gegen globale
Krisen hochjazzt, dem ist alles zuzutrauen, auch die
Instrumentalisierung von Menschenrechten für geopolitische Zwecke.

Die weitverbreitete Abwertung von Weiblichkeit und
Nicht-Heterosexualität im männlich dominierten Fußballsport, die unter
anderem dazu führt, dass sehr viele LGBTI*-Personen (Lesben, Schwule,
Bisexuelle, Transgender und/oder Intersexuelle) noch immer versteckt
und in Angst vor dem Outing leben, sowie die zahlreichen
Mißbrauchsformen sexualisierter bis disziplinatorischer Gewalt
sprechen eine deutliche Sprache, dass der moderne Leistungs- und
Wettkampfsport von ganz anderen Kräften und Interessen beherrscht
wird, als es Politik- und Schulweisheiten gewöhnlich lehren. So wird
fast nirgendwo das Leistungs- und Wettkampfprinzip des Sports
grundsätzlich in Frage gestellt, obwohl doch eigentlich klar sein
müsste, dass der auf gegenseitige körperliche, soziale und ökonomische
Überbietung ausgerichtete Hochleistungssport kein Vorbild für
gesellschaftlich gebotene, sich dann auch in Körper, Geist und
Lebensertüchtigung widerspiegelnde Suffizienzweisen darstellt.

Auch ist zu fragen, ob benachteiligten Menschen wirklich damit
gedient wäre, wenn im Parteiengezänk und Profilierungsgehabe
verstrickte PolitikerInnen nun explizit die Definitionshoheit
übernehmen würden, was die gesellschaftspolitische Rolle von Sport
und Sportveranstaltungen sei. Schon im Ost-West-Konflikt war der Sport
ein politisches Instrument des Kalten Krieges, und das gilt unverwandt
in Zeiten, in denen insbesondere die Schwarz-Grün-Parteien für
Drohnen- und Menschenrechtskriege sowie für immer härtere
Sanktionsmaßnahmen gegen politische und wirtschaftliche
"Systemrivalen" wie Russland oder China trommeln. Der Sport ist zwar
ein Nebenkriegsschauplatz, doch er ist keineswegs weniger politisch
umkämpft.

Im Augenblick durchläuft den Medien- und Zuschauersport eine Welle
symbolischer Solidarität: In Anlehnung an die Proteste des geschassten
Football-Profis Colin Kaepernick gegen Polizeigewalt und Rassismus in
den USA, den Protesten wegen des gewaltsamen Todes des Afroamerikaners
George Floyd sowie als Zeichen für die Unterstützung der "Black Lives
Matter"-Bewegung. Indem sie sich vor Spielen hinknien, demonstrieren
zahlreiche Spieler und Spielerinnen aus aller Welt ihre Solidarität.
Allerdings nicht immer zum Gefallen aller ZuschauerInnen, die mitunter
mit Buhrufen und Pfiffen reagieren. So ist in Großbritannien, wo
Spieler des englischen Nationalteams und der Premier League vor jeder
Partie ihre Solidarität mit der "Black Lives Matter"-Bewegung
demonstrieren, eine Debatte entbrannt, die in regelrechte
Hetzkampagnen ausartete. "Das dominierende Argument der Gegner lautet:
'Black Lives Matter' sei eine 'marxistische' Organisation. Eine Art
Mythos, der einzig auf dem Interview mit Patrisse Cullors basiert, der
Mitbegründerin der Bewegung, aus dem Jahr 2015. Sie hatte sich und
andere Mitstreiter als 'ausgebildete Marxisten' beschrieben",
berichtete kürzlich die Deutsche Welle in ihrem Sportteil. Cullors
Wort vom Marxismus habe eine rechtsextreme Hetzkampagne begründet.
"Eine Entwicklung, die eine in Großbritannien dominierende rechte
Presse und einflussreiche Figuren der politischen Rechten dankbar
aufgenommen haben." [3]

Der Anti-Kommunismus ist auch in Deutschland stark verbreitet, und
die sich jetzt als Unterstützer der LGBTI*-Community inszenierenden
PolitikerInnen insbesondere aus dem konservativen Lager werden einen
Teufel tun, beispielsweise aus Solidarität mit der internationalen
Black Lives Matter-Bewegung ihre Stadien zu verdunkeln, wenn in einem
so rassistischen Land wie den USA, das gemessen an der Einwohnerzahl
die größte Gefängnisbevölkerung der Welt mit überproportional
farbigen Insassen unterhält, Olympische und Paralympische Spiele
ausgetragen werden. Und das Licht wird in der Allianz-Arena auch nicht
ausgehen, wenn Bayern München in Katar, seinem Millionen-Sponsor,
Trainingslager abhält oder wenn die deutsche Nationalelf im kommenden
Jahr anlässlich der Fußball-WM in Katar aufläuft. Der gas- und
ölreiche Wüstenstaat, der sich mit seinem Geld das Wohlwollen von
Politikern, Funktionären, Polizeien, Wissenschaftlern und Medienleuten
aus aller Welt erkauft hat, steht seit Jahren bei
Menschenrechtsorganisationen in der Kritik, nicht nur Arbeitsmigranten
und -migrantinnen auszubeuten, sondern auch wegen der Verfolgung von
Homosexuellen, der Unterdrückung von Frauen, mangelnder Presse-,
Meinungs- und Religionsfreiheit, Antisemitismus und der Unterstützung
radikalislamischer Salafisten. Gleichgeschlechtliche Liebe ist in dem
Land illegal und wird mit Peitschenhieben bzw. mehrjährigen
Gefängnisstrafen geahndet. Auf außerehelichen Geschlechtsverkehr,
unabhängig von der Sexualität, kann auch die Todesstrafe folgen.
Während der Fußball-WM 2022 sollen aber Regenbogenflaggen in den
Stadien "respektiert" werden, heißt es. Ein Grund zum farbenfrohen
Mitlaufen, Mitfeiern und Mitfiebern?

Fußnoten:

[1] https://www.zeit.de/sport/2021-06/stadion-muenchen-regenbogenfarben-em-uefa-claudia-roth?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.netvibes.com%2Fdashboard%2F91119919%3F. 23.06.2021.

[2] https://www.coe.int/de/web/portal/-/european-sports-charter-and-human-rights-in-sport-resolutions-adopted-at-conference-of-ministers. 11.02.2021.

[3] https://www.dw.com/de/black-lives-matter-kampf-um-englands-seele/a-57867265?maca=de-rss-de-sport-4020-rdf. 13.06.2021.
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/806: Schweden als Weltführer bei tierversuchsfreier Forschung? (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Schweden als Weltführer bei tierversuchsfreier Forschung?

von Dr. Corina Gericke - Ärzte gegen Tierversuche e.V., 22.06.2021



Das renommierte Karolinska-Institut in Schweden hat ein
Diskussionspapier über neue Methoden ohne Tierversuche herausgegeben, das
klar auf einen Paradigmenwechsel abzielt, bei dem der Tierversuch nicht
länger als "Goldstandard" gilt. Die schwedische Regierung hatte bereits
verlauten lassen, Weltführer auf dem Gebiet der tierversuchsfreien
Forschung werden zu können. Der bundesweite Verein Ärzte gegen Tierversuche
zeigt sich erfreut über das 5. Land nach den Niederlanden, den USA,
Großbritannien und Norwegen, das einen wichtigen Schritt weg vom
Tierversuch macht.

"Von einem Ausstieg aus dem Tierversuch ist in dem Papier des Karolinska
Institut noch nicht die Rede, aber ein wichtiger erster Schritt ist getan,
nämlich zu erkennen, dass den tierversuchsfreien Methoden die Zukunft
gehört", erläutert Dr. med. vet. Corina Gericke, Vizevorsitzende von Ärzte
gegen Tierversuche. So wird ein Placement, nicht Replacement gefordert,
also Etablierung tierfreier Verfahren statt eines 1-zu-1-Ersatzes von
Tierversuchen. Auch das Wort "Alternativen" wird nicht gewählt, sondern es
wird von "neuen Methoden" gesprochen. Diese seien kein bloßer Ersatz und
auch keine Alternative, da sie sehr viel mehr Möglichkeiten böten als der
Tierversuch. Die neuen Techniken bergen nach Überzeugung der Autoren ein
großes Potenzial für die Wissenschaft, die menschliche Umwelt und
Gesundheit, ebenso wie für die Innovationskraft der Industrie.

In dem 114-Seiten starken Papier wurden mehrere Akteure aus den Bereichen
Forschung, Behörden, Politik und Industrie (L'Oréal und AstraZeneca)
interviewt. Viele stellen den Tierversuch als "Goldstandard" in Frage.
Mäuse würden geheilt werden, aber die Übertragung auf den Menschen
funktioniere oft nicht. Die Forschung brauche mehr Humanrelevanz.

Ziel des Berichts ist zunächst, die Kommunikation zwischen Forschern und
anderen Akteuren zu fördern. Die schwedische Regierung hatte im Dezember
2020 einen Fahrplan für die Forschung in den nächsten vier Jahren
vorgestellt. Darin heißt es:

"Schweden kann Weltführer auf dem Gebiet der Alternativmethoden werden,
 was sowohl zu neuen Arbeitsplätzen, als auch neuen Firmen beitragen kann.
 Die Nachfrage nach schnelleren, billigeren und sichereren Testmethoden
 ist groß."


Das Karolinska-Institut bei Stockholm ist eine der größten und
angesehensten medizinischen Universitäten Europas. Die Nobelversammlung am
Karolinska-Institut bestimmt jährlich den oder die Träger des Nobelpreises
für Physiologie oder Medizin.

Schweden reiht sich damit in die Liste der Länder ein, die Schritte zu
einem Ausstieg aus dem Tierversuch angehen: Niederlande, USA,
Großbritannien und Norwegen.

Ärzte gegen Tierversuche fordert in einer gemeinsamen Kampagne mit dem
Bundesverband Menschen für Tierrechte und 13 weiteren Organisationen von
der Bundesregierung das Erstellen eines Ausstiegskonzeptes aus dem
Tierversuch. Die Forderung kann durch Mitzeichnen einer Online-Petition
unterstützt werden.

Weitere Mitteilung von Ärzte gegen Tierversuche zum Thema:

Weltweite Konzepte zum Übergang zu tierversuchsfreier Forschung: Ein
Überblick über die Strategien in den Niederlanden, USA, Großbritannien und
Norwegen:

https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/tierversuche/stellungnahmen/3331-weltweite-konzepte-zum-uebergang-zu-tierversuchsfreier-forschung

Ausstiegs-Kampagne mit Online-Petition:

www.ausstieg-aus-dem-tierversuch.de

Link zum Originalartikel:

https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/news/aktuelle-news/3376-schweden-als-weltfuehrer-bei-tierversuchsfreier-forschung


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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Wälder und Savannen nicht verfeuern!

von Jana Ballenthien, Waldreferentin ROBIN WOOD



"Holzbiomasse": Wo Bio drauf steht, muss auch Bio drin sein? Weit
gefehlt! Was so gut klingt, ist einer der größten Fehler, den die
EU-Staaten zum Erreichen ihrer Klimaziele als Trend etablieren:
Kohlekraftwerke sollen auf Holzverbrennung umgerüstet werden.

Doch um Holz zu verbrennen, muss man erst einmal welches haben.
Alleine im Kraftwerk Wilhelmshaven sollen pro Jahr 2,9 Millionen
Tonnen Pellets verbrannt werden. Und das, obwohl Deutschland pro Jahr
nur insgesamt drei Millionen Tonnen Pellets produziert. Das Holz muss
also importiert werden. Zu einem großen Teil stammt es aus einem
einzigartigen Biodiversitäts-Hotspot im Südosten Amerikas und aus
geschützten Wäldern des Baltikums.

Aber nachhaltig ist die Holzbiomasse-Verbrennung doch? Leider nein.
Sie emittiert in der EU mehr als 350 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr!
Und ein jahrhundertelang gewachsenes Waldökosystem, das mit seinen
alten Bäumen und einer mehrere Meter dicken Humusschicht als wichtige
CO2-Senke fungiert, kann auch nicht auf die Schnelle nachgepflanzt
werden. Die vielen anderen Ökosystemfunktionen alter Wälder werden in
dieser Rechnung nicht einmal veranschlagt. Wälder haben einen
kühlenden Effekt auf ganze Regionen, sind ein wichtiger genetischer
Pool, Erholungsraum, Luftund Wasserfilter und vieles mehr.

Einige Kraftwerke in Deutschland könnten gar auf die Verbrennung
namibischer Büsche umgerüstet werden. Neben dem ökologischen Desaster
ist dieses von der GIZ (Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit) vorangetriebene Vorhaben von Grund auf neokolonial und
würde die sozialen Ungleichheiten in Namibia verschärfen.

Vor kurzem warnte ein Wissenschaftsteam der EU-Kommission vor der
Nutzung von Holzbiomasse. Erstens stellen von den 24 untersuchten
Bioenergie-Szenarien 23 ein Risiko für das Klima, die Biodiversität
oder für beides dar. Zweitens enthielten die meisten nationalen
Energie- und Klimapläne der EU-Mitgliedsstaaten keine angemessene
Bewertung, wie sich eine Ausweitung der Holzeinschläge auf
Kohlenstoffsenken, Biodiversität, Wasser und Luftverschmutzung
auswirken könnten. Drittens sei die gemeldete Nutzung von Holzbiomasse
höher als die gemeldeten Holzquellen, was darauf hindeute, dass bis zu
20 Prozent des in der EU verbrannten Holzes aus unbekannten Quellen
stammt.

Die Niederlande steigen aus

Überraschendes hat sich inzwischen in den Niederlanden zugetragen. Die
niederländische Parlamentskammer beschloss am 25. Februar dieses
Jahres, dass keine Subventionen für das Verfeuern von Holz zur
Energiegewinnung mehr genehmigt werden dürfen, bis ein Ausstiegsplan
aus der Holzverbrennung in Kraftwerken vorliegt.

Die Niederlande planen also den Ausstieg, bevor Deutschland überhaupt
eingestiegen ist. Diese Entscheidung hat hoffentlich auch auf
Deutschland Signalwirkung.

Die EU verhandelt weiter an ihrer Revision der Renewable Energy
Directive zum Thema Holzbiomasse. Gleichzeitig bastelt die
Bundesregierung daran, wie sie die Kraftwerksbetreibenden für diese
unrentable, umweltschädliche und unsoziale Art der Energiegewinnung
subventionieren kann.

ROBIN WOOD beobachtet sehr genau die weiteren Entwicklungen in
Deutschland und in Europa: Was planen die Regierungen, Unternehmen und
Kraftwerkstreiber? Wie viele Megawattstunden sollen über Holzbiomasse
produziert wer den? Wie viele Tonnen Pellets würden verbrannt? Wie
viel Fläche Wald wäre das? Woher kommt der Rohstoff?

Die internationale Klima- und Umweltschutzszene ist alarmiert. Am Tag
des Waldes 2021 schickte ROBIN WOOD gemeinsam mit 24 NGOs und 44
indigenen Gemeinschaften einem offenen Brief an den Präsidenten des
Europäischen Rates Charles Michel, die Präsidentin der Europäischen
Kommission Ursula von der Leyen und den Vizepräsidenten der
Europäischen Kommission Frans Timmermans.

Darin forderten wir die geplante Nutzung von Waldbiomasse aus der
EU-Richtlinie REDII zu entfernen. Die Verantwortlichen müssen eine
Politik etablieren, die Kohlenstoff im Boden hält und die Wälder der
EU schützt.

In den letzten Monaten sind wir besonders gegen Pläne aktiv geworden,
das Kraftwerk Tiefstack in Hamburg auf die Verbrennung namibischer
Büsche umzurüsten. Hier ging ein offener Brief von uns mit 39
deutschen und internationalen umwelt-, entwicklungsund
stadtpolitischen Organisationen, Akteur*innen der
Klimagerechtigkeitsbewegung und Wissenschaftler*innen an
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller. In seinem Auftrag führt die
GIZ das Projekt "Nutzung von Busch-Biomasse" in Namibia durch. Wir
forderten den Minister auf, das Projekt grundsätzlich auf den
Prüfstand zu stellen. Um dieser Forderung Nachdruck zu verleihen und
auch dem Hamburger Senat gegenüber zu zeigen, dass wir die Umrüstung
des Kraftwerks in Tiefstack nicht hinnehmen werden, besuchten Aktive
von ROBIN WOOD und Ende Gelände das Kraftwerk mit großen Bannern und
Rauch (siehe auch Seite 6 dieser Ausgabe).

Inzwischen hat das BMZ von Minister Müller geantwortet. Die Antwort
fällt sehr mager und ausweichend aus. ROBIN WOOD hat öffentlich darauf
reagiert und fordert vom BMZ gemeimsam mit DUH, Rettet den Regenwald,
Biofuelwatch und anderen Verbündeten dringend Nachbesserungen. Ihr
findet dies alles auf unserer Kampagnenwebsite "Wälder und Savannen
nicht verfeuern!" ROBIN WOOD wird auf Bundesebene und auch auf lokaler
Ebene nachlegen, um unserer Kritik Ausdruck zu verleihen. Seid
gespannt!

Noch können wir die Pläne stoppen!

Die großen Pelletkonzerne Enviva und Granul-Invest stehen bereit und
signalisieren: Deutschland ist der nächste große Markt. Doch wir
lassen uns nicht verunsichern: Noch ist der Eine-Milliarde-Fördertopf
der Regierung zur Umrüstung von Kraftwerken auf Holzbiomasse nicht
fertig gekocht. Wenn wir jetzt Druck machen, haben wir die Chance,
dass die Pläne nie umgesetzt werden.

Wir wollen die Umrüstung von Kohlekraftwerken auf Holzbiomasse mit
Ihnen gemeinsam kippen, allen voran das Projekt zur
Buschholzverbrennung im Kraftwerk Tiefstack. Wir brauchen eine sozial
gerechte, klima- und artenverträgliche Energie- und Wärmewende. Das
heißt, wir brauchen eine dezentrale Energieversorgung aus nachweislich
erneuerbaren Energien, die ohne den Import von Ressourcen aus dem
globalen Süden auskommt. Dazu gehören Solar- und Windkraft, aber auch
Erd-, Wasser- und Luftwärmepumpen. Und auch die entschlossene
Förderung von Energieeffizienz sowie Maßnahmen zur Energiereduktion
sind gefragt.

Wir bleiben dran, informieren Sie und machen weiter Druck. Mit Ihrer
Unterstützung heizen wir den Befürwortenden des Projekts ein!




Informieren Sie sich auf unserer Kampagnenwebsite:

www.robinwood.de/wälder-und-savannen-nicht-verfeuern




 * 




Robin Wood Pressemitteilung - 15. Juni 2021

Our Forests Aren't Fuel

Streicht Waldbiomasse aus der EU-Richtlinie für erneuerbare
Energien!


NGOs übergeben eine von rund 220.000 Bürger*innen unterzeichnete
Petition gegen das Verfeuern von Wäldern in der EU
Das niederländische Clean Air Committee übergibt heute Nachmittag im
Namen von 127 NGOs die von rund 220.000 Menschen unterzeichnete
EU-Petition "Die EU muss Wälder schützen, statt sie für die
Energiegewinnung zu verbrennen". Die Übergabe an Diederik Samsom,
Kabinettchef des Vizepräsidenten der EU-Kommission, Frans Timmermans,
findet im Berlaymont-Gebäude der EU-Kommission in Brüssel statt. Sie
wird in einer Videoschalte durch eine fünfköpfige Delegation von
NGO-Vertreter*innen, darunter ROBIN WOOD, begleitet.

Die EU-Richtlinie für erneuerbare Energien (REDII) erlaubt zurzeit,
dass Gelder, die für den Umbau des Energiesystems auf erneuerbare
Energien gedacht sind, auch in den Ausbau der industriellen
Holzverbrennung fließen dürfen. Rund 220.000 EU-Bürger*innen fordern
mit ihrer Unterschrift unter die Petition, dass dies gestoppt werden
muss. Denn die Verbrennung wertvoller Wälder ist nur der Umstieg von
der einen Verbrennungstechnologie auf eine andere - sie schadet dem
Klima, der Artenvielfalt und der Gesundheit. Dies kann nicht im Sinne
einer wirksamen, europäischen Klimapolitik sein.

Die Petition fordert die EU-Politiker*innen und die EU-Mitgliedstaaten
dazu auf:


	Subventionen und andere Anreize für die Verbrennung von Holzbiomasse einzustellen und das Geld umzulenken in die Förderung von Energieeffizienz und in den Ausbau wirklich erneuerbarer Energiequellen

	Energie, die aus der Verbrennung von Holzbiomasse gewonnen wird, nicht positiv in den Klimabilanzen zu verbuchen

	den Schutz der Wälder und der Artenvielfalt vorrangig zu berücksichtigen.



"Deutschland steht an der Schwelle, in die großindustrielle
Verbrennung von Holz in umgerüsteten Kohlekraftwerken einzusteigen.
Herr Timmermans, geben Sie Deutschland und allen Mitgliedstaaten ein
starkes Signal gegen das Verbrennen wertvoller Wälder und setzen Sie
sich für eine soziale, faire und ökologische Energiewende in der EU
ein", fordert Jana Ballenthien, Waldreferentin von ROBIN WOOD
Deutschland.

"Dänemarks 'grüner Übergang' basiert auf dem Übergang von der
Verbrennung von Kohle zur Verbrennung von Biomasse, was alles andere
als klimafreundlich ist. Es wird katastrophal sein, wenn unsere Fehler
in noch größerem Maßstab wiederholt werden", sagt Mads Kjærgaard
Lange, Koordinator von NOAH, Friends of the Earth Denmark.

"Herr Timmermans, im Namen von 26 NGOs aus Polen bitte ich Sie,
Primärholzbiomasse von der Liste der erneuerbaren Energiequellen in
der RED zu streichen", sagt Augustyn Mikos von der polnischen NGO
Association Workshop for All Beings.

Pressemitteilung, 15.06.2021

Robin Wood, Pressestelle

E-Mail: presse@robinwood.de

https://www.robinwood.de/pressemitteilungen/streicht-waldbiomasse-aus-der-eu-richtlinie-für-erneuerbare-energien
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Waldschäden 2020 - To die or not to die?

von Rudolf Fenner, Waldexperte

ROBIN WOOD, Hamburg



Keine Frage, die letzten drei Jahre waren so trocken und warm wie wohl
noch nie. Und sichtbar wie nie sind auch die Folgen in den Wäldern.
Alle haben sie gesehen - die toten, die sterbenden, die welken Bäume.
Und wer es nicht mit eigenen Augen in den Wäldern hat sehen können,
der hat es dank zahlloser medialer Berichte und Reportagen trotzdem
mitbekommen: Der Schadensverlauf des Waldes, alljährlich gemessen an
den Blatt- und Nadelverlusten in den Baumkronen der Waldbäume, ist in
den beiden letzten Jahren auf die höchsten Werte seit Beginn dieser
Erhebungen im Jahre 1984 hochgeschossen (siehe Grafik unten).




[image: Die Fieberkurve des Waldes. Geschädigte Bäume in Deutschland 1984-2020 als Kurve in Prozentwerten angegeben - Datengrundlage: Waldzustandsberichte des Bundeslandwirtschaftsministeriums - Foto/Grafik: © Robin Wood]

Der Schadensverlauf des Waldes, alljährlich gemessen an den Blatt- und
Nadelverlusten in den Baumkronen der Waldbäume, ist in
den beiden letzten Jahren auf die höchsten Werte seit Beginn dieser
Erhebungen im Jahre 1984 hochgeschossen. Dargestellt sind die
zusammengefassten Werte aller Waldbäume in den Schadstufen 1-4

Foto/Grafik: © Robin Wood



Nur noch 21 Prozent aller Waldbäume wurden als vital eingestuft. Der
Rest zeigt erkennbar erhöhte Blatt- bzw. Nadelverluste, 37 Prozent der
Baumkronen sind deutlich bis stark geschädigt.

Gestorben wurde in den Wäldern schon immer. Doch die Menge der
jährlich abgestorbenen Bäume, die sogenannte Absterberate, war in der
Vergangenheit keine Messgröße, die wirklich auffällige Veränderungen
erkennen ließ. Sie schwankte in den letzten zwei Jahrzehnten
unspektakulär um einen Wert von 0,2 Prozent. Selbst nach der ersten
ungewöhnlichen Dürre im Jahr 2003 blieb sie unter 0,3 Prozent. Doch in
den letzten beiden Jahren ist die Absterberate angestiegen, zunächst
2019 auf 0,63 Prozent und im letzten Jahr dann auf 1,73 Prozent.

Die fortschreitende Klimaerwärmung hat mit dieser mehrjährigen
sommerlichen Hitze und Trockenheit unübersehbar einen dicken
Warnschuss in die Wälder platziert. In manchen Kommentaren von
forstlichen Verbänden und Ministerien wird seitdem den Fichten und
Kiefern, aber auch den Buchen kaum noch eine Zukunft im
Wirtschaftswald zugetraut. Dafür wird die Liste mit Vorschlägen von
Ersatzbaumarten aus wärmeren Regionen der Welt immer länger.

Doch schon ein grober Blick in die Details des aktuellen
Waldzustandsberichts des Bundeslandwirtschaftsministeriums ergibt ein
anderes Bild: Nadelbäume starben während des letzten Jahres deutlich
stärker weg als Laubbäume. Insgesamt lag die Absterberate bei den
Nadelbäumen bei rund 2,4, bei den Laubbäumen aber nur bei 0,9 Prozent.
Fichten hatten dabei die bei weitem höchste Absterberate. Über vier
Prozent sind im letzten Jahr bundesweit abgestorben, in
Nordrhein-Westfalen waren es fast 11 und in Hessen sogar 17 Prozent.
Die geringsten Absterberaten bundesweit hatten Buchen und Eichen mit
0,3 bzw. 0,41 Prozent. Insgesamt sind deutlich mehr als doppelt so
viel Fichten abgestorben als alle anderen abgestorbenen Nadel- und
Laubbaumarten zusammengenommen!

Bemerkenswert und zunächst irritierend ist, dass Buchen und Eichen die
geringsten Absterberaten hatten (siehe Grafik unten), während ihr
Schadensverlauf anhand der Kronenverlichtung sie in den letzten drei
Jahrzehnten durchgängig als die am stärksten geschädigten
Waldbaumarten ausgewiesen hat (siehe Grafik auf der folgenden Seite).
Und umgekehrt: Fichten und Kiefern schienen, gemessen anhand ihrer
Nadelverluste, deutlich weniger zu leiden, starben aber jetzt in
erschreckendem Umfang ab. Offensichtlich sind Laubbäume deutlich
besser als Nadelbäume in der Lage, sehr differenziert über
Blattausbildung und Blattabwurf auf Umweltbelastungen und Wasserstress
zu reagieren und so dem tödlichen Verdorren eher zu entkommen.
Offensichtlich wird allerdings auch, dass das Kriterium der
Kronenverlichtung nur als Gradmesser für die Schadensentwicklung der
jeweiligen Baumart geeignet ist, nicht aber für den Vergleich zwischen
verschiedenen Baumarten.




[image: Absterberaten der vier Hauptbaumarten in unseren Wäldern - Säulendiagramm für die Jahre 1990-2017, 2018, 2019, 2020 - Grafik: © Robin Wood]

Für die Darstellung der zusammengefassten Absterberaten der Jahre 1990
bis 2017 wurde der mittlere Wert (Median) gewählt. Die Streubereiche
dieser zusammengefassten Werte - bereinigt um die jeweils drei
niedrigsten und die drei höchsten Werte - betragen für die Buche
0-0,11%, für die Eiche 0,11-0,51%; für die Kiefer: 0-0,29% und für die
Fichte 0,04-0,26%

Grafik: © Robin Wood



Kein Baum stirbt aus in Deutschland - auch die Fichte nicht. Aber sie
zieht sich offensichtlich und mit aller Macht wegsterbend aus den
plantagenartigen Forsten und aus den mittlerweile zu warmen und zu
trockenen, tieferen Lagen zurück - nämlich dorthin, wo sie in
Deutschland von Natur aus heimisch ist: in die höheren, kühleren und
auch feuchteren Lagen der süddeutschen Mittelgebirge und des
Alpenrands, wo auch die Chancen des Borkenkäfers deutlich gemindert
sind.

Wer aber im selben Atemzug mit der Fichte auch die Buche verbal gleich
mit wegsterben lässt, redet fahrlässig daher. Mag sein, dass sich die
Buche künftig aus steileren, sonnenexponierten Süd- und Südwesthängen
nach und nach zurückziehen wird. Von solchen Standorten stammten meist
die Bilder von flächig absterbenden Buchenbeständen, deren Laubkronen
bereits im Sommer braun verfärbt und zum Teil auch schon kahl geworden
waren.

Doch dieser vorzeitige Blattabwurf ist bei Laubbäumen - siehe oben -
eine Art Notbremse, um sich vor weiterem, letztlich tödlichem
Wasserverlust durch die transpirierenden Blätter zu schützen. Da aber
die Knospen fürs nächste Jahr bereits im Juli fertig angelegt sind,
haben etliche Laubbäume im darauffolgenden Jahr wieder ausgetrieben.




[image: Entwicklung der Kronenverlichtung (Schadstufen 1 bis 4) bei Buche und Fichte seit 1990 - Kurvendiagramm - Grafik: © Robin Wood]

Der Laubbaum Buche zeigt im Vergleich zum Nadelbaum Fichte einen
seit Jahrzehnten deutlich höheren Anteil an verlichteten Baumkronen


Grafik: © Robin Wood



Und, um es noch mal zu betonen. Die Buche ist unter den vier
Hauptbaumarten bundesweit diejenige, die mit den insgesamt geringsten
Verlusten durch die bislang längste und härteste Dürre gekommen ist.

Und wer mit glänzenden Augen noch immer die aus Nordamerika stammende
Douglasie als traumhaften Zukunftsbaum für unsere Wälder propagiert,
hat sich ihre Schadensbilanzen in Südwestdeutschland nicht angeschaut.
Aus dem in der Tat vor vier Jahrzehnten noch rundum gesund dastehenden
Baum ist dort über die Jahre ein Baum geworden, bei dem nur noch
weniger als 20 Prozent ungeschädigt sind.

Damit die Wälder sich von den Schäden der letzten Jahre erholen können
und - mehr noch - damit die Wälder vor der mit Sicherheit noch
zulegenden Klimaerwärmung besser geschützt sind, ist es erforderlich,
das Binnenklima der Wälder mit seinen kühleren Temperaturen und seiner
höheren Feuchtigkeit besser zu schützen.

Das geht um so erfolgreicher, je weniger das Kronendach durch
Baumfällungen durchlöchert wird. Auch sollten umgestürzte Bäume und
anderes Totholz weitmöglichst im Wald belassen werden. Das hält die
Feuchtigkeit am und auch im Waldboden deutlich länger!

Und überhaupt: Es sollte jetzt endlich verstärkt über die Anpassung
der Waldbewirtschaftung an die sich ändernden Klimabedingungen
nachgedacht werden, anstatt immer wieder vermeintlich besser geeignete
Baumarten aus anderen Regionen in die Debatte zu werfen, über deren
Integrationsfähigkeit in die hiesigen Wälder wir aber so gut wie
nichts wissen.

 * 


Der Burgberg im Nationalpark Hainich

Man konnte es schon von Weitem sehen: Es war in den letzten Tagen des
Sommers 2019 und die südwestliche Flanke des dicht bewaldeten
Burgbergs bis rauf auf die Kuppe sah im oberen Bereich weitgehend
schwarzbraun aus - nur noch wenige grüne Baumkronen dazwischen.

Über 80 Prozent dieses Bergrückens ist von Buchen bestanden, deren
Laub bereits offensichtlich weitgehend abgeworfen war. Vereinzelt
standen dazwischen und noch grün ein paar andere Laubbäume wie
Trauben-Eiche, Sommer-Linde, Berg- und Feld-Ahorn. Aus der Nähe war zu
sehen, dass einige der kahl aussehenden Buchen im unteren
Kronenbereich, der vor Hitze und Sonneneinstrahlung etwas geschützt
ist, noch etwas grünes Laub trugen.

Der Gesamteindruck war, dass wohl im nächsten Jahr der größte Teil
dieser Buchen nicht mehr am Leben sein würde, zumal bereits die ersten
Folgeschäden, wie abgeplatzte Rindenpartien und erste Pilzinfektionen
am Stamm, zu sehen waren. Tatsächlich aber ergab eine Erhebung im
darauffolgenden Jahr, dass nur etwa zehn Prozent der Buchen
abgestorben waren. (Foto: László Maráz - nicht übernommen in den SB,
siehe ROBIN WOOD magazin Nr. 149/2.2021, Seite 17)




Mehr Infos finden Sie unter:

www.robinwood.de/waldsterben

Unter 

https://bmel.de/DE/themen/wald/wald-in-deutschland/waldzustandserhebung.html 

können die Ergebnisse der bundesweiten Waldzustandserhebung
2020 sowie der Berichte aus den einzelnen Bundesländern
heruntergeladen werden.

Grafiken und Tabellen dazu gibt es gesondert auch unter

https://tiwo-wze.shinyapps.io/WZE_app/

 * 
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Das vielleicht nachhaltigste Land der Welt


Umweltpolitik in Kuba zwischen Verfassungszielen, Klimakrise,
Sanktionen und Bürokratie

von Edgar Göll



"Eine wichtige biologische Spezies läuft Gefahr zu verschwinden
aufgrund der schnell fortschreitenden Beseitigung ihrer natürlichen
Lebensgrundlagen: der Mensch." So deutlich wie kaum ein anderer
Staatschef artikulierte Fidel Castro beim UN-Erdgipfel in Rio de
Janeiro 1992 die Bedrohung, vor der die Welt steht. Nach der
Revolution von 1959 wurden Umwelt und Natur in Kuba schon früh als
wichtig erachtet. Heute steht der Inselstaat wie andere Länder des
globalen Südens vor großen Herausforderungen besonders für die
Wirtschaft. Hinzu kommt die starke Betroffenheit durch die
Klimaerhitzung, zum Beispiel durch ausbleibenden Regen, zerstörerische
Wirbelstürme und den Anstieg des Meeresspiegels.

Gegen "irrationales" Produzieren

Das findet seinen Niederschlag in der neuen kubanischen Verfassung von
2019, die nach zwei mehrmonatigen öffentlichen Partizipationsprozessen
mit 86 Prozent der abgegebenen Stimmen angenommen wurde. Darin legt
Artikel 13 als eines der Staatsziele fest: "Förderung einer
nachhaltigen Entwicklung, die gewährleistet: individuellen und
kollektiven Wohlstand, die Erreichung eines höheren Niveaus an
Gerechtigkeit und Gleichheit sowie die Erhaltung und Vermehrung der
Errungenschaften der Revolution."

In Artikel 16 heißt es zu den internationalen Beziehungen: "Die
Republik Kuba fördert den Schutz und die Erhaltung der Umwelt und die
Bewältigung des Klimawandels, der das Überleben der menschlichen
Spezies bedroht, ... und die Etablierung einer gerechten
internationalen Wirtschaftsordnung sowie die Beseitigung irrationaler
Muster von Produktion und Verbrauch."

Papier ist auch in Kuba geduldig

Doch Papier ist geduldig, und auch in Kuba gibt es eine Diskrepanz
zwischen den offiziellen Proklamationen und gesetzlichen Vorgaben
einerseits und der Umsetzung in die Praxis andererseits. Das lässt
sich vor allem mit den sehr begrenzten Finanzmitteln, die dem
kubanischen Staat zur Verfügung stehen, und mit der Blockade durch die
USA erklären. Daneben spielen aber auch bürokratische Strukturen,
überforderte Beamte und mangelndes Umweltbewusstsein bei Bürgerinnen
und Bürgern eine Rolle. Eine neue Belastung sind die Folgen der
Corona-Pandemie. Der Totalausfall des ökonomisch sehr wichtigen
Tourismussektors verursacht extreme Engpässe in vielen Bereichen.

Gleichwohl wird in Kuba sehr viel für Umwelt- und Klimaschutz getan.
Das zeigt sich auch im Vergleich mit anderen Ländern, wo Kuba meist
sehr gut abschneidet. Der Anthropologe Jason Hickel und andere
Wissenschaftler errechnen seit einigen Jahren den 'Sustainable
Development Index' (SDI), den Index für nachhaltige Entwicklung, der
soziale Indikatoren wie Lebenserwartung, Bildung und Einkommen mit
ökologischen Parametern kombiniert. Der SDI-Bericht von 2019
identifizierte Kuba als das "am nachhaltigsten entwickelte Land der
Welt". Auch im aktuellen SDI ist Kuba unter den Top Ten, während
Deutschland auf Platz 134 rangiert. Schon 2006 kam der 'Living Planet
Report' des WWF zu dem Ergebnis, das Kuba das einzige Land ist, das
sowohl die sozialen als auch die ökologischen Entwicklungskriterien
erfüllt.

Klimaschutz als "Lebensaufgabe"

Um den riesigen Herausforderungen durch die Klimaerhitzung zu
begegnen, genehmigte Kubas Ministerrat 2017 den Klimaschutzplan 'Tarea
Vida' (Lebensaufgabe). Zuständig für die Durchführung ist das Umwelt-
und Technologieministerium, das umfangreiche Maßnahmen und
Investitionen in die Wege geleitet hat. Geplant wird für verschieden
lange Zeiträume: kurzfristig (2020), mittelfristig (2030), langfristig
(2050) und sehr langfristig (2100). Die Umsetzung erfolgt auf allen
administrativen Ebenen und in allen Provinzen. Der ganzheitliche,
systemische Ansatz umfasst alle wesentlichen Bereiche von der
Wasserverfügbarkeit und -nutzung über Wiederaufforstung zum Wasser-
und Bodenschutz, Schutz und Sanierung der Korallenriffe, erneuerbare
Energien und Energieeffizienz bis zu Nahrungsmittelsicherheit,
Gesundheit und Tourismus. Das wirkt sich beispielsweise auf die
Bauplanung aus, indem Neubauten nicht mehr in Küstennähe erlaubt sind.

Solche Pläne einzuhalten setzt viel voraus und dürfte nur selten im
vorgesehenen Zeitraum und Umfang gelingen. In den Provinzen und
Kommunen, wo an der Umsetzung gearbeitet wird, ist der Klimaplan
durchaus so etwas wie Tagesgespräch und stark präsent. Dazu tragen die
sogenannten Massenorganisationen bei, wie Frauenverband,
Gewerkschaften, Studierendenverbände, die lokalen
CDR-Nachbarschaftsorganisationen und die Gremien und Mitglieder der
Kommunistischen Partei. Aktiv sind hier auch zivilgesellschaftliche
Institutionen wie FANJ, Ecovida sowie zahlreiche Genossenschaften und
in Privatinitiative gestartete Projekte wie Organoponicos (Urbane
Landwirtschaft). Daran beteiligen sich auch Hochschulen und
Forschungseinrichtungen.

Pestizidfreie Landwirtschaft

Ein kleines Beispiel für ein Erfolgsmodell ist die Bienenzucht.
Während Imker weltweit über schwindende Bienenpopulationen klagen,
geht es den Bienenvölkern in Kuba sehr gut. In Kuba gibt es
ausschließlich 'Bio'-Honig, weil nach dem Wegfall der wichtigsten
Handelspartner 1991 und wegen der seit 60 Jahren andauernden
US-Blockade die kubanischen Landwirte kaum noch Pestizide einsetzen
konnten. Dadurch ist heute fast die gesamte kubanische Landwirtschaft
pestizidfrei. Laut Thomas Friedrich vom US-Landwirtschaftsverband
kostet ein Kilo kubanischer Honig auf dem Weltmarkt 3,24 US-Dollar,
"mehr als doppelt so viel wie der fair geschätzte Weltmarktpreis".

Gemessen an den schwierigen Rahmenbedingungen konnte Kuba in der
Umwelt-, Klima- und Nachhaltigkeitspolitik bisher erstaunliche
Ergebnisse erzielen. Die insgesamt positiven Ansätze für
'Zukunftsfähigkeit' sind besonders bemerkenswert, berücksichtigt man
die andauernden Sanktionen und Blockademaßnahmen der US-Regierungen,
die unter dem letzten Präsidenten Donald Trump extrem verschärft
wurden. Wie viel weiter wäre Kuba wohl in Sachen Nachhaltigkeit, gäbe
es nicht den Destruktionsdruck und die Bedrohungen von außen?

Mangrovenwälder werden wiederhergestellt

Erfreulich sind zahlreiche Projekte, die von den Vereinten Nationen,
ausländischen Regierungen und Nichtregierungsorganisationen in Kuba
unterstützt werden. Beispielsweise fördert der Grüne Klimafonds der
Vereinten Nationen ein 30-Jahres-Projekt zur Wiederherstellung von
15.000 Hektar Mangroven, Sumpfwald und Sumpfgras. Ein zweites,
siebenjähriges Vorhaben soll die lokale Lebensmittelproduktion
verbessern und 240.000 Menschen in besonders gefährdeten Gemeinden
zugutekommen. Auch Organisationen aus Deutschland führen
Nachhaltigkeitsprojekte in Kuba durch.




Weitere Informationen:


Edgar Göll: Kuba auf dem Weg zur Zukunftsfähigkeit?

ISW-Report 122, München 2020. www.isw-muenchen.de

(Publikationen - Reporte)

www.sustainabledevelopmentindex.org
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Lateinamerika 
Indigene: Unverzichtbar im Kampf gegen Klimawandel

Von Darío Aranda






[image: Indigener, von hinten gesehen, blickt auf eine weite hügelige Landschaft, in der weithin sichtbar Zivilisationsmerkmale wie Masten und andere Bauwerke aufragen - Foto: Romerito Pontes/Flickr (CC BY 2.0) [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

Guaraní bei einer Landbesetzung 2017 im brasilianischen Jaraguá.

Foto: Romerito Pontes/Flickr (CC BY 2.0)

[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



Laut einer Studie sind die indigenen Völker die besten
Bewahrer*innen der einheimischen Wälder und leisten damit einen
wesentlichen Beitrag im Kampf gegen die globale Erwärmung,
Unterernährung und Armut.

(Buenos Aires, 8. Juni 2021, pagina12/servindi/poonal) - "Die besten
Bewahrer der Wälder" - so bezeichnete die Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) die indigenen
Völker Lateinamerikas und stützt sich dabei auf einen Bericht, der
mehr als 300 Studien aus zwei Jahrzehnten zusammenfasst. Darin wird
festgestellt, dass indigene Gemeinden trotz der Rohstoffpolitik der
jeweiligen Regierungen von entscheidender Bedeutung im Kampf gegen den
Klimawandel, Unterernährung und Armut sind. Und das, obwohl sie bei
diesen lebenswichtigen Themen selten einbezogen werden. "Wir wissen
bereits, wie man den Wald schützt. Die Politik sollte sich
informieren", sagte Rachuka Rete vom Volk der Mbya, die in den
Grenzgebieten Argentiniens, Paraguays, Uruguays und Brasiliens leben.

"Indigene und in Stämmen lebende Völker und Waldbewirtschaftung" heißt
der Bericht [1], der darauf hinweist, dass die Territorien der
indigenen Völker Lateinamerikas derzeit zwischen 330 und 380 Millionen
Hektar Urwald umfassen und die höchste Artenvielfalt des Kontinents
aufweisen. Mehr als 80 Prozent der von indigenen Völkern bewohnten
Fläche seien von Wäldern bedeckt, zudem liege fast die Hälfte (45
Prozent) aller bestehenden Wälder in indigenen Gebieten. Die FAO
betont, dass Wälder zur Stabilisierung des regionalen und globalen
Klimas beitragen, enorme biologische Reichtümer enthalten und Heimat
alter Kulturen sind.


Für die indigenen Völker birgt der Bericht keine
Überraschungen

Jachuka Rete - der Mbya-Name von Jorgelina Duarte - ist einer der
Koordinator*innen von Aty Ñeychyrō, einer traditionellen
Organisation des Volkes der Mbya-Guaraní in Misiones, Argentinien. Sie
begrüßt den Bericht der FAO, sagt aber auch, dass er etwas belege, was
die indigenen Völker bereits wüssten: "Es ist wichtig, dass es
wissenschaftlich, durch konkrete Zahlen bewiesen ist, aber es ist
nichts Neues, dass wir die besten Beschützer*innen des Waldes, des
Wassers und des Bodens sind." Obwohl es in den westlichen Kulturen
keine geeigneten Vergleiche gibt, versucht Jachuka Rete zu erklären,
was der Wald für das Volk Mbya und für sie als Mitglied der
Tamandua-Gemeinde bedeutet: "Für uns es ist unser Zuhause, dort
entwickeln wir uns als Mbya; es ist auch unsere Apotheke, Schule,
Universität und Supermarkt." Der teko, die Lebensweise der
Mbya-Guaraní, werde im Wald entwickelt. Deshalb würden sie dieses
Gebiet auch bis aufs Äußerste verteidigen.

Mauro Millan von der Gemeinde Pillan Mawiza der Mapuche im
argentinischen Chubut betont, dass der Schutz des Territoriums, egal
ob Wald, Seen, Flüsse oder Berge, in der traditionellen indigenen
Lebensweise präsent ist: "Im Volk der Mapuche gibt es unterschiedliche
Lebensarten und Ansichten, aber wenn es eines gibt, das uns alle
verbindet, dann ist es die Anerkennung und der Respekt vor den
Gesetzen der Natur. Anders als in anderen Kulturen erkennen wir
Mapuche die Rechte der Natur an. Deshalb ist es unser ideologischer
und philosophischer Grundsatz, für das Territorium zu kämpfen und es
zu schützen."


Indigene Territorien permanent durch Extraktivismus
bedroht

Der Bericht der FAO bestätigt die Bedrohung der indigenen Territorien
durch extraktive Aktivitäten, insbesondere durch Agrarindustrie,
Großtagebau und Öl- und Forstaktivitäten. Jachuka Rete, die auch
Abgeordnete des Kontinentalrats der Guaraní-Nation ist, der sich aus
Gemeinden aus Argentinien, Paraguay, Uruguay und Brasilien
zusammensetzt, fasst es zusammen: "Die größte Bedrohung für die Wälder
und die indigenen Völker ist der übersteigerte Anspruch des Menschen,
der sich im Extraktivismus ausdrückt, hier in Misiones beispielsweise
in der Monokultur von Kiefern."

Die fortgeschrittene Rodung des Territoriums der Gemeinde Tekoa Ka'a
Kupe der Mbya-Guaraní durch das Unternehmen Carba S.A. Ende Mai
veranschaulicht diesen Konflikt. Seit zwei Jahrzehnten fordert die
Gemeinde den Stopp der Abholzung ihres Territoriums und kritisiert die
Verstrickung des lokalen Umweltministeriums und des Gouverneurs der
Region in die extraktivistischen Aktivitäten.


Staaten sollen indigene Bevölkerung unterstützen

Der regionale FAO-Vertreter Julio Berdegué attestiert den indigenen
und den in Stämmen lebenden Völkern "eine entscheidende Rolle bei
globalen und regionalen Klimaschutzmaßnahmen und im Kampf gegen Armut,
Hunger und Unterernährung. Der Verlust eines Großteils dieser
indigenen Wälder würde das regionale und globale Klima grundlegend
verändern." Der Bericht der Vereinten Nationen, der in Zusammenarbeit
mit dem Entwicklungsfonds für indigene Völker (Filac) erstellt wurde,
legt den Schwerpunkt seiner Analyse auf die indigenen Völker
Amazoniens, weitet die Empfehlungen und Schlussfolgerungen aber auf
alle Völker des Kontinents aus. Er fordert die Staaten dazu auf,
indigene Völker zu unterstützen, zu stärken und einzugreifen, um das
Eindringen von Unternehmen in indigene Gebiete zu unterbinden. Eine
grundlegende Aufgabe der Regierungen sei es, den Gemeinden Landtitel
für ihre Territorien zu geben. Obwohl es Gesetze gebe, die die
indigenen Völker fördern, seien es in den allermeisten Fällen die
Staaten selbst, die sich nicht an diese Vorschriften halten.


Indigener Widerstand geht weiter trotz staatlicher und
industrieller Gewalt

Jachuka Rete betont, dass es den indigenen Völkern nicht nur darum
gehe, den Ort zu verteidigen, an dem die Gemeinden leben: "Wir kämpfen
immer noch für die gesamte Menschheit. Die Zerstörung der indigenen
Gebiete ist eine Gefahr für uns alle. Unser Widerstand gilt der
Verteidigung des Lebens aller Menschen."

Auch Mauro Millan unterstreicht, dass die indigenen Völker weiterhin
die Territorien verteidigen werden, sei es ob als "mapu" für die
Mapuche oder als "Biodiversität" für die Naturschützer*innen oder
Akademiker*innen. Er prophezeit aber auch einen "ewigen Konflikt" mit
dem Staat und den Regierungen, die den Großtagebau, die Ölförderung,
die Agrarindustrie und große Infrastrukturarbeiten unterstützen und
fördern. Diesbezüglich stellt er fest: "Egal, ob eine rechte,
zentrische oder linke Regierung an der Macht ist, sie agiert als
Verwalterin einer extraktiven Politik, die der Verteidigung entgegen
stehen, die wir indigene Völker in unseren Territorien betreiben."

Sowohl die FAO als auch die indigenen Völker weisen darauf hin, dass
Regierungen und Unternehmen mit Gewalt auf den Widerstand der
indigenen Gemeinden reagieren. Laut der FAO wurden zwischen 2015 und
2019 insgesamt 232 Führungspersönlichkeiten indigener Gemeinden in
Lateinamerika wegen Landstreitigkeiten ermordet.


Es braucht politische Maßnahmen und Investitionen

In ihren Schlussfolgerungen stellt die FAO fest: "In einer Zeit, in
der aufgrund von Covid-19 eine der schlimmsten gesundheitlichen,
wirtschaftlichen und humanitären Krisen der Geschichte herrscht, mag
der Klimawandel weit weg erscheinen. Aber der Klimawandel droht
genauso gefährlich zu werden, wenn nicht sogar gefährlicher, als die
Pandemie selbst." Die Organisation fordert politische Maßnahmen und
Investitionen, die die Erholung nach der Pandemie unterstützen und
gleichzeitig zur Abschwächung und Bewältigung der Klimakrise beitragen
und bekräftigt, dass die Zusammenarbeit mit den indigenen Völkern zum
Schutz der Wälder in ihren Territorien diese Kriterien erfüllt.


Anmerkung:


[1] http://www.fao.org/3/cb2953es/cb2953es.pdf
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El Salvador

Bukele kündigt Wassergesetz an



El Salvadors Präsident Najib Bukele hat einen Entwurf für ein
neues Wassergesetz angekündigt. Soziale Organisationen präsentieren
einen eigenen Vorschlag.

(San Salvador, 14. Juni 2021, arpas) - Der Präsident von El Salvador,
Najib Bukele, hat per Twitter einen Gesetzesentwurf für ein neues
Wassergesetz angekündigt. Dem Parlament gab der Präsident 90 Tage
Zeit, um darüber zu entscheiden. Zuvor hatten zivilgesellschaftliche
Gruppen starke Kritik daran geübt, dass sich die Regierung geweigert
hatte, ein Wassergesetz voranzutreiben. Zudem hatten sich am 8. Juni
Parlamentarier*innen der Regierungsfraktion geweigert, eine Delegation
des 21. ökologischen Spaziergangs [1] zu empfangen, einer
Demonstration in San Salvador aus Anlass des Welttages der Umwelt.

Die nationale Allianz gegen die Wasserprivatisierung hat am 14. Juni
ihrerseits einen neuen Bürgervorschlag für ein Allgemeines
Wassergesetz präsentiert. In der Pressekonferenz begrüßten
akademische, religiöse und Umweltorganisationen, die die Allianz
bilden, die Ankündigung Bukeles. Sie forderten zudem, in der
Diskussion berücksichtigt zu werden und mehrere Punkte zu integrieren,
die sie als nicht verhandelbar betrachten: Wasser als Menschenrecht,
öffentliche Verwaltung der Wasserressourcen, bürgerliche Beteiligung
in der Wasserpolitik sowie ein faires Tarifsystem.

Anschließend präsentierten die Organisationen ihren Vorschlag der
gesetzgebenden Versammlung und forderten eine offene Debatte, die
innerhalb des Ausschusses für Umwelt und Klimawandel transparent
ablaufen sollte.

Erneut lehnte die Fraktion der Regierungspartei Nuevas Ideas es ab,
die Organisationen zu empfangen, weshalb sie ihren Vorschlag nur mit
Abgeordneten aus anderen Parteien teilen konnten. Der Vorsitzende
dieser selbsternannten "Cyan-Fraktion" [2] kritisierte das, er
verschwieg jedoch, dass sie ebenfalls eingeladen waren, aber nicht
erschienen.

Die Sprecherin der Allianz, Amalia López, stellte die Haltung des
Fraktionsvorsitzenden von Nuevas Ideas infrage. Sie forderte die
Regierung auf, ihre Forderungen ernst zu nehmen und verlangte, die
Nichtregierungsorganisationen nicht zu diskreditieren. López erinnerte
daran, dass die Organisationen seit mehr als 15 Jahren versuchen, ein
Wassergesetz zu organisieren. Die Allianz präsentiere zudem die
Bevölkerung und nicht politische Parteien, wie aus Regierungskreisen
unterstellt wird.


Anmerkungen:

[1] https://www.facebook.com/cripdeselsalvador/posts/xxi-caminata-ecologica-pueblo-avanzando-en-resistencia-por-el-agua-tierra-y-alim/2910184565861020/

[2] https://arpas.org.sv/2021/06/organizaciones-realizaron-xxi-caminata-ecologica-por-el-agua-la-tierra-y-la-alimentacion-arpas/
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BUND MAGAZIN - 2/2021

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Hamburgisches Wattenmeer

Deponie im Weltnaturerbe?



von Severin Zillich

Direkt an ihrem Nationalpark im Watt plant die Stadt Hamburg
dauerhaft Schlick aus dem Hafen zu verklappen. Der BUND
versucht diesen Naturfrevel mit allen Mitteln zu verhindern.



Im Februar reichte die EU-Kommission beim Europäischen Gerichtshof
Klage ein. Der Anlass: Deutschland hat seine wertvolle Natur bisher
nicht ausreichend gesichert. Auch liegen für die FFH- und
Vogelschutzgebiete keine messbaren Ziele vor. Wie sehr der Schutz
unserer Natur noch immer wirtschaftlichen Zielen untergeordnet wird,
illustriert ein Fall aus dem Weltnaturerbe Wattenmeer.

SISYPHOS LÄSST GRÜSSEN

Nach eineinhalb Jahren Baggerei wurde sie kürzlich abgeschlossen, die
neunte Elbvertiefung der vergangenen 200 Jahre. Rund 800 Millionen
Euro hat es gekostet, den Fluss bis zur Mündung bei Cuxhaven auf 14,5
Meter zu vertiefen. Seit Anfang Mai können nun noch größere
Containerschiffe Deutschlands wichtigsten Hafen anlaufen. Nicht die
größten wohlgemerkt, denn die benötigen inzwischen schon wieder zwei
Meter mehr.

Damit Hamburg im Wettbewerb um die ständig wachsenden Frachter nicht
den Anschluss verliert, ist die nächste Elbvertiefung wohl nur eine
Frage der Zeit. Allein die nun erreichte Tiefe zu halten, ist eine
Sisyphosarbeit: Mehr als neun Millionen Kubikmeter Schlick müssen
dafür jedes Jahr aus dem Hafen geholt werden. Das meiste wird zehn
Kilometer unterhalb in die Elbe gekippt. Doch jede Flut bringt einen
Teil davon zurück. In seiner Not plant Hamburgs Senat daher eine neue
Deponie zu errichten, weit draußen im Watt.

BESTMÖGLICH GESCHÜTZT

Etwa hundert Kilometer flussabwärts vom Hafen hat die Elbe die Nordsee
erreicht. Vor der Küste liegen zwei Inseln an der Fahrrinne, Neuwerk
und Scharhörn. Während Neuwerk per Fähre und Wattwagen zu erreichen
ist, muss man nach Scharhörn zu Fuß übers Watt. Betreten werden darf
die Insel nur in Begleitung ihres einzigen Bewohners, des Vogelwarts.

Jetzt im Frühling ist Scharhörn erfüllt vom Kreischen und Zetern
Tausender Seevögel. Prägten vor einigen Jahren noch Seeschwalben das
Bild, herrschen derzeit Silber-, Herings- und Sturmmöwen auf der
Insel. Dazu kommen Rotschenkel und Austernfischer und weitere bedrohte
Vogelarten.

All die Vögel, die hier gerade auf ihren Gelegen sitzen oder schon
Junge füttern, sollten sich glücklich schätzen. Ein formal besser
geschützter Brutplatz ist undenkbar: Scharhörn liegt in der Kernzone
des Nationalparks Wattenmeer und ist als Biosphärenreservat zudem
Modellregion für eine nachhaltige Entwicklung. Außerdem steht die
Insel als Vogelschutz- wie FFH-Gebiet gleich doppelt unter dem Schutz
der EU. Und sie ist Weltnaturerbe. Dazu eine Broschüre des
Nationalparks: »Dies ist die höchste Auszeichnung, die ein Naturgebiet
bekommen kann. Sie beinhaltet die Verantwortung, ein Ökosystem von
herausragender, globaler Bedeutung zum Wohle jetziger und zukünftiger
Generationen zu erhalten.«

DEUTLICHE KRITIK

Die Stadt Hamburg allerdings ficht das nicht an. Sie prüft, ob sie
einen Teil ihres Hafenschlicks künftig vor Scharhörn abladen kann.
Diese Deponie will der BUND Hamburg unbedingt verhindern. »Mit dem
Schlick gelangen diverse Schadstoffe ins Watt, aus der Landwirtschaft,
dem Hafen und der Schifffahrt«, so Geschäftsführer Manfred Braasch.
»Darin findet sich alles Mögliche, vom längst verbotenen Insektizid
DDT bis hin zu Quecksilber.«

Auch Carolin Rothfuß vom Verein Jordsand übt bei einem Ortstermin
deutliche Kritik: »Schadstoffe haben im Wattenmeer nichts zu suchen.«
Die Leiterin des Nationalparkhauses auf Neuwerk fürchtet zudem um das
natürliche Verhältnis von Schlick und Sand im Weltnaturerbe.

UNVEREINBAR

Für den BUND Hamburg wäre die Verklappung des Hafenschlicks bei
Scharhörn eine weitere Bestätigung dafür, wie stark das ständige
Baggern in der Tideelbe die Natur belastet. Dazu BUND-Expertin Linda
Kahl: »Der Bestand des einstigen Massenfisches Stint ist im
dauertrüben Wasser schon auf ein Minimum geschrumpft. Wohl deshalb hat
die größte deutsche Brutkolonie der Flussseeschwalbe an der Elbmündung
in Dithmarschen 2020 nur jedes zehnte Junge durchgebracht, der Rest
ist verhungert.«

Inzwischen kostet es die Hansestadt 100 Millionen Euro pro Jahr, ihre
Fahrrinne freizuhalten. Mit jeder weiteren Vertiefung wird mehr
Sediment im Fluss verfrachtet, der Dauerstress für die Elbe nimmt zu.
Manfred Braasch fordert die Hamburger Politik darum auf, sich von
einer Illusion zu verabschieden: »Die Interessen der Hafenwirtschaft
sind mit dem Naturschutz unvereinbar. Die Stadt steht gesetzlich in
der Pflicht: für eine ökologisch intakte Tideelbe; und für ihren
Nationalpark im Wattenmeer.«




www.bund-hamburg.de/wattenmeer

Übrigens: 

Der Nationalpark Hamburgisches Wattenmeer ist bestens per Bahn
zu erreichen: 

www.fahrtziel-natur.de

Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Scharhörn wird nur zur Brutzeit von einem Vogelwart bewohnt.

Zu den Brutvögeln Scharhörns zählt die vom Aussterben bedrohte
Sumpfohreule.

Hier will die Stadt Hamburg künftig ihren Schlick abladen.

Schlickbagger bei Blankenese: Musste Hamburg 1997
zwei Millionen Kubikmeter Sedimente aus der Elbe
holen, sind es heute jedes Jahr schon mehr als neun.

Ein letztes Gedeck für die Elbe - Protestaktion im Sommer 2019.
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